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Vorwort. 


In der Vorbemerkung zu dem vor kurzem veröffentlichten 
„Entwurf eines Geſetzes, betreffend das Urheberrecht an Werken 
der Literatur und der Tonkunſt“ (Amtliche Ausgabe, Berlin, 
J. Guttentag, 1899) iſt geſagt, ſeine Bekanntmachung bezwecke, auch 
die öffentliche Kritik für die wichtige geſetzgeberiſche Aufgabe zu 
verwerten. Die Dankbarkeit für die wiſſenſchaftliche Anregung, 
welche ich bei den Beratungen im Reichsjuſtizamt im Oktober 
vorigen Jahres empfangen, und das Bedürfnis, mir mein Urteil 
über den Entwurf für meine demnächſtige Teilnahme an den Be⸗ 
ratungen über denſelben im bayeriſchen Juſtizminiſterium feſtzu⸗ 
ſtellen, haben mich veranlaßt, auch meinerſeits mein Scherflein 
zur Kritik beizutragen. Denn wenn ich auch den Entwurf im 
ganzen nach Inhalt und Form für eine gute geſetzgeberiſche 
Arbeit halte, ſo kann es doch nicht fehlen, daß bei einem Geſetz, 
in welchem ſo viele wichtige ſich durchkreuzende Lebensintereſſen 
zu regeln ſind und welches höchſt ſchwierige Probleme auf den 
verſchiedenſten Rechtsgebieten zu löſen hat, die Einzelbeſtimmungen 
manchen Stoff zur Bekämpfung bieten. Meine Kritik beſchränkt 
ſich auf die rein juriſtiſche Seite des Entwurfs; die Kritik darüber, 
wie derſelbe ſich mit den Bedürfniſſen der verſchiedenen an der 
Regelung des Urheberrechts beteiligten ſonſtigen Berufskreiſe abge- 
funden hat, glaubte ich den Vertretern der letztern überlaſſen zu 
ſollen. Deswegen habe ich den urſprünglich beabſichtigten Abſchnitt 
meiner Kritik: „Beſchränkungen des Urheberrechts“, in welchem 
die Kolliſion der Intereſſen des Urhebers mit denen der Allge— 
meinheit, mit denen des Verlegers und mit denen anderer Ur— 
heber und die Regelung dieſer Kolliſion im Entwurf näher bes 
leuchtet werden ſollte, wieder weggelaſſen. Auch im Uebrigen war 
es mir nicht ſowohl darum zu thun, alles am Entwurf Kritiſierbare 
zu kritiſieren, als vielmehr da, wo ich kritiſieren zu müſſen glaubte, 
meine Kritik möglichſt überzeugend zu begründen. Zu dieſem 
Zweck habe ich neben den Vorſchriften des bisherigen deutſchen 
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Rechtes ſtets auch die Beſtimmungen des bayeriſchen Geſetzes von 
1865 und des öſterreichiſchen Geſetzes von 1895 zur Vergleichung 
mit herangezogen. Die Punkte, bezüglich deren mir eine eingehende 
Kritik, um dieſe Schriſt nicht zu umfänglich werden zu laſſen, 
nicht möglich war, welche ich aber doch nicht ganz mit Still⸗ 
ſchweigen übergehen wollte, habe ich in dem Schlußabſchnitt lediglich 
zum Zwecke weiterer Anregung zuſammengeſtellt. 

Bisweilen habe ich bei meinen Ausführungen auch Gedanken 
benützt oder bekämpft, welche bei den Beratungen in Berlin aus⸗ 
geſprochen wurden; die „deutliche Quellenangabe“ mußte ich bei 
dieſen Reminiſcenzen um deswillen unterlaſſen, weil die Protokolle 
über jene Verhandlungen vertraulichen Charakter haben. 

Die ſehr beachtenswerte Kritik des Entwurfes von Schuſter 
(Beilage zur Allgemeinen Zeitung 1899 Nr. 243 und 244) und 
die Beſchlüſſe des außerordentlichen Ausſchuſſes des Börſenvereins 
der deutſchen Buchhändler zum Entwurf (Börſenblatt vom 
25. Oktober 1899 Nr. 249) ſind wir erſt nach Beendigung des 
Druckes meiner kritiſchen Bemerkungen bekannt geworden. 


München, im Oktober 1899. 
Birkmeyer. 
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ſtehenden Reform der Urheberrechts⸗Geſetzgebung von Karl 
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*) Andere in meiner Schrift benutzte Werke habe ich am Ort der 
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Notwendigkeit, Betreff, Dispofition, Terminologie 
des Entwurfes. 


1. Die Fortſchritte, welche ſeit dem Geſetz vom 11. Juni 1870 
die Wiſſenſchaft und die Geſetzgebung auf dem Gebiete des Urheber- 
rechts und auf den mit ihm ſich berührenden anderweiten Rechts⸗ 
gebieten gemacht haben, ließen eine Umgeſtaltung des genannten 
Geſetzes als eine gebieteriſche Notwendigkeit erſcheinen (vgl. Begr. 
S. 27). Und zwar ſind dieſe Fortſchritte und die dadurch bedingten 
Abänderungen des bisherigen Geſetzes ſo große und mannigfache, 
daß die Aufſtellung eines neuen ſelbſtändigen Ent- 
wurfes dem von anderer Seite angeregten Weg der Erlaſſung 
einer bloßen Novelle zum Geſetz von 1870 — unter Einſchiebung 
der Abänderungen ins alte Geſetz und Neuveröffentlichung des ab⸗ 
geänderten Textes — entſchieden vorzuziehen war. 

2. Der Entwurf nennt als ſeinen Betreff: „Das Urheberrecht 
an Werken der Literatur und der Tonkunſt.“ Er über⸗ 
läßt alſo, wie das bisherige deutſche Recht, die Regelung der übrigen 
Urheberrechte beſonderen Geſetzen. Anders verfuhr das bayeriſche 
Geſetz vom 28. Juni 1865 „zum Schutze der Urheberrechte an 
literariſchen Erzeugniſſen und Werken der Kunſt.“ Anders 
verfährt auch das neue Oeſterreichiſche Geſetz vom 26. Dezember 1895, 
„betreffend das Urheberrecht an Werken der Literatur, Kunſt und 
Photographie.“ Die erläuternden Bemerkungen zu der Regie⸗ 
rungsvorlage des letzteren Geſetzes (Nr. 142 der Beilagen zu den 
ſtenogr. Prot. des Herrenhauſes, XI. Seſſion; ſ. Geller S. 34, 35) 
betonen zur Rechtfertigung dieſer Zuſammenfaſſung die einheitliche 
juriſtiſche Natur der betreffenden Urheberrechte: 

„Da das ausſchließliche Recht des Urhebers, als deſſen Ausfluß 
die einzelnen Geſetzesbeſtimmungen erſcheinen, ſeiner Natur nach für 
alle drei Gattungen von Geiſtesprodukten dasſelbe iſt, und der 
ſtraf⸗ und zivilrechtliche Schutz bei den einen wie bei den anderen 
in gleicher Weiſe zu gewähren iſt, ſo ſprechen auch Gründe der 
Geſetzestechnik für die einheitliche Geſtaltung des Geſetzes. Nur 
fo war eine klare und überſichtliche Anordnung des Stoffes mög⸗ 
lich, während anderenfalls, wie dies bei der Geſetzgebung 
Deutſchlands auch thatſächlich zutrifft, zahlreiche Wieder⸗ 
holungen und Bezugnahmen auf andere Geſetzesſtellen nicht zu 
vermeiden geweſen wären.“ 
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Auch in Deutſchland fehlte es nicht an Beſtrebungen und Ver⸗ 
ſuchen, die Urheberrechts-Geſetzgebung zu vereinheitlichen. Der erſte 
Entwurf (1868) zum Geſetz von 1870 umfaßte „das Urheberrecht 
an Werken der Literatur und der Kunſt, an geographiſchen, 
naturwiſſenſchaftlichen, architektoniſchen und ähnlichen Abbildungen, 
ſowie an photographiſchen Aufnahmen nach der Natur.“ 
Der zweite Entwurf (1869) trennte die Beſtimmungen über den 
Schutz der Photographieen ab, vereinigte aber noch immer „das 
Urheberrecht an Schriftwerken, Abbildungen, muſikaliſchen Kompo⸗ 
ſitionen, dramatiſchen Werken und Werken der bildenden 
Künſte“ zu einheitlicher Regelung. Erſt der Reichstag ſtrich auch 
die Werke der bildenden Künſte weg. — Als der außerordentliche 
Ausſchuß des Börſenvereins der deutſchen Buchhändler in den 
Jahren 1893—1896 über die Reviſion der beſtehenden Urheber⸗ 
rechtsgeſetze beriet, wurde ihm nahe gelegt (Beitr. S. 19), er ſolle 
den Wunſch ausſprechen: 

„daß die jetzige Trennung in Urheberrecht an Schriftwerken, dra⸗ 

matiſchen und muſikaliſchen Werken, Werken der bildenden Kunſt, 

Photographieen verlaſſen und der Schutz aller dieſer Arbeits⸗ 

zweige durch einen an die Spitze zu ſtellenden, zuſammenfaſſen⸗ 

den Rechtsſatz herbeigeführt werde.“ 
In dieſer Richtung bewegt ſich auch der von Hildebrandt auf 
dem 11. Deutſchen Schriftſtellertag in Wiesbaden (1898) vertretene 
Antrag: 

„Es iſt ein einheitliches Geſetz zu ſchaffen, das die Reichsgeſetze 

vom 11. Juni 1870 und vom 9. Januar 1876 erſetzt.“ 
Und endlich hielte es auch Streißler (S. 5) für das Beſte, 
wenn der Entwurf das Urheberrecht an Werken der bildenden Künſte 
und den Schutz der Photographieen mitumfaßte. | 

Allein überwiegende praktiſche Erwägungen haben immer 
wieder zur Trennung in verſchiedene Geſetze geführt. So ſeinerzeit 
im Reichstag. So neuerdings im Ausſchuß des Börſenvereins 
(Beitr. S. 20). So auch bei Aufſtellung des Entwurfs. Und in 
der That: wenn auch die juriſtiſchen Grundgedanken bei der Rege⸗ 
lung aller Arten der Urheberrechte die gleichen bleiben, ſo geſtaltet 
ſich doch das Detail der Rechtsſätze für die einzelnen Arten oft durchaus 
verſchieden (vgl. auch Gierke S. 768/9 und ſelbſt die Mot. z. 
öſterr. Gel. bei Geller S. 5 oben). Es iſt daher für die 
praktiſche Handhabung des Urheberrechts ſeitens der 
Intereſſenten, wie ſeitens der Gerichte entſchieden vorzuziehen, wenn 
für jeden Intereſſentenkreis die ihn angehenden Rechtsſätze in einem 
beſonderen Geſetz beiſammen ſtehen, wobei freilich zu erwägen wäre, 
ob nicht beſſer an Stelle der bisherigen Verweiſungen auf das 
Schriftwerkgeſetz Wiederholungen der betreffenden Beſtimmungen 
treten würden. Denn Wiederholungen ſtören zwar in wiſſenſchaft⸗ 
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lichen Werken; fie find überflüſſig in dem nämlichen Geſetz; aber 
ſie können ſehr nützlich und praktiſch ſich erweiſen in verſchiedenen, 
innerlich zuſammenhängenden Geſetzen. | 

3. Die Verſchiedenheit der Rechtsſätze, welche durch die ver- 
ſchiedenen Gegenſtände des Urheberrechts bedingt wird, iſt eine ſo 
große, daß es ſogar ſehr fraglich iſt, ob der Entwurf nicht beſſer 
gethan hätte, die von ihm geregelten beiden Kategorieen 
von Urheberrechten: das an Werken der Literatur und das an 
Werken der Tonkunſt, ſelbſt wieder, wie das im bisherigen Geſetz 
der Fall war, geſondert zu behandeln. Die Begründung 
S. 28 lehnt das ab; denn 

„eine ſolche Einteilung hat Wiederholungen und zahlreiche Hin⸗ 
weiſe auf vorhergehende Beſtimmungen zur Folge. Die Ueber⸗ 
ſichtlichkeit wird erleichtert, wenn die Vorſchriften in Betreff ſämt⸗ 
licher Werke thunlichſt vereinigt werden.“ 
Sicher; und ich bin ganz damit einverſtanden, daß in einem all⸗ 
gemeinen Teil Alles, was ſich bezüglich der verſchiedenen Werke wirk⸗ 
lich gemeinſam juriſtiſch regeln läßt, zuſammengeſtellt werde. Allein 
die Werke der Tonkunſt haben ſich im Laufe der verſchiedenen dem 
Entwurfe vorangegangenen Beratungen eine ſolche Sonderſtellung 
gegenüber den Werken der Literatur errungen, daß eben darin die 
„thunlichſte Vereinigung“ der Vorſchriften ihre Grenze findet. 
Mindeſtens zwölf Paragraphen des Entwurfs (§ 13 Z. 4, 88 142, 
19, 20, 21, 26, 32, 622, 66, 67, 68, 69) enthalten, im ganzen 
Entwurf zerſtreut, jus singulare bezüglich der Werke der Tonkunſt. 
Sie beweiſen, wie unmöglich es dem Entwurf war, ſie mit den 
Werken der Literatur innerlich zuſammenzufaſſen, z. B. hinſichtlich 
der Regelung der Bearbeitung und Entlehnung, der öffentlichen 
Aufführung, der Schutzfriſt. Hat es da wirklich noch ſo großen 
Wert, um des Prinzips willen an einer äußerlichen Zuſammen⸗ 
ſtellung feſtzuhalten, und würde da die Ueberſichtlichkeit und die 
praktiſche Handlichkeit nicht vielmehr durch eine Behandlung in ge⸗ 
ſonderten Abſchnitten gewinnen? 

4. Wenn wir übrigens vorhin einer Behandlung der ver⸗ 
ſchiedenen Gegenſtände des Urheberrechts in getrennten Geſetzen das 
Wort geredet haben, ſo iſt doch eine ganz andere Frage die, ob 
nicht dieſe Geſetze gleichzeitig hätten in Angriff genommen und 
verbeſchieden werden ſollen. Wird der vorliegende Entwurf zunächſt 
allein zum Geſetz und folglich nach § 70 desſelben das Geſetz vom 
11. Juni 1870 (bis auf ſeine 88 57—60) beſeitigt, jo hängen 
von dem Tage ſeines Inkrafttretens an eine ganze Reihe von Be⸗ 
ſtimmungen der übrigen weiter geltenden Urhebergeſetze völlig in 
der Luft. Darauf hat ſchon Streißler S. 5 aufmerkſam gemacht. 
Zu den von ihm genannten Beſtimmungen der übrigen Urheber⸗ 
geſetze, welche auf das Geſetz vom 11. Juni 1870 verweiſen, iſt 
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noch hinzuzufügen: das Geſetz vom 11. Januar 1876, betr. das 
Urheberrecht an Muſtern und Modellen, § 14. 
5. Der Entwurf hat zu ſeinem Betreff „Das Urheberrecht 
an Werken der Literatur und der Tonkunſt.“ Dieſer Betreff hätte 
auch in der Dispoſition des Entwurfs überall ſtreng feſt⸗ 
gehalten werden ſollen. Nicht nur, weil damit das Geſetz ſchon 
äußerlich als ein in ſich feſt geſchloſſenes Ganzes aus Einem Wurf 
ſich darſtellt, ſondern auch, weil dies auf die ſchärfere Faſſung der 
einzelnen Beſtimmungen zurückwirkt. Demgemäß würden die fünf 
Abſchnitte des Entwurfs, welche bis jetzt die Ueberſchriften tragen: 
Vorausſetzungen des Schutzes. 7 27 111.) 
Befugniſſe des a 800 
Dauer des Schutzes. 
Rechtsverletzungen. 6 540 
Schlußbeſtimmungen. 688 5570) 

im Geſetz etwa zu überſchreiben ſein: 
Objekte und Subjekte des Urheberrechts. 
Inhalt und Beſchränkungen des Urheberrechts. 
Dauer des Urheberrechts. 
Verletzung des Urheberrechts. 
Schlußbeſtimmungen. 

6. Wie dieſe ſchärfere Feſthaltung des Betreffs des Geſetzes 
auch für die ſchärfere Faſſung ſeiner Einzelbeſtimmungen von Be⸗ 
deutung iſt, das zeigt gleich der § 1 des Entwurfes: 

1 Maßgabe dieſes Geſetzes werden geſchützt: 
. die Urheber von . ... 2. die Urheber vdon 
3 die Urheber von“ ........ 

Aber Gegenſtand des Schutzes des Geſetzes „betreffend das 
Urheberrecht“ iſt nicht der Urheber, ſondern eben das Urheber⸗ 
recht, wie wir ja überhaupt im Recht unmittelbar nur Rechtsgüter 
und erſt mittelbar deren Inhaber ſchützen. In der That wird ja 
doch „nach Maßgabe dieſes Geſetzes geſch ie das Urheberrecht, 
auch wenn es nicht dem Urheber, d. h. nach § 2 E. dem Verfaſſer, 
ſondern ſeinen Erben oder ſeinen and olgern (88 9, 11 E.), 
wenn es dem Herausgeber oder Verleger (88 3, 4 E.), wenn es 
dem Eigentümer (§ 28 E.) zuſteht. Es wird ferner das Urheber⸗ 
recht geſchützt, auch wenn man den Urheber gar nicht kennt (§ 82 E.). 
So ſpricht denn auch der E. ſelbſt an anderen Stellen ganz richtig 
von dem „Schutz des Urheberrechts“ (85 28, 29, 31), von einem 
„geſchützten Urheberrecht“ (8 44 1 und 2). 8 1 würde an for= 
refter jo zu fallen fein: 

1 Maßgabe dieſes Geſetzes wird geſchützt das urheber⸗ 


recht 1 . an Schriftwerken 2. an Werken der Ton⸗ 
kunſe 3. an ſolchen Abbildungen 


1) Von „Schutz“ iſt im Titel des Geſetzes keine Rede. Es fehlt alſo 
der erſten Abſchnitts⸗ueberſchrift an jeder Anknüpfung. Ueberdies har⸗ 
moniert ſie nicht mit dem Inhalt des Abſchnittes. 
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7. Damit find wir bereits bei der Terminologie des Ent⸗ 
wurfes angelangt. Bezüglich ihrer bin ich zu kritiſchen Bemerkungen 
bei zwei Punkten veranlaßt.) 

Die Begr. S. 28 (vgl. dazu auch Streißler S. 9) macht 
vor Allem aufmerkſam auf die Unterſcheidung des Entwurfs zwiſchen 
dem Erſcheinen eines Werkes und zwiſchen deſſen Veröffent— 
lichung: 

„Unter dem Erſcheinen des Werkes verſteht der Entwurf ſtets 
nur die Herausgabe im Verlagshandel, alſo das öffentliche An⸗ 
gebot von Vervielfältigungen. Sollen dagegen alle Handlungen, 
durch die das Werk an die Oeffentlichkeit gebracht wird, alſo 
namentlich auch die Aufführung oder der Vortrag zufammen= 
gefaßt werden, ſo iſt der Ausdruck „Veröffentlichung“ gebraucht.“ 


Demgemäß unterſcheidet denn auch der 8 36 E.: 
„ob + Werk erſchienen oder anderweit veröffentlicht wor⸗ 
den iſt“; 
ſtempelt alſo das „Veröffentlichen“ zum genus, von welchem das 
„Erſcheinen“ eine species darſtellt, während der § 88 E. mit den 
Worten: 
„Bei Werken, die nicht erſchienen, aber öffentlich aufgeführt 
oder vorgetragen ſind“ 
und der 8 44 E. mit den Worten: 


„Wer .. ein Scriftmerl,...... das noch nicht ... ver⸗ 
öſſentlicht worden iſt, . . . .. öffentlich mitteilt“ 


2) Außerdem iſt für meine ſpäteren Ausführungen insbeſondere 
noch zu beachten die Terminologie 81 3. 1.88 12 der verſchiedenen, 


— abgeſehen von 5 „8 6. 22. 2 § 12s, 28) und den „Ab⸗ 
bildungen“ (8 1 Z. 3 925 A; des Urheberrechts⸗ 
ſchutzes bildenden — „ 1 155 dazu auch die B. K. Art. 4; die 


Begr. S. 30/31. Der E. . 85 ſeine verſchiedenen Beſtim⸗ 
22 „Schriftwerke“ in § 1 3. 1, 88 6, 1 18 Z. 1, 2, 3, 88 19, 

„ 44; „Werke der Tonkunſt“ in §8 1 Z. 1, 886, 122, 13 Z. 4, 
3 19, 20, 21, 26, 27, 32, 622, 66, 67, 68, 69, wobei in §8 26. und 
72 wieder beſonders hervorgehoben werben „Werke der Tonkunſt, zu 
welchen ein Text gehört“; „Bühnenwerke“ n 88 122, 13 Z. 3; „Werke, 
die unter einem anderen als dem wahren Nanen des Verfaſſers oder 
ohne den Namen eines el erſchienen find“ in § 82 (vgl. S 30); 
„Sammelwerke“ in 88 4, 5; „Werke, die aus mehreren in Zwiſchen⸗ 
räumen . Bänden beſtehen“ in § 341; „in Lieferungen ver⸗ 
öffentlichte Werke“ 2 342; „Originalwerke“ (im Gegenſatz zu Ueber⸗ 
ſetzungen) in $ 13 3.2 „ 8 562. — Als Bühnenwerke betrachtet der E. 
auch die choreographiſchen Werke und läßt ihnen als ſolchen einen 
Schutz nur dann zu Teil werden, wenn ſie zu Schriftwerken geworden 
ſind (Begr. S. 31). Infolge deſſen genießen Impro viſationen dieſer Art, 
etwa extemporierte Pantomimen, nach dem E. keinen Schutz. Anders 
nach dem öſterr. Geſ., welches zwar in $ 4 Z. 2 die eee 
Werke ebenfalls zu den Bühnenwerken zählt, die letzteren aber nicht als 
bloße Unterart der „ ſchützt (8 4 Z. 1). Vgl. auch noch das 
Schlußprotokoll zur B. K. sub 2 
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uns als weitere species des Veröffentlichens die öffentliche Auf⸗ 
führung, den öffentlichen Vortrag, die öffentliche Mitteilung nennen.?) 

Schon eine flüchtige Durchſicht des Entwurfes zeigt uns, von 
welch tiefgreifender Bedeutung dieſe Terminologie für das Ver⸗ 
ſtändnis und die Tragweite der einzelnen Beſtimmungen iſt. Iſt 
ja doch z. B. der Zeitpunkt der Veröffentlichung eines Werkes 
maßgebend für die Dauer der Schutzfriſten nach § 28 ff. E., die 
Thatſache der Veröffentlichung entſcheidend für die Befugnis Dritter 
zur öffentlichen Mitteilung nach $ 44 E.; vgl. weiter die 88 3, 19, 
54 E. Auf der anderen Seite iſt die Thatſache, daß das Werk 
erſchienen iſt, z. B. Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der 
Zwangsvollſtreckung in das Urheberrecht gegen die Erben des 
Urhebers nach 8 11 E., entſcheidend für das Ende der ausſchließ⸗ 
lichen Befugnis des Urhebers, das Werk öffentlich vorzutragen nach 
§ 128 E., bedingend für die Zuläſſigkeit verſchiedener ſonſt uns 
erlaubter Benutzungen des Werkes durch Dritte: ſ. 8 18 Z. 1—3, 
§ 19, 820 Z. 1 und 2, 88 21, 22 E. und vergleiche weiter die 
SS 8, 26, 35, 55, 56, 57, 63, 67, 68, 69 daſelbſt. 

Auch iſt, jo viel ich ſehe, in allen dieſen SS bei Verwendung 
der Ausdrücke „Veröffentlichen“ und „Erſcheinen“ die oben feſt⸗ 
geſtellte Terminologie konſequent feſtgehalten. 

Dieſe Terminologie bedeutet nun aber zunächſt eine 
völlige Umgeſtaltung der in dem bisherigen Geſetz be— 
folgten. Wenn man diejenigen 88 des Geſetzes von 1870, in 
welchen von der Veröffentlichung, bezw. vom Erſcheinen eines 
Werkes geſprochen wird, d. h. die 88 5 sub a, 6 sub c u. Abſ. 3, 

58 7 sub a, 11 Abſ. 1 u. 3, §§ 282, 47, 48, 50, 522, 525, 
61, 62, bezw. die 88 6 sub a und c, Abſ. 2 u. 3, 88 10, 12, 
141, 2, 3, 15, 16, 58, 59, 611 u. 2, 62 aufmerkſam mit den ent⸗ 
ſprechenden Beſtimmungen des Entwurfes vergleicht, ſo wird man 
finden, daß, wenn auch nicht in allen, doch in ſehr vielen Fällen 
der Entwurf diejenigen Rechtswirkungen, welche das Geſetz an die 
Veröffentlichung des Werkes anknüpfte, vom Erſcheinen des Werkes 
abhängig macht und umgekehrt. Die Intereſſenten und die Judikatur 
werden alſo die Begriffe, in die ſie ſich bis jetzt eingelebt hatten, 
geradezu umkehren müſſen. 

Doch dies mag hingenommen werden. Denn die Terminologie 
des bisherigen Geſetzes war eben hinſichtlich der fraglichen Ausdrücke 
überhaupt keine ſcharf ausgeprägte.“) Die Terminologie des Ent⸗ 
wurfes aber iſt ſcharf und wie mir ſcheint, treffend. 


8) Wozu bei Kunſtwerken noch die öffentliche Ausſtellung käme; 
vergl. Gierke S. 790. 
) Es gebrauchte wohl die drei Ausdrücke „veröffentlichen“, „er⸗ 
ſcheinen“ (laſfen) und „herausgeben“ als Synonyma: vgl. Allfeld 
S. 124 sub 8, S. 133; Beiträge S. 41/2 und die dort Citierten. S. über 
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Bedenklicher iſt es, daß dieſe Terminologie auch mit derjenigen 
der Internationalen Verträge in Disharmonie ſich befindet. Die 
Deklaration zur Berner Uebereinkunft vom 9. September 1886 und 
zur Pariſer Zuſatzakte vom 4. Mai 1896 (R.⸗G.⸗Bl. 1897 S. 769) 
enthält sub 2 folgende Definition: 

„Unter „veröffentlichten“ Werken [oeuvres publiees] find ſolche 
zu verſtehen, die in einem Verbandslande „herausgegeben“ 
[oeuvres éditées] ſind. Infolge deſſen ſtellen die Aufführung 
eines dramatiſchen oder dramatiſch⸗muſikaliſchen Werkes, die Auf⸗ 
führung eines muſikaliſchen Werkes und die Ausſtellung eines 
Kunſtwerkes keine „Veröffentlichung“ im Sinne der vorerwähnten 
beiden Akte dar.“) 

Hier ſind demnach, wie im bisherigen Geſetz, veröffentlichen 
und herausgeben (S im Buchhandel erſcheinen laſſen) als Synonyma 
gebraucht, und wir werden alſo, wenn der Entwurf Geſetz geworden, 
vor der immerhin mißlichen Thatſache ſtehen, daß „veröffenlichen“ 
für unſeren nationalen Urheberrechtsverkehr etwas ganz anderes 
bedeutet, als für den internationalen! 

8. Zur Terminologie und Geſetzestechnik gehört auch die Ver- 
wendung von Fiktionen. 

ch habe bereits in meiner editio princ. N. 65 auf die 
überaus häufigen Fiktionen im Schriftwerkgeſetz aufmerkſam ge= 
macht. Der Entwurf ſteht in ihrer Verwendung hinter dem bis— 
herigen Geſetz mindeſtens nicht zurück. Man vergleiche das „gilt 
als“ in 88 2, 4, 6, 21; „wird angeſehen als“ in SS 3, 4, 341; 
„iſt nicht anzuſehen als“ in 88 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22. 
Auch das „wird vermutet“ in 88 81 u. 3, 28 und das „gilt die 
Vermutung“ in § 82 gehört hieher, ſoweit es etwa als praesumtio 
juris et de jure zu verſtehen iſt. 

Nun iſt ja, wie Ihering gezeigt hat, der Gebrauch der 
Fiktionen in der Geſetzgebung erlaubt, ja notwendig, wenn es ent⸗ 
weder gilt, einen neuen Rechtsſatz leichter an das bisherige Recht 
anzuknüpfen, oder aber eine Erleichterung der juriſtiſchen Vorſtellung 
bezw. Darſtellung dadurch zu ſchaffen. „Die Fiktion dient der 
Geſetzgebung als Vereinfachungs- und Veranſchaulichungsapparat“ 
(Bülow). Immerhin iſt zu bedenken, daß in jeder echten Fiktion 
die Forderung liegt, etwas irgendwie anders zu denken, als dieſes 


den Begriff „veröffentlichen“ weiter: Kloſtermann, Geiſtiges Eigen⸗ 
tum, S. 249, 251; Urheberrecht S. 160; Stenglein S. 10; van Calker 
S. 99, 104, 108; Allfeld S. 250. 

5) Wieder anders iſt der Sprachgebrauch des öſterr. Geſetzes, 
welches in feinem § 6 das erſchienene Werk mit dem herausgegebenen 
identifiziert und die öffentliche Aufführung und die öffentliche Aus⸗ 
ſtellung ausdrücklich als Arten des „Erſcheinens“ erklärt, alſo das Er⸗ 
ſcheinen als das genus, dieſe Arten der Veröffentlichung alſo ſeine 
species betrachtet im direkten Gegenſatz zu 8 88 E. Vgl. Motive dazu 
bei Geller S. 58. S. auch Mitteis S. 177. 
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in Wirklichkeit iſt (Ihering), daß aljo jede Fiktion „eine Negation 
richliger Erkenntnis, die offene Verneinung der Wahrheit, ein un⸗ 
gelöſtes Problem“ iſt (Bülow), wovon daher nur ſparſam und 
jedenfalls da nicht Gebrauch zu machen iſt, wo die ſchlichte Wahr⸗ 
heit einfacher und anſchaulicher iſt. 

Daraufhin betrachtet, iſt z. B. die Fiktion in § 3 E. nicht 
zu beanſtanden. Denn wenn man einer juriſtiſchen Perſon, die 
als Herausgeber ein Werk veröffentlicht, in Bezug auf dies Werk 
die ganze Rechtsſtellung eines Urhebers verleihen will, ſo kann dies 
allerdings nicht einfacher und anſchaulicher geſchehen, als indem 
man fingiert, ſie ſei Urheber des Werkes. Dagegen iſt z. B. die 
Fiktion des § 2: 

„Bei einer Ueberſetzung gilt der Ueberſetzer, bei einer ſonſtigen 

Bearbeitung der Bearbeiter als Urheber.“ 

durchaus unnötig. Denn der Ueberjeger i ſt Urheber unter allen 
Umſtänden (ſ. Näheres darüber unten S. 22), der Bearbeiter 
wenigſtens dann, wenn es ſich um eine ſelbſtändige Bearbeitung, 
um eine Bearbeitung im Sinne des § 14 E. handelt. Iſt die 
Bearbeitung dagegen keine eigentümliche Schöpfung, dann kann der 
Bearbeiter auch nicht als Urheber gelten. 

Insbeſondere aber möchte ich die Frage aufwerfen, ob nicht 
endlich einmal mit der althergebrachten Fiktion 

„als Nachdruck iſt nicht anzuſehen“ (88 16—22 E.) 
aufgeräumt werden ſollte? Sie ſtammt aus der Zeit, da noch das 
ganze Recht des Urhebers aufging in der ausſchließlichen Befugnis 
zur Vervielfältigung ſeines Werkes, und dementſprechend alle Ver— 
letzung des Urheberrechtes Nachdruck war. Damals lag es nahe, 
alle die Fälle, in welchen das Geſetz eine Verletzung des Ur— 
heberrechtes nicht erblicken wollte, in die Formel einzukleiden 
„als Nachdruck iſt nicht anzuſehen.“ Inzwiſchen hat ſich die Er— 
kenntnis Bahn gebrochen, daß die Vervielfältigungsbefugnis den 
Inhalt des Urheberrechtes entfernt nicht erſchöpfe, eine Reihe weiterer 
ausſchließlicher Befugniſſe ſind aus letzterem herausgeſchält und geſetz⸗ 
lich anerkannt worden (ſ. unten S. 16 ff.). Nun hat auch der 
Begriff „Nachdruck“ die Fähigkeit verloren, alle Verletzungen des 
Urheberrechts zu decken,“) er bezeichnet nur mehr die Verletzung 
einer und nicht einmal der wichtigſten der dem Urheber zuſtehenden 
Befugniſſe (§ 15 E.). Und jetzt erſcheint es infolgedeſſen auch un⸗ 
natürlich, wenn noch immer der Begriff „Nachdruck“ eine fo über- 
wiegende Rolle ſpielt,)) und wenn insbeſondere noch immer alle 


) Das öſterr. Gef. § 24 freilich bezeichnet, obgleich es im 8 23 
die Fülle der Befugniſſe des Urhebers in muſtergültiger Weiſe aner⸗ 
kannt hat, noch immer jeden Eingriff in das Urheberrecht als Nachdruck. 

7) Der gf „Nachdruck“ ee net im Entwurf in den 88 15, 
16, 17, 18, 19, 20, 2 „22. 37, 40 Z. 1, 88 421, 2 u. 8, 51. 
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die Fälle, wo das Geſetz einen Eingriff ins Urheberrecht nicht an⸗ 
nimmt, zunächſt in die Fiktion eingekleidet werden „als Nachdruck 
iſt es nicht anzuſehen“, wozu dann erſt im § 25 E. ergänzend 
hinzugefügt wird, daß in jenen Fällen auch die übrigen ausſchließ⸗ 
lichen Befugniſſe des Urhebers zeſſieren. Die Formulierung des 
8 25 E. enthüllt uns zugleich die ſchlichte Wahrheit, die ſich hinter 
der Fiktion der 88 16—22 verbirgt: Bezüglich der in dieſen Para- 
graphen genannten Werke, Artikel, Stellen u. |. w. iſt Veröffent- 
lichung, Vervielfältigung, Verbreitung, Ueberſetzung, kurz Alles, 
was ſonſt ausſchließliche Befugnis des Urhebers iſt, für Jedermann 
— entweder unbedingt oder unter gewiſſen näheren in 88 16—24 
aufgeſtellten Vorausſetzungen — zuläſſig. Es würde m. E. 
nur zur Klarheit des Geſetzes beitragen, wenn dieſe Wahrheit 
an die Stelle der veralteten Fiktion geſetzt würde, wofür außerdem 
noch geltend zu machen iſt, daß es bei manchen der in 88 16 ff. 
genannten Werke von vornherein zweifelhaft iſt, ob fie „Schrift⸗ 
werke“ im Sinne des § 1 Z. 1 E. find, ob alſo ein Urheberrecht 
an ihnen überhaupt beſteht. Ein Nachdruck wäre im Fall der Ver⸗ 
neinung dieſer Frage ihnen gegenüber gar nicht möglich, alſo die 
Formel „als Nachdruck iſt nicht anzuſehen“ ſinnlos, während die 
„Zuläſſigkeit der Vervielfältigung“ u. ſ. w. für Dritte dann erſt 
recht gegeben wäre. 


II. 


Die eigentlich urheberrechtlichen Beſtimmungen 
des Entwurfs. 


1. Das juriſtiſche Weſen des Urheberrechts. 


1. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Verfaſſer des Entwurfs 
ihre Anſicht über die Natur des Urheberrechts nicht geſetzlich fixiert 
haben. Es iſt aber ebenſo ſelbſtverſtändlich, daß ſie bei Aufſtellung 
des Entwurfs von einer ganz beſtimmten Auffaſſung dieſes Weſens 
geleitet ſein mußten; denn ohne ſolche iſt eine Regelung der wich- 
tigſten Fragen des Urheberrechts: der Frage nach der Vererblichkeit 
und Uebertragbarkeit des Urheberrechts, der Frage nach der Zu— 
läſſigkeit einer Zwangsvollſtreckung in das Urheberrecht, der Frage 
nach dem Inhalt des Urheberrechts u. ſ. w. ebenſo unmöglich, wie 
eine konſequente Durchbildung der Detailbeſtimmungen. Daraus 
folgt für den juriſtiſchen Kritiker ganz von ſelbſt die Notwendigkeit, 
aus den Beſtimmungen des Entwurfs heraus die Auffaſſung des⸗ 
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ſelben von dem Weſen des Urheberrechts zu rekonſtruieren und das 
Gefundene als Maßſtab für die Kritik zu verwerten.) 

2. Die Anſichten der Wiſſenſchaft über das Weſen des Urheber⸗ 
rechts gehen weit auseinander.“) Die Theorie vom geiſtigen Eigen⸗ 
tum betrachte ich als in der Geſetzgebung, wie in der Wiſſenſchaft 
Deutſchlands überwunden.“) Im übrigen genügt es hier, unter 
Uebergehung der Zwiſchenmeinungen nur die drei ſchärfſten Gegen⸗ 
ſätze zu markieren. Es ſind: 

a) Die Theorie des Immaterialgüterrechts, welche in dem 
Urheberrecht ein abſolutes Vermögensrecht, ein Recht an 
einer unkörperlichen Sache analog dem Eigentum (daher 
„geläuterte Theorie des geiſtigen Eigentums“) erblickt 
(Stobbe). 

b) Die Theorie des Perſönlichkeitsrechts, welche das Urheber⸗ 
recht in ſeinem ganzen Umfang als eine aus geiſtiger 
Schöpfung fließende Herrſchaft über einen Beſtandtheil der 
eigenen Perſönlichkeitsſphäre auffaßt, ohne jedoch zu ver⸗ 
kennen, daß es unbeſchadet ſeines perſönlichen Kernes einen 
vermögensrechtlichen Inhalt aus ſich heraus entfalten kann 
(Gierke). 

c) Die Theorie der Zerlegung des Urheberrechts in Im⸗ 
materialgüterrecht und Individualrecht, welche den ver— 
mögensrechtlichen Beſtandteil des Urheberrechts als ein 
durchaus ſelbſtändiges Recht von dem Perſönlichkeitsrechte 
abtrennt (Kohler). 

Während alſo die Anſichten ad a) und b) das Urheberrecht als 
ein einheitliches (Vermögens- oder Perſönlichkeits⸗) Recht auffaſſen, 
ſpaltet es die Anſicht ad c) in zwei Teile, von denen jeder eine 
ſelbſtändige juriſtiſche Natur hat > ſelbſtändiger geſetzlicher Nor⸗ 
mierung bedürftig oder zugänglich if 


3. Daß nun der Entwurf im 3 nicht ein reines 
Vermögensrecht erblickt, beweiſt der § 11 mit feinem Ausſchluß 


8) Das öſterr. Gef. huldigt nach feinen Materialien on bei 
Geller S. 30ff.; Bericht der Herrenhauskommiſſion ebenda S. 41) 
der Theorie von der Einheitlichkeit des Urheberrechts im Sinne eines 
Perſönlichkeitsrechtes (ſ. im Text sub b). Gleichwohl behauptet Mitteis 
S. 110, 111, 212 (vgl. ©. 95 ff.), daß es im Urheberrecht das Imma⸗ 
terialgüterrecht und die „ihm adminikulierenden Individualrechte“ unter⸗ 
ſcheide (ſ. im Text sub c). 

9) Vgl. die . Darſtellung der verſchiedenen Theorien bei 
Gierke S. 756—76 

10) Sie 1 ſich noch in Art. 4 Z. 6 der RV. Sie herrſcht 
noch in Frankreich. Sie wird noch heute in Deutſchland vertreten von 
Oſterrieth. Sie iſt ſchon im Geſetz von 1870 aufgegeben, weshalb 
auch bei Abſchluß der B. K. die vorgeſchlagene Bezeichnung „Verband 
zum Schutze des geiſtigen Eigentums“ von den Vertretern Deutſchlands 
entſchieden 5 wurde: vgl. Allfeld S. 350. sub 1. Dem Entw. 
iſt ſie völlig fremd. 
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der Zwangsvollſtreckung in das Urheberrecht gegen den Urheber 
und ſeiner Beſchränkung dieſer Zwangsvollſtreckung gegen die Erben. 
Wäre das Urheberrecht reines Vermögensrecht, ſo würde es der 
Zwangsvollſtreckung nach § 754 (jetzt 857) CPrO. ohne weiteres 
unterliegen müſſen. § 11 aber „wahrt in vollem Maße die Rück⸗ 
ſicht auf die Perſönlichkeit des Verfaſſers“ (Begr. S. 34; vgl. 
den Bericht der öſterr. Herrenhaus⸗Kommiſſion bei Geller S. 64.11) 
Uebrigens war man ja auch bei Auslegung unſeres bisherigen 
Geſetzes bereits zu dem Reſultat gelangt, dasſelbe wolle 

„nicht bloß das Vermögensintereſſe, ſondern auch das geiſtige 

Intereſſe des Schriftſtellers, daß ſein Werk nicht oder daß es 

nur ſo, wie es verfaßt iſt, veröffentlicht wird, ſchützen.“ 

vgl. Allfeld S. 14 ff. und die von ihm auf S. 17 citierten 
Entſcheidungen des Reichsgerichts. 


Wenn alſo die Begr. S. 29 ſagt: 

„Der Entwurf will das geltende Geſetz dahin ergänzen, daß 
nicht nur die Verwertung der geiſtigen Arbeit, ſondern auch das 
perſönliche Intereſſe des Verfaſſers an ſeinem Erzeugniſſe 
geſichert wird“, 

ſo kann dieſe Ergänzung nur in einer deutlicheren und umfaſſenderen 
Ausprägung der ſchon im Geſetz von 1870 angeſtrebten Richtung 
liegen. Sie iſt erfolgt außer in der vorhin ſchon beſprochenen Be⸗ 
ſchränkung der Zwangsvollſtreckung ($ 11 E.) insbeſondere in der 
energiſchen Wahrung und Durchführung des ausſchließlichen Rechtes 
des Verfaſſers, über die erſte Veröffentlichung ſeines Geiſteswerkes 
zu beſtimmen (88 12, 39, 40, 44 E., |. unten über den Inhalt 
des Urheberrechts); in dem gegenüber dem bisherigen Recht viel 
ausgedehnteren Gebot der Quellenangabe bei erlaubter Benutzung 
fremder Werke (88 172, 24, 46 E.); endlich in dem Verbot der 
Aenderung eines Geiſteswerkes ohne Einwilligung des Verfaſſers, 
auch nachdem im Uebrigen die Verfügung über das Werk vom Ver⸗ 
faſſer aus der Hand gegeben (88 10, 45 E.), oder vom Geſetz ihm 
aus der Hand genommen iſt (§§ 17, 23 E.), wovon ſogleich mehr. 
Auch die Beſtimmung des § 442 E., wonach die öffentliche Mit⸗ 
teilung von bisher noch nicht veröffentlichten Privatbriefen, Tage⸗ 


11) Ob freilich 8 11 wirklich in vollem Maße die Rückſicht 
auf die Perſönlichkeit des Verfaſſers wahrt, dürfte zu beſtreiten ſein. 
Wollte er das, jo mußte er — wie das öſterr. Geſ. $ 14 — die Exe⸗ 
kution auch dem Erben gegenüber ſchlechthin verſagen, „da er den Erb- 
laſſer nicht bloß hinſichtlich des Vermögens vorſtellt, ſondern auch die 
perſönlichen Intereſſen desſelben, ſeine literariſche und Künſtlerehre, 
ſowie Familienrückſichten und Momente der Diskretion wahrzunehmen 
berufen iſt“: Geller 1. . Vgl. auch Allfeld S. 58: „Was für die 
Zwangsvollſtreckung gegen den Urheber ſelbſt gilt, muß auch in der 
Richtung gegen deſſen Erben gelten, da dieſe die Perſönlichkeit des Autors 
fortſetzen.“ Noch weiter wie der E. ging das bayer. Geſ. Art. 502. 


= VD 


— 


büchern oder perſönlichen Aufzeichnungen anderer Art verboten iſt, 
hat nach der Begr. S. 30 „ausſchließlich den Zweck, Eingriffe in 
das Gebiet der Perſönlichkeit abzuwehren.“ Da ſie aber Schriften 
vorausſetzt, an denen ein geſchütztes Urheberrecht nicht beſteht, ſo 
ſcheidet ſie aus dieſer Betrachtung aus, welche ja nur feſtſtellen 
ſoll, in welcher Weiſe die perſönliche Seite des Urheberrechtes im 
Entwurf zur Geltung gekommen iſt. 1?) 


4. Iſt ſonach für die Vorſchriften des Entwurfs nicht nur die 
vermögensrechtliche, ſondern auch die perſönliche Seite des Urheber- 
rechts von beſtimmendem Einfluß geweſen, wie das dem dermaligen 
Stand der Wiſſenſchaft und den Forderungen der Intereſſenten 
(Beiträge S. 19, 21) entſpricht, ſo kann der Entwurf nur entweder 
die Theorie ad b) oder die ad c), vertreten. Welche vertritt er? 
Mir ſcheint, daß uns die 88 9 und 10 des Entwurfs der Löſung 
dieſer Frage am nächſten bringen. § 92 beſtimmt, daß das Urheber⸗ 
recht beſchränkt oder unbeſchränkt auf Andere übertragen werden kann. 
Alſo das Recht ſelbſt, nicht bloß die Ausübung des Rechts, 
worauf das öſterr. Gel. § 16 die Uebertragbarkeit beſchränkt.!“) 
Wird nun das Urheberrecht ſelbſt auf einen Anderen unbeſchränkt 
übertragen, ſo würde das an ſich bedeuten, daß beim Urheber 
keinerlei Befugnis mehr zurückbleibt, die zum Urheberrecht gehört 
(vgl. Allfeld S. 50 sub 3). Anders jedoch der 8 10 E.: 


„Wird das Recht des Urhebers beſchränkt oder unbeſchränkt 
übertragen, ſo darf der Erwerber an dem Werke ſelbſt, an deſſen 


12) Ebendeswegen, weil es ſich im § 442 nicht um Schutz gegen 
Verletzung des Urheberrechts, ſondern um Schutz gegen Indiskretionen 
handelt, könnte es ſich fragen, ob die Beſtimmung des § 44 überhaupt 
in das Urhebergeſetz gehöre. Goltdammer, das Recht der Briefe und 
Photographieen, in ſeinem Archiv f. Strafr. XI. 384 ff., der dieſe Frage 
ſchon im Jahre 1863 aufwarf, bejahte fie S. 391 und wieder S. 3978, 
weil „ſie ſich an keiner Stelle eher berückſichtigen und unterbringen laſſe, 
als bei den Normen über das Autorrecht.“ Dagegen verlangt jetzt 
Streißler S. 6 ff. (vgl. S. 13 daſelbſt) Verpflanzung der Beſtimmung 
ins Strafgeſetzbuch. Auch ich würde das aus ſyſtematiſchen Gründen 
vorziehen. Die Befürchtung Streißler's freilich, daß ihr Verbleiben 
im Urhebergeſetz „die bereits in Fleiſch und Blut übergegangene Defini⸗ 
tion der Begriffe Urheber und Objekte des Urheberrechts ins Wanken“ 
bringen könnte, „weil Dinge unter den Urheberrechtsſchutz geſtellt werden, 
die der als Baſis dienenden Definition nicht entſprechen“, vermag ich 
nicht zu teilen. Davor dürfte denn doch der Wortlaut der Beſtimmung 
„Privatbriefe „ an denen ein geſchütztes Urheberrecht nicht be⸗ 
ſteht“ hinreichend ſichern. 

18) Das öſterr. Gef. geht, wie der Bericht des Urheberrechts⸗Aus⸗ 
ſchuſſes des Abgeordnetenhauſes bei Geller S. 47 zeigt, davon aus, 
daß das Urheberrecht ſelbſt, wenn man ihm den Charakter eines per⸗ 
ſönlichen Rechtes beimeſſe, unübertragbar ſein müſſe, was wohl auch 
zone iſt. Vgl. über 5 Frage insbeſ. Gierke 707f., 764, 767; Binding 

S. 281; Mitteis S. 98, 112 ff. S. auch lee Zwangsvollſtreckung 
in das Urheberrecht, S. 31 N. 76 u. S. 30 N 
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Titel und an der Bezeichnung des Urhebers ohne Einwilligung 
des Urhebers keine Zuſätze, Weglaſſungen oder ſonſtige Aende⸗ 
rungen vornehmen.“ 

Alſo auch im Fall einer unbeſchränkten Uebertragung des 
Urheberrechts ſoll beim Autor die — im § 45 E. ſtrafrechtlich 
geſchützte — Befugnis zurückbleiben, Aenderungen an ſeinem Werk 
zu verbieten (vgl. Begr. S. 29 sub 4). Man hat daraus (Streißler 
S. 6) den Schluß gezogen: 

„Im Grunde genommen iſt alſo eine unbeſchränkte Ueber⸗ 
tragung des Urheberrechts nach dem Entwurfe nicht möglich, da 
die perſönlichen Rechte des Urhebers überhaupt nicht über⸗ 
tragen werden können.“ 

Allein eine ſolche Gedankenloſigkeit dürfen wir doch wohl dem 
Verfaſſer des Entwurfes nicht zutrauen, daß er in § 10 verneint, 
was er in § 9 bejaht. Und ſo werden wir zu der Auslegung 
gedrängt: Eine unbeſchränkte Uebertragung des Urheberrechts iſt 
möglich und verleiht dem Erwerber das ganze Urheberrecht, ſoweit 
es Immaterialgüterrecht iſt. Soweit es dagegen Individual- 
recht iſt, bleibt es auch dann beim Urheber zurück, wenn die Ueber⸗ 
tragung ohne Beſchränkung erfolgt iſt, es ſei denn, daß der Urheber 
ſchon bei der Uebertragung auch auf ſeine Individualrechte zu 
Gunſten des Erwerbers verzichtet hat. Damit würde dann der Ent- 
wurf ſich zu einer Spaltung des Urheberrechts im Sinne der 
Theorie ad c) bekennen. 

Es muß freilich zugegeben werden, daß dies Reſultat mangels 
weiterer Anhaltspunkte kein ſicheres iſt. 

5. Ob nun aber der Entwurf auf dem Boden der Theorie 
ad b) oder ad c) ſtehen mag, die Kritik wird nicht umhin können, 
zu bemerken, daß die perſönliche Seite des Urheberrechts einesteils 
zu weitgehend, andernteils nicht weitgehend genug berückſichtigt iſt. 

a) Sie iſt zu weitgehend berückſichtigt im mehrerwähnten 

§ 10 E. Daß der Erwerber des Werkes an demſelben 

gar keine Aenderungen ohne Einwilligung des Urhebers 
ſoll vornehmen können, auch nicht geringfügige, auch nicht 
ſolche, welche im Intereſſe des Urhebers ſelbſt liegen, auch 
keine Streichungen an Opern oder Bühnenwerken zum 
Zweck der Aufführung, auch keine Einrichtungen von 
Werken der Tonkunſt für Konzerte, ja auch keine Kürzungen 
oder ſtiliſtiſche Aenderungen von Artikeln zwecks Abdrucks 
in einer Zeitung: das dürfte in der Praxis einfach undurch⸗ 
führbar ſein, wie Voigtländer mit köſtlichem Humor an 
fingierten Beiſpielen im Börſenblatt für den deutſchen Buch⸗ 
handel vom 16. September 1899 S. 6632 gezeigt hat. 

Das Verbot des § 10 müßte auf Aenderungen beſchränkt 

werden, welche geeignet ſind, wirklich begründete perſönliche 


Intereſſen des Urhebers, nicht nur ſeine Eitelkeit, zu ver⸗ 
letzen. 

b) Sie iſt zu wenig weitgehend berückſichtigt in nicht wenigen 
Punkten. Einen von ihnen werde ich unten bei Beſprechung 
des Inhaltes des Urheberrechts näher zu berühren haben 
(vgl. unten S. 18/9). Ein anderer iſt oben in N. 11, ein 
dritter unten S. 53/4, ein vierter unten S. 56 sub 7 er⸗ 
wähnt. Zu verweiſen iſt auch auf §7 E. Zwei weitere 
hieher gehörige Punkte aber möchte ich hier noch näher 
beſprechen. Den einen kann ich am kürzeſten und ſchärfſten 
durch den Abdruck der einſchlägigen, unſerem Entwurf 
fehlenden Beſtimmung des öſterr. Geſ. fixieren. Das öſterr. 
Geſ. ſchreibt in $ 57 bezüglich der Entſchädigungspflicht 
bei Eingriffen ins Urheberrecht vor: 

„Die Entſchädigung umfaßt nicht bloß die eigentliche Schadlos⸗ 
haltung und den Erſatz des entgangenen Gewinnes, ſondern es 
ſoll überdies nach freiem, durch die Würdigung aller Umſtände 
geleitetem Ermeſſen des Gerichtes dem Verletzten für erlittene 
Kränkungen oder anderweitige perſönliche Nachteile eine angemeſſene 
Geldſumme zugeſprochen werden“. 

Nach unſerem Recht wird in Ermangelung einer 
beſonderen Vorſchrift über den Umfang des Schaden— 
erſatzes künftig das BGB. maßgebend ſein. Dasſelbe 
kennt als Regel (88 249 ff.) nur Erſatz des Vermögens- 
ſchadens. Erſatz des immateriellen Schadens ſtatuiert 
es nur für einige, hier nicht zutreffende Fälle (§ 847). 
Mit dem bloßen Erſatz des Vermögensſchadens aber iſt 
dem Urheber für die Verletzung der perſönlichen Seite 
ſeines Rechtes noch nicht Genüge gethan (vgl. van Calker 
S. 292 oben). Da die Buße richtiger Anſicht nach nichts 
weiter als Entſchädigung iſt, ſo kann der Verletzte auch 
durch das Verlangen einer Buße ($ 41 E.) nicht mehr 
erreichen, als durch eine Klage auf Schadenerſatz (a. A. 
Kohler, Patentrecht, S. 651; van Calker, S. 292, 
gegen die herrſchende Meinung; vgl. auch v. Liſzt S. 276 
zu N. 2; unſerer Anſicht auch Allfeld S. 153). Ab⸗ 
geſehen davon iſt das Verlangen einer Buße, wenn der 
Vermögensſchaden 6000 Mk. überſteigt, nicht brauchbar, 
und, da auf Buße ſtets nur neben einer Strafe erkannt 
werden kann, alle bloß fahrläſſigen Eingriffe in das 
Urheberrecht aber nach dem Entwurf künftig ſtraflos bleiben 
ſollen (ſ. unten S. 36), bei fahrläſſiger Verletzung des 
Urheberrechtes geſetzlich ausgeſchloſſen. 

c) Einen letzten Punkt, wo m. E. die perſönliche Seite 
des Urheberrechts zu wenig beückſichtigt iſt, mögen 
folgende Erwägungen veranſchaulichen. Der Entwurf ver⸗ 


langt, wie ſchon hervorgehoben, viel häufiger wie das bis⸗ 
herige Recht bei erlaubten Entlehnungen aus Werken 
Anderer Quellenangabe (88 172, 24) unter Straf⸗ 
androhung (8 46: „Plagiat“). Er anerkennt damit das 
hohe perſönliche Intereſſe des Verfaſſers daran, daß, 
was er geſchaffen, auch als ſeine Schöpfung veröffentlicht 
und verbreitet werde. Aber wenn dieſes ſein Intereſſe bei 
an ſich erlaubten Veröffentlichungen und Verbreitungen 
ſeiner Schöpfungen durch Dritte geſetzlich ausdrücklich an— 
erkannt und geſchützt wird, verlangt dann nicht die Kon⸗ 
ſequenz, daß es erſt recht bei unerlaubten Veröffent- 
lichungen und Verbreitungen ausdrücklich anerkannt und 
geſchützt werde? Wenn der A ein Manuffript des B 
gegen deſſen Willen veröffentlicht, ohne dabei den Namen 
des Verfaſſers zu nennen, überhaupt ſagen wir anonym, 
wird da nicht das perſönliche Urheber-Intereſſe des B in 
doppelter Richtung verletzt, einmal durch die wider ſeinen 
Willen geſchehene Veröffentlichung und dann durch die 
Unterdrückung ſeiner Autorſchaft? Und wenn etwa gar 
der A das Manufkript unter ſeinem eigenen Namen ver⸗ 
öffentlicht, alſo dem B ſeine Autorſchaft zu nehmen ver⸗ 
ſucht, wird dann nicht die Verletzung des Urheberrechts in 
ſeiner perſönlichen Seite eine bedeutend ſchwerere, als wenn 
A das Manufkript zwar gegen den Willen des B, aber 
doch unter deſſen Namen veröffentlicht? Dem Allen trägt 
der Entwurf bei der Regelung der Urheberrechtsverletzungen 
keine Rechnung. Er kennt, was die Entſchädigung anlangt, 
auch hier in SS 38, 39, 44 nur Erſatz des Ver- 
mögensſchadens. Er kennt, was die Strafen anlangt, 
in 88 40, 44 nur Eine Strafdrohung für widerrechtliche 
Veröffentlichung und Verbreitung, mag dieſelbe nun mit 
richtiger Nennung des Urhebers, oder ohne Nennung eines 
Verfaſſers, oder unter Nennung eines anderen als des 
wirklichen Urhebers erfolgen, obgleich letzterenfalls doch 
gewiß qualifizierte Urheberrechtsverletzungen vorliegen, deren 
höhere Ahndung nicht der bloßen Strafzumeſſung des 
Richters überlaſſen werden dürfte. Schon van Calker 
S. 108, vgl. S. 289, hat den gleichen Fehler des bis⸗ 
herigen Geſetzes gerügt; jetzt bei der Reform desſelben ſollte 
derſelbe gut gemacht werden. 

Das öſterr. Geſetz hat in § 53 eine Beſtimmung 
über „Namensmißbrauch“ (vgl. dazu die Motive bei 
Geller S. 120 und Mitteis S. 119 ff.), welche aber 
nur teilweiſe wirkliche Urheberrechtsverletzungen betrifft und 
auch, ſoweit ſie ſolche betrifft, die Sache nicht vom 
richtigen Geſichtspunkt aus angreift. S. noch Gierke 
S. 789 zu N. 5. 
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2. Der Inhalt des Urheberrechts. 


1. Bezüglich des Inhaltes des Urheberrechts iſt der Fortſchritt 
der Wiſſenſchaft und ihr folgend der Geſetzgebung ganz beſonders 
in die Augen fallend. ““) Man vergleiche miteinander die Beſtimmung 
unſeres Geſetzes von 1870 in § 1: 

„Das Recht, ein Schriftwerk auf mechaniſchem Wege zu verviel⸗ 
fältigen, ſteht dem Urheber desſelben ausſchließlich zu“ 
und die Beſtimmung des öſterr. Geſetzes von 1895 in § 23: 
„Das Urheberrecht an Werken der Literatur umfaßt das aus⸗ 
ſchließliche Recht, das Werk zu veröffentlichen, zu vervielfältigen, 
zu vertreiben und zu überſetzen.“ 

Welcher Unterſchied! Während man früher als einzigen Inhalt 
des Urheberrechts nur kannte das ausſchließliche Vervielfältigungs⸗ 
recht, und etwaige weitere Befugniſſe, die man dem Urheber nicht 
wohl abſprechen konnte, künſtlich mit unter dies Recht zu ſubſumieren 
ſuchte (vgl. § 5 a u. b, 8 6 des Geſetzes von 1870), iſt jetzt das 
Urheberrecht zu einer Reihe ſelbſtändiger Befugniſſe entfaltet, und 
auch dieſe einzelnen Befugniſſe ſelbſt ſind gegen früher weit kräftiger 
und gehaltreicher geworden, wie uns eine nähere Betrachtung der 
einſchlägigen Beſtimmungen des Entwurfes alsbald zeigen wird. 

2. Der Entwurf beſtimmt über den Inhalt des Urheberrechts in 

§ 12: „Der Urheber iſt ausſchließlich befugt, das Werk zu verviel⸗ 
fältigen und gewerbsmäßig zu verbreiten. 

Das Urheberrecht an einem Bühnenwerk oder an einem 
Werke der Tonkunſt enthält auch die ausſchließliche Befugnis, 
das Werk öffentlich aufzuführen. 

Der Urheber eines Schriftwerkes oder eines Vortrags hat, 
ſolange nicht das Werk erſchienen iſt, die ausſchließliche Be⸗ 
fugnis, das Werk öffentlich vorzutragen.“ 

§ 13: „Die ausſchließlichen Befugniſſe, die dem Urheber nach § 12 
in Anſehung des Werkes ſelbſt zuſtehen, erſtrecken ſich auch 
auf die Bearbeitungen des Werkes. 

Die Befugniſſe des Urhebers erſtrecken ſich insbeſondere 
auf 1) die Ueberſetznng 


Dieſe Vorſchriften geben zu mancherlei Ausſtellungen Anlaß. 

Um den Inhalt des Urheberrechts richtig zu beſtimmen, müſſen 
wir auf ſein juriſtiſches Weſen zurückgreifen. Das Urheberrecht iſt 
ein aus geiſtiger Schöpfung fließendes Perſönlichkeitsrecht (Gierke 
S. 764). Perſönlichkeitsrechte aber ſind Rechte, die ihrem Sub⸗ 
jekte die Herrſchaft über einen Beſtandteil der eigenen Perſönlich⸗ 
keitsſphäre gewährleiſten (Gierke S. 702). Das Urheberrecht, 
aus geiſtigem Schaffen entſtanden, gewährleiſtet dem Urheber die 
Herrſchaft über das geſchaffene Geiſteswerk. Sein Inhalt iſt das 


) Bol. er 1 auch die Wolge zum a Geſ. bei 
Geller 55 30, S. 76 unten 
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Recht über das Geiftesmwerf mit Ausſchluß aller An— 
deren zu verfügen.“) So muß das Recht auch im Ge— 
ſetz definiert werden. Die einzelnen in dieſem ausſchließlichen 
Verfügungsrecht ſteckenden Befugniſſe zu nennen und zu regeln iſt 
dann Sache der näheren Entfaltung des Grundbegriffes. Wie 
Wiſſenſchaft und Geſetzgebung (vgl. B. G. B. § 903) das Eigen⸗ 
tumsrecht zunächſt beſtimmen als das Recht über die Sache mit 
Ausſchluß Anderer zu verfügen, und es nicht definieren als das 
Recht, die Sache zu gebrauchen, zu veräußern, zu verändern, zu 
vernichten u. ſ. w., jo muß Wiſſenſchaft und Geſetzgebung auch bei 
dem, dem Eigentumsrecht als Herrſchaftsrecht ähnlichen Ur— 
heberrecht verfahren, letztere ſchon um deswillen, um der Wiſſenſchaft 
und Praxis die Entfaltung des Herrſchaftsrechtes zu immer neuen, 
bisher verkannten, Einzelbefugniſſen nicht zu verſchließen. ““) In 
der Begr. S. 30 wird einmal ganz richtig das Urheberrecht be— 
zeichnet als „das Recht des Verfaſſers, über das Werk frei zu ver⸗ 
fügen“; auch in § 5 des Entwurfs ſelbſt wird dem Verfaſſer die 
„Verfügung“ über ſein Werk im Sinne der ausſchließlichen Be⸗ 
thätigung aller der in 88 12 ff. enthaltenen Befugniſſe vorbehalten, 
Und jo müßte denn der § 12 Abſ. 1 folgende Faſſung erhalten: 
„Das Urheberrecht iſt das Recht, über das Werk mit Ausſchluß 
Anderer frei zu verfügen; es enthält insbeſondere die ausſchließ⸗ 
liche Befugnis, das Werk zu vervielfältigen, zu veröffentlichen, 
gewerbsmäßig zu verbreiten und zu überſetzen.“ 
Ich beſpreche von den einzelnen im Urheberrecht ſteckenden Be⸗ 
fugniſſen an erſter Stelle 


A. Das Recht der veröffentlichung. 


a) „Den primären Inhalt des Urheberrechts“, ſo ſagt Gierke 
S. 789 unten, „bildet die Befugnis, das Geiſteswerk zu veröffent⸗ 
lichen und ſeine Veröffentlichung Anderen zu unterſagen.“ Er 
rühmt es in Note 6 daſelbſt als einen großen Fortſchritt, daß der 


15) Vgl. Gierke S. 752: „Herrſchaftsrecht über fein Geiſteswerk“; 
ſ. auch S. 788, 789; Allfeld S. 21: „Alleinherrſchaſt über das mittels 
der Schrift in die Außenwelt getretene Erzeugnis geiſtigen Schaffens.“ 

16) Man denke z. B. an das im E. 8 10 ganz neu anerkannte 
Recht des Urhebers, über Aenderungen an ſeinem Werk ausſchließlich 
zu befinden, welches dem bisherigen Geſetz fremd, wohl aber von einem 
Teil der Wiſſenſchaft und der Intereſſenten gefordert war. Auch im 
Hinblick auf dies Recht erweiſt ſich die Faſſung des § 12 Abſ. 1 E. als 
unzureichend. — Vgl. auch den Bericht des Ausſchuſſes des Oeſterr. Ab⸗ 
geordnetenhauſes bei Geller S. 46: „Neuere Forſchungen haben nun 
dargethan, daß dieſe geſetzlich anerkannten einzelnen Befugniſſe den 
Inhalt des Urheberrechts nicht erſchöpfen, daß ſie nur einzelne Ausflüſſe 
einer höheren Einheit bilden, nämlich des dem Urheber zuſtehenden aus⸗ 
ſchließlichen Verfügungsrechtes über das Produkt ſeiner 0 Arbeit“; 
ſ. ferner die Motive zum öſterr. Geſ. bei Geller S. 30 unten, S. 31. 
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öfterr. Entwurf (das jetzige Geſetz von 1895) das Recht der Vers 
öffentlichung durchweg als primäre Urheberrechtsbefugnis hervorhebe. 

Vermöge dieſes Rechtes entſcheidet der Urheber darüber, o b 
ſein Werk veröffentlicht werden ſolle, er hat, wie Allfeld S. 16 
es ausdrückt, nicht nur das ausſchließliche Recht, ſein Werk zu ver⸗ 
öffentlichen, ſondern er hat auch das Recht, dasſelbe nicht zu ver⸗ 
öffentlichen, es geheim zu halten oder nur einzelnen Perſonen zu⸗ 
gänglich zu machen. Vermöge dieſes Rechtes entſcheidet der Ur⸗ 
heber weiter darüber, wann und wie ſein Werk veröffentlicht 
werden ſolle. 

Durch die ausdrückliche Anerkennung dieſes Rechtes ſoll, wie 
die Motive zum öſterr. Geſ. (Geller S. 32) ausführen, betont 
werden, daß das Urheberrecht nicht ausſchließlich den Charakter 
eines Vermögensrechts habe, ſondern daß es auch auch dahin ziele, 
die Perſönlichkeit des Urhebers, nämlich ſeine rein literariſchen und 
künſtleriſchen Intereſſen an dem Werke zu ſchützen. An die Aus⸗ 
übung dieſes Rechtes aber knüpfen ſich die wichtigſten Konſe⸗ 
quenzen. Der Urheber hat damit ſein Werk von ſeiner Perſon 
wenigſtens teilweiſe losgelöſt; er hat es in die geiſtige Gemein⸗ 
ſchaft eintreten laſſen und von dieſem Augenblick an verengert ſich 
darum auch ſein ausſchließliches Recht zu Gunſten dieſer Ge⸗ 
meinjchaft.?7) 

b) Das Recht der Veröffentlichung muß daher not- 
wendig auch in den allgemeinen Beſchrieb des Urheber⸗ 
rechts in dem neuen Geſetz Aufnahme finden. Der Ent⸗ 
wurf verſäumt dies. Er anerkennt das Veröffentlichungsrecht in 
dem, der Feſtſtellung des Inhaltes des Urheberrechtes ex professo 
gewidmeten, § 12 nur jo nebenher, in ſeinen einzelnen Bethätigungen 
der öffentlichen Aufführung ($ 12 Abſ. 2) und des öffentlichen Vor⸗ 
trags (S 12 Abſ. 3). Er anerkennt es, noch mehr nebenher, an 
zwei vom § 12 weit weg ſtehenden Stellen in zwei weiteren ein⸗ 
zelnen Bethätigungen: des Erſcheinen-Laſſens (§ 36; vgl. oben 
S. 5) und der öffentlichen Mitteilung ($ 44). | 

Der Entwurf hatte aber umſomehr Anlaß, das Recht der Ver⸗ 
öffentlichung an hervorragender Stelle und ganz allgemein anzu⸗ 
erkennen, weil ſeine nur verſteckte Anerkennung im bisherigen Geſetz 
einen Teil der Wiſſenſchaft — ſelbſt Wächter und Stobbe — 
dazu verleitet hatte, ein beſonderes Veröffentlichungsrecht für das 
deutſche Recht überhaupt zu verneinen (vgl. die Citate bei Gierke 
S. 789 in Note 6). Er konnte damit, wie nicht leicht in anderer 
Weiſe, ſeinen Willen bethätigen, „das geltende Geſetz dahin (zu) er⸗ 
gänzen, daß nicht nur die Verwertung der geiſtigen Arbeit, ſondern 


17) Vgl. Gierke S. 7686/7; S. 789; Mitteis S. 177/8. S. auch 
oben S. 6. 
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auch das perjönliche Intereſſe des Verfaſſers an feinem Erzeugiſſe 
geſichert wird.“ (Begr. S. 29 ſ. oben S. 11. | 

c) Werden nun alſo meinem Vorſchlage gemäß die verſchie⸗ 
denen Spezies der Veröffentlichung im § 12 Abſ. 1 zu einem 
generellen Veröffentlichungsrechte zuſammengefaßt, ſo ſteht natürlich 
nichts im Wege, ſondern empfiehlt es ſich vielmehr, daneben — 
wie das auch im öſterr. Geſ. § 23 geſchehen iſt — die einzelnen 
Spezies im Intereſſe der Klarheit und Vollſtändigkeit noch beſon⸗ 
ders hervorzuheben. Soweit dies aber geſchehen ſollte, müßte es 
m. E. im § 12 ſelbſt geſchehen. Insbeſondere müßte der Inhalt 
des § 44 Abſatz 1 geradeſo, wie das bei den anderen Veröffent⸗ 
lichungsarten geſchehen iſt, aufgelöſt werden in drei Rechtsſätze: 
in eine Norm: 

„Der Urheber eines noch nicht!“) veröffentlichten Schriftwerkes 
iſt ausſchließlich befugt, dasſelbe wörtlich oder dem Inhalte nach 
öffentlich mitzuteilen.“ . 

welche in den § 12 mit aufzunehmen wäre, und in zwei Vor⸗ 
ſchriften über die Folgen einer Verletzung dieſer Norm, wovon die 
Vorſchrift über die Schadenerſatzpflicht an den § 39 anzugliedern, 
die Strafvorſchrift aber dem § 40 hinzuzufügen wäre. Damit wäre 
dann der Inhalt des § 44 Abſ. 1 zugleich aus der unnatürlichen 
Verbindung mit $ 44 Abſ. 2 — wenn der letztere überhaupt in 
dieſem Geſetze ſtehen bleiben ſollte: vgl. oben Note 12 — losgelöſt. 
Ich beſpreche aus dem Inhalt des Urheberrechtes weiter 


B. Das Aeberſetzungsrecht. 


a) Die Lehre von der Ueberſetzung iſt eine der noch am wenigſten 
geklärten Lehren auf dem Gebiete des Urheberrechts. Iſt man ſich 
doch von vornherein ſchon darüber im Unklaren, ob ſie immer Pro⸗ 
duktion oder ſtets nur Reproduktion, oder je nach Umſtänden bald 
Produktion, bald Reproduktion ſei. 

Die Lehre von der Ueberſetzung iſt für zwei, wohl getrennt zu 
haltende Kapitel des Urheberrechts von Wichtigkeit: einmal für das 
Kapitel vom Inhalt des Urheberrechts; hier handelt es ſich um die 
Frage, ob und inwieweit der Urheber die ausſchließliche Befugnis 
habe, ſein Werk zu überſetzen? und dann für das Kapitel von der 
Entſtehung des Urheberrechtes; hier handelt es ſich um die Frage, 
ob und inwieweit Dritte durch Ueberſetzung eines fremden Werkes 
ein geſchütztes Urheberrecht erwerben. 

Die beiden Fragen greifen vielfach in einander über; prinzipiell 
haben wir es an dieſer Stelle nur mit der erſten von ihnen zu 
thun; über die letztere |. unten S. 30 ff. 


18) Die hier ausgelaſſenen Worte „erlaubter Weiſe“ des fü 44: 
würden mir angeſichts der Beſtimmung in $ 36 E. als überflüſſig 
erſcheinen. 
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b) Das ausſchließliche Ueberſetzungsrecht des Urhebers iſt, weil 
kollidierend mit dem Intereſſe des Publikums daran, daß ihm 
fremdſprachliche Werke möglichſt raſch, gut und leicht durch Ueber⸗ 
ſetzungen zugänglich gemacht werden, nur zögernd von der Geſetz⸗ 
gebung anerkannt worden. Nach SS 6, 15 unſres bisherigen Ge⸗ 
ſetzes war es (vgl. die Darſtellung bei Gierke S. 797) voll ge⸗ 
geben nur für gewiſſe Ueberſetzungen; bei anderen zeitlich beſchränkt, 
in der Mehrzahl der Fälle überdies bedingt durch einen vom Autor 
gemachten Vorbehalt des Ueberſetzungsrechtes und Einlöſung dieſes 
Vorbehalts binnen beſtimmter Friſt in Geſtalt wirklicher Veröffent⸗ 
lichung einer Ueberſetzung. Ganz auf den nämlichen Standpunkt 
hat ſich noch das öſterr. Geſ. in feinen SS 28, 29, 47 geſtellt. 

Inzwiſchen jedoch hatte unter dem Einfluß der fremden Rechte, 
welche wie in Frankreich, Belgien, der Schweiz (vgl. die näheren 
Angaben bei Gierke S. 797 N. 47) dem Autor volles und un⸗ 
bedingtes Ueberſetzungsrecht verliehen, zuerſt die Berner Konv. Art. 5 
dem Urheber ein auf 10 Jahre beſchränktes, im übrigen aber un⸗ 
bedingtes Ueberſetzungsrecht gegeben, und dann die Pariſer Z. A. 
Art. 1 sub III. dem Urheber das volle Ueberſetzungsrecht auf die 
ganze Dauer ſeines Urheberrechtes zugeſprochen, jedoch unter der 
Reſolutivbedingung, daß der Berechtigte innerhalb 10 Jahren von 
der Veröffentlichung des Originalwerkes an ſein Ueberſetzungsrecht 
wirklich ausüͤbe. 

Die letzterwähnte Bedingung, auf den Wunſch Englands aufs 
genommen, dürfte bei der nächſten internationalen Konferenz nicht 
feſtgehalten werden. In dieſer Vorausſicht hat der Entwurf auch 
fie fallen gelaſſen und verleiht jo in feinen 88 13, 28 zum 
er ſten Mal dem Urheber das ausſchließliche Recht der 
Ueberſetzung ſeines Werkes voll, unbedingt und unbe- 
ſchränkt, für die ganze Dauer ſeines Urheberrechtes. 

Um ſo mehr hätte er Veranlaſſung gehabt, es bei 
Feſtſtellung des Urheberrechts in § 12 Abſ. 1 — gleich dem 
öſterr. Gel. §S 23 — auch ausdrücklich mit aufzuzählen. 

c) Daß dies nicht geſchehen iſt, hat ſeinen Grund in einer 
unrichtigen Auffaſſung des Weſens der Ueberſetzung, die, aus 
dem bisherigen Geſetz überkommen, auch im Entwurf in einer Reihe 
von Beſtimmungen zu Tage tritt. 

Das Geſetz vom Jahr 1870 gewährte dem Urheber das Ueber⸗ 
ſetzungsrecht überhaupt nur in der Form, daß es Dritten die Her⸗ 
ſtellung einer Ueberſetzung ſeines Werkes verbot und die verbots⸗ 
widrig hergeſtellte Ueberſetzung als Nachdruck erklärte (S 6). Nun 
definierte es aber ſelbſt in § 4 den Nachdruck als „mechaniſche Ver⸗ 
vielfältigung eines Schriftwerkes, welche ohne Genehmigung des 
Berechtigten hergeſtellt wird.“ Es faßte alſo die Ueberſetzung 
ſchlechthin als eine Vervielfältigung des Original- 


werkes, als bloße Reproduktion auf. Dieſe Auffaſſung wird 
von einem Teil der Wiſſenſchaft auch heute noch geteilt.!) Allein 
ſie widerſpricht durchaus dem Weſen der Ueberſetzung. Wohl ſchafft 
die Ueberſetzung im Vergleich mit dem Originalwerk keinen neuen 
Gedankeninhalt, aber ſie iſt eine neue individuelle Formgebung für 
einen vorhandenen Gedankeninhalt, und das iſt das Weſen der vom 
Urheberrecht geſchützten Produktion. „Was das Autorrecht er⸗ 
zeugt“, ſo ſagt Mitteis treffend auf S. 126 „20) „iſt eben niemals 
die Originalität des geiſtigen Inhaltes, ſondern die Individualität 
desſelben, d. h. die bei möglicherweiſe mangelnder materieller Ur⸗ 
ſprünglichkeit der Vorſtellungen formell vorhandene Eigentümlich⸗ 
keit der Verknüpfung. Dieſe, alſo die Formung des Stoffes, 
nicht der Stoff ſelbſt, iſt es, was wir die Literatur nennen.“ Die 
ſelbſtändige Individualität einer jeden Sprache zwingt den Ueber⸗ 
ſetzer ganz von ſelbſt zu jenem Grad von Individualität der Um⸗ 
formung, wie er zur Herſtellung eines neuen Geiſteswerkes einer⸗ 
ſeits erforderlich iſt, andrerſeits genügt. Man kann daher auch bei 
der Ueberſetzung nicht, wie bei „ſonſtigen Bearbeitungen“ (vgl. 
§§ 2, 63 E.), unterſcheiden, zwiſchen Ueberſetzungen, durch die eine 
eigentümliche Schöpfung hervorgebracht wird, und ſolchen, bei denen 
dies nicht der Fall iſt. Jede Ueberſetzung nötigt ihren Verfaſſer, 
das Originalwerk in dem, was dasſelbe zum Schriftwerk macht, in 
der Originalität der Formgebung, ſo weit zu verlaſſen, daß ſein 
Werk zu einer neuen Schöpfung wird.?!) Man kann auch nicht 
etwa unterſcheiden zwiſchen „guten“ und „ſchlechten“ Ueberſetzungen, 
wie das z. B. die Beiträge auf S. 24 und auch Mitteis S. 141/2 
andeuten. Denn man iſt längſt darüber einig (vgl. ſtatt Aller 
Dambach S. 16 sub 6; Allfeld S. 32), daß der Begriff 
des literariſchen Erzeugniſſes durch den literariſchen Wert, den 


19) Sie tritt beſonders klar und entſchieden auf bei van Calker, 
8. B. S. 96 oben: „freilich iſt auch die Veranſtaltung einer Ueberſetzung 
eine Vervielfältigung des Originalwerkes“, und S. 111: „Die Wieder⸗ 
gabe eines Werkes in einer anderen Sprache kann. nicht als die 
Schöpfung eines neuen Werkes zu betrachten ſein, — ſie iſt eine „Ver⸗ 
vielfältigung“ des Originals.“ Aber auch bei Gierke S. 797 finden 
wir geſprochen von „Vervielfältigung eines Schriftwerkes in einer Ueber⸗ 
ſetzung“; ſ. jedoch auch unten Note 22. Vgl. endlich noch Allfeld 

S. 85 und den Paſſus in der Par. Z. A. Art. 1 sub. IV: „können weder 
55 Original noch in Ueberſetzung abgedruckt werden.“ 

20) Zu dem nämlichen Reſultat kommt übereinſtimmend die ge⸗ 
5 Theorie des Urheberrechts bei Feſtſtellung des Begriffes „Schrift⸗ 
werk.“ 

) Pgl. Kloſtermann, Urheberrecht, S. 120/1 sub. 2: „Die 
Ueberſetzung eines Schriftwerkes in eine andere Sprache ‚tt eine Geiſtes⸗ 
arbeit, welche den Gedankeninhalt des Originals in einer vollſtändig 
neuen Form wiedergibt, und begründet deshalb ein Urheberrecht an der 
vom Ueberſetzer hervorgebrachten Form.“ 
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inneren Gehalt der Arbeit, nicht berührt wird. Man darf endlich 
auch nicht unterſcheiden zwiſchen „rechtmäßigen“ und „unerlaubten“ 
Ueberſetzungen. Denn ob der geiſtig Schaffende mit ſeiner Thätig⸗ 
keit in die Rechte Anderer eingreift oder nicht, das iſt für die 
Frage der Entſtehung einer eigentümlichen Schöpfung völlig irre⸗ 
levant: ſ. unten S. 30. 

d) Es ſteht al ſo feſt ?)): jede Ueberſetzung ſchlechthin 
iſt literariſche Produktion, nicht Reproduktion; jede 
Ueberſetzung ſchlechthin iſt eine neue eigentümliche 
Schöpfung. Dies anerkennt auch der Entwurf, indem er in 82 
jeden Ueberſetzer ohne Unterſchied in Bezug auf ſeine Ueberſetzung 
als Urheber, das bedeutet in Verbindung mit 81 jede 
Ueberſetzung als Schriftwerk, als eigentümliche Schöpf- 
ung, gelten läßt.“) 

In direktem Widerſpruch dazu aber wird die Ueberſetzung 
überall ſonſt im Entwurf — ganz ſo wie im Geſetz von 1870: 
oben S. 20/1 — als bloße Vervielfältigung des Originalwerkes be⸗ 
handelt. Dieſes beweiſen die 88 37 ff. über die Folgen einer Ver⸗ 
letzung des Urheberrechts, verbunden mit $ 15 E. Natürlich ver⸗ 
pflichtet auch die Verletzung des ausſchließlichen Ueberſetzungsrechts 
des Urhebers zu Schadenerſatz und zieht Beſtrafung nach ſich. 
Nirgends aber finden wir in den 88 37 ff. eine Beſtimmung dieſes 
Inhalts. Wir ſind daher zu dem Schluß genötigt, daß die 
Drohungen in § 37 und in § 40 Z. 1 E. gegen den, „wer vor⸗ 
ſätzlich (oder fahrläſſig) einen Nachdruck begeht“, auch auf den 
mitzubeziehen ſind, der rechtswidrig das Originalwerk überſetzt. 
Ueberall alſo, wo der Entwurf von Nachdruck redet, ſei es, daß er 
ihn verbietet und irgendwelche Rechtsfolgen daran knüpft, ſei es, 
daß er etwas, was Nachdruck iſt, als ſolchen nicht angeſehen, d. h. 
die Rechtsfolgen eines Nachdrucks ausgeſchloſſen wiſſen will, iſt 
unter Nachdruck die rechtswidrige Ueberſetzung mit zu verſtehen. 
Nun definiert aber der § 15 E. den Nachdruck als die rechts- 
widrige Vervielfältigung eines Werkes. Folglich erklärt der E. 
die Ueberſetzung als bloße Vervielfältigung, als Re— 
produktion. Daß dies in § 15 nur bezüglich der rechts- 
widrigen Vervielfältigung geſchieht, iſt, wie ſchon gezeigt, irre⸗ 


22) Vgl. auch Binding S. 288: „Die Ueberſetzung eines Schrift⸗ 
werkes aus einer Sprache in die andere iſt das Gegenteil mechaniſcher 
Nachbildung“; Gierke S. 772: „zu den Schriftwerken gehören Be 
los auch die Ueberſetzungen“ mit vielen Citaten; Mitteis S. 138: 
„als Geiſteswerk iſt auch die Ueberſetzung zu betrachten.“ 

28) Unrichtig und in Widerſpruch mit ö 14 E. iſt es dagegen, 
wenn $ 2 auch jeden Bearbeiter in Bezug auf feine Bearbeitung als 
Urheber, und folglich jede Bearbeitung als Schriftwerk betrachtet: ſ. unten 
S. 32. Ueber die Faſſung in $ 2: „gilt als Urheber“ ſ. oben S. 8. 
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levant: die Eigenſchaft einer Thätigkeit als Produktion oder Re⸗ 
produktion kann nicht davon abhängen, ob die Tätigkeit eine er⸗ 
laubte oder verbotene iſt. 

e) Ich glaube, in dem Vorſtehenden den Grund aufgedeckt zu 
haben, weswegen der Entwurf das Ueberſetzungsrecht des Urhebers 
in § 12 bei der Feſtſtellung des Inhalts des Urheberrechts nicht 
ausdrücklich mit aufzählt: indem er den Urheber für ausſchließlich 
befugt erklärt, das Werk zu vervielfältigen, meint er ihn nach 
der dargelegten Auffaſſung auch für ausſchließlich befugt erklärt zu 
haben, das Werk zu überſetzen. Wenn dann in § 13 das Ueber⸗ 
ſetzungsrecht doch noch beſonders erwähnt wird, ſo geſchieht das nur 
nebenbei zum Zweck der näheren Regelung des Inhalts des in 
ſeiner Exiſtenz ſchon implicite in § 12 anerkannten Ueberſetzungs⸗ 
rechts. Dies zeigt der Wortlaut des § 13 E., der, ſoweit er 
hieher gehört, beſtimmt: 

„Die ausſchließlichen Befugniſſe, die dem Urheber nach 8 12 in 
Anſehung des Werkes ſelbſt zuſtehen, erſtrecken ſich auch auf die 
Bearbeitungen des Werkes. 

Die Befugniſſe des Urhebers erſtrecken ſich insbeſondere auf: 

1. die Ueberſetzung in eine fremde Sprache oder in eine an— 
dere Mundart derſelben Sprache, auch wenn die Ueber— 
ſetzung in gebundener Form abgefaßt iſt; 

2. die Rücküberſetzung in die Sprache des Originalwerkes.“ 

Auf Grund meiner vorſtehenden Ausführungen glaube ich 
nun vorſchlagen zu dürfen, vor allem, daß in § 12 Abſ. 1 die 
ausſchließliche Befugnis des Urhebers, das Werk zu überſetzen, aus⸗ 
drücklich genannt werde, wie dies im öſterr. Geſ. § 2324) geſchehen 
iſt und auch von der Wiſſenſchaft bei Feſtſtellung des Inhalts des 
Urheberrechts geſchieht (vgl. Gierke S. 776, 789 mit 797 ff.; 
Mitteis S. 100, 103, 177; ſ. auch Allfeld S. 40 sub 4); 
ſodann daß in den 88 37 ff. die Verletzung des Ueberſetzungsrechts 
als ſelbſtändiges Delikt bezw. Verbrechen formuliert und behandelt 
werde; weiter, daß die Verletzung des Ueberſetzungsrechts auch ſonſt 
aus dem Begriff des „Nachdrucks“ (ſ. oben Note 7) losgelöſt werde; 
endlich daß der § 13 E. fo gefaßt werde, daß er ſich als bloße 
nähere Kolorierung des in § 12 anzuerkennenden Ueberſetzungsrechts 
darſtelle. | 

f. Zum § 13 E. aber habe ich, fo wie er jetzt lautet, an 
dieſer Stelle noch Folgendes zu bemerken: 

) Der Abſatz 1 ſagt feinem Wortlaute nach, daß der Ur⸗ 

heber auch die Bearbeitungen ſeines Werkes zu verviel⸗ 


20) Vgl. dazu die Motive bei Geller S. 77: „die ausdrückliche 
Erwähnung des Ueberſetzungsrechtes an dieſer Stelle hat keine eſſentielle 
Bedeutung. Es ſoll nur ſchon hier auf dieſe wichtige Funktion des 
e e welche in ſpäteren 88 näher beſtimmt wird, hingewieſen 
werden.“ 
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fältigen und gewerbsmäßig zu verbreiten ausſchließlich be⸗ 
fugt ſei. Das müßte doch mindeſtens auf feine Bear⸗ 
beitungen des Werkes beſchränkt werden, denn bezüglich 
fremder Bearbeitungen hat nach §S 2 mit $ 12 E. der 
fremde Bearbeiter dieſe ausſchließlichen Befugniſſe. 

8) Der Abſatz 1 ſcheint mir überhaupt nicht zu ſagen, was 
er will. Er will wohl ſagen, daß der Urheber auch die 
ausſchließliche Befugnis habe, ſein Werk zu bearbeiten, 
alſo Bearbeitungen herzuſtellen. Er ſagt aber, daß der 
Urheber die ausſchließliche Befugnis habe, „die Bearbeit⸗ 
ungen“, alſo ſchon hergeſtellte Bearbeitungen zu verviel⸗ 
fältigen und gewerbsmäßig zu verbreiten. 

Abſatz 1 wäre alſo wohl am beſten zu ſtreichen und 
Abſatz 2 dann ſo zu faſſen: 
„Der Urheber iſt insbeſondere ausſchließlich befugt: 
1. zur Ueberſetzung ſeines Werkes“ u. ſ. w. 
) In der Ziff. 1 des § 13 müßte geſagt werden: 


„Ueberſetzung in eine fremde Sprache oder Uebertragung in 

eine andere Mundart.“ ö 

Denn „Uebertragung in eine andere Mundart iſt keine 
Ueberſetzung“: ſo mit Recht Gierke S. 797 N. 48, in 
Uebereinſtimmung mit der gemeinen Meinung.) Ent⸗ 
ſprechend müßte es dann in Ziff. 2 heißen: 
„Rücküberſetzung bezw. Rückübertragung.“ — 

Von großer Bedeutung iſt dieſe Korrektur für die Tragweite 
des 8 2 E.: die Uebertragung fällt nicht unter die Ueberſetzungen, 
ſondern unter die ſonſtigen Bearbeitungen, von denen dort die 
Rede iſt, und kann daher (vgl. unten S. 32) für ihren Verfaſſer 
bald Urheberrecht begründen, bald nicht. 


Was weiter 
C. das Vervielfältigungsrecht 


anlangt, jo iſt dasſelbe in den 88 12, 15, 37 u. 40 Ziff. 1 E. 
dem bisherigen Recht gegenüber in mehrfacher Richtung bedeutend 
verſtärkt worden. 
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25) S. nach Mandry ©. 149 N. 10; Dambach S. 76; Ultfeld 
S. 86 oben; Mitteis S. 138 N. 3. — Ebendeswegen nahm die Doktrin 
an, daß nach dem bisherigen Recht auch ſoweit Ueberſetzungs⸗ 
Be beſtand, doch die Uebertragung in einen anderen Dialekt 
erſelben Sprache immer Nachdruck ſei. — Die Gleichſtellung ſolcher 
Uebertragungen mit den Ueberſetzungen im Entwurf entſpricht einem 
Wunſche des Börſenvereins der deutſchen Buchhändler: Beiträge S. 23. 
Wegen der ebenfalls neuen Beſtimmung betr. der Rücküberſetzungen 
ſ. ebenda S. 24. 
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a) Das Geſetz von 1870 erkannte in 8 1 dem Urheber nur 

das ausſchließliche Recht der Vervielfältigung auf mechaniſchem 
Wege zu, ſah deswegen in § 4 auch nur in der ohne deſſen Ge⸗ 
nehmigung hergeſtellten mechaniſchen Vervielfältigung einen ver⸗ 
botenen Nachdruck, während es die Vervielfältigung durch Abſchreiben, 
wenn dies nicht dazu beſtimmt war, den Druck zu vertreten, aus⸗ 
drücklich freigab; und knüpfte überdies in § 18 Rechtsfolgen an 
das Verbot des Nachdruckes nur dann, wenn die mechaniſche Ver⸗ 
vielfältigung geſchehen war in Verbreitungsabſicht. 
Diem gegenüber gibt jetzt $ 12 E. dem Urheber die ausſchließ⸗ 
liche Befugnis zur Vervielfältigung ſchlechthin, wie ſie auch geſchehen 
mag; erklärt demgemäß in § 15 die rechtswidrige Vervielfältigung 
für Nachdruck, einerlei durch welches Verfahren vervielfältigt wird; 
geſtattet ebenda eine Vervielfältigung ſelbſt zu perſönlichem Gebrauch 
nur inſofern ſie nicht den Zweck hat, aus dem Werke eine Ein⸗ 
nahme zu erzielen; und läßt endlich in SS 37, 40 Ziff. 1 die 
Rechtsfolgen des Nachdrucks eintreten, auch wenn die rechtswidrige 
Vervielfältigung nicht in der Abſicht der Verbreitung geſchah. 

b) Die Streichung zunächſt des „auf mechaniſchem Wege“ 
wird in der Begr. S. 34/5 folgendermaßen gerechtfertigt: 

„Nach dem gegenwärtigen Rechte gilt im weſentlichen nur die 
mechaniſche Vervielfältigung als Nachdruck, und es kann daher 
beiſpielsweiſe von den Stimmen der Partitur einer Oper je eine 
Abſchrift hergeſtellt und zur 1 Aufführung der Oper 
benutzt werden. Der $ 15 Abſ. 1 des E. erklärt dagegen jede 
Vervielfältigung, auch die einzelne Abſchrift, für unzuläſſig. Nur 
die Abſchrift zum rein perſönlichen Gebrauch iſt gemäß 8 15 
Abſ. 2 ſtatthaſt.“ 

Man wird ſich mit dieſer Aenderung des beſtehenden Rechtes 
ohne weiteres für einverſtanden erklären können. Sie kräftigt das 
Recht des Urhebers ohne irgend welchen denkbaren berechtigten In⸗ 
tereſſen anderer hemmend in den Weg zu treten; ſchafft die Schwierig⸗ 
keiten aus dem Wege, welche der Begriff der „mechaniſchen 
Vervielfältigung“ bisher der Auslegung bereitet hat;?) kommt nicht 
nur den Intereſſen der Autoren, ſondern auch den Wünſchen der 
Verlegerkreiſe entgegen (ſ. Beitr. S. 19); und ſchließt ſich dem 
Vorgang der Mehrzahl der auswärtigen Rechte:“) an, insbeſondere 
8 17 Oeſterr. Gel. 8 23 (vgl. dazu die Motive bei Geller 

. 76/7). 

c) Eher Anlaß zu Bedenken könnte dagegen die Eliminierung 

des Erforderniſſes der Verbreitungsabſicht aus dem Thatbeſtand des 


26) Vgl dazu . S. 50 ff.; O. Wächter S. 177; Dambach 
S. 40, 41; Arlfeld S. 60; Stenglein S. 5; van Cal ter S. 91; 
Gierte S. 793 N in CS. I. 19. XII. 1888 E. 22, 174 auf S. 178; 
31. I. 1891 E. 27, 60. 

27) S. die Citate bei Gierke S. 793 N. 24. 
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Nachdrucks⸗Deliktes geben. Darauf wird zum ſtrafrechtlichen Teil 
des Entwurfes zurückzukommen fein (unten S. 39/40.) Jedenfalls 
wäre durch die einſchlägigen Beſtimmungen des Entwurfes die Inkon⸗ 
gruenz beſeitigt, welche das bisherige Geſetz darin aufwies, daß es 
den Nachdruck in $ 4 verbot, auch wenn der Thäter die Ver⸗ 
breitungsabſicht nicht hatte, aber Rechtsfolgen an dieſes Verbot 
nur dann anknüpfte, wenn er dieſe Abſicht hatte — eine Inkon⸗ 
gruenz, welche die Theorie dann zu mehr oder minder gewalt⸗ 
thätigen Auslegungsverſuchen verleitete (vgl. z. B. Stenglein S. 8). 
Auch bricht der Entwurf einem der ſchwerſten Bedenken gegen ſeine 
Neuerung dadurch die Spitze ab, daß er die Vervielfältigung zu 
bloß perſönlichem Gebrauch in § 15 Abſ. 3 geſtattet, wenn fie 
nicht den Zweck hat, aus dem Werke eine Einnahme zu erzielen. 
Abſchriften Schöner Gedichte in Poeſiebücher, Kopieren von aus der 
Leihanſtalt entnommenen Muſikalien für den Hausgebrauch u. dgl. 
wird alſo nach wie vor erlaubt fein. 


d) Wenn endlich Streißler S. 23 ff. ausführt, daß alle 
Stärkung des Urheberrechtsſchutzes durch die Geſetzgebung nichts 
nütze, da die Autoren meiſt gezwungen ſeien, die ihnen vom Geſetz 
eingeräumten Vorteile durch Vertrag an die Verleger wieder preis⸗ 
zugeben, ſo können ſolche Erwägungen natürlich den Geſetzgeber 
nicht abhalten, von ſich aus zu beſtimmen, was ſeiner Anſicht nach 
die Gerechtigkeit verlangt. Die von Streißler als Remedur vor= 
geſchlagene Einſchränkung der Verlagsfreiheit zwiſchen Ur- 
heber und Verleger iſt ſicher der Erwägung wert, würde jedoch in 
das bevorſtehende Geſetz über das Verlagsrecht gehören. Uebrigens 
darf wohl darauf hingewieſen werden, daß Verleger, welche ge— 
werbs⸗ oder gewohnheitsmäßig ſolche Verträge der Notlage oder 
Unerfahrenheit ihrer Autoren abzwingen, wie ſie Str eißler auf 
S. 24 formuliert hat, mit dem 8302 e des RStGB. in Konflikt 
geraten würden. 


Eine bedeutende Verſtärkung hat auch 
D. das verbreitungsrecht 
des Urhebers dem bisherigen Recht gegenüber erhalten.“) 


a) Direkt war ein ausſchließliches Verbreitungsrecht 
des Urhebers im Geſetz von 1870 überhaupt nicht anerkannt. 
Es mußte vielmehr gefolgert werden aus dem Verbot der Ver— 
breitung durch Dritte im § 25 des Geſetzes. Dort aber war 


28) Ueber den Begriff des „Verbreitens“ ſ. Mandry S. 297; 
Ave = 164 und die von ihm in N. 1 Citierten; Allfeld 
S. 143 ff., 178; van Calker S. 122 N. 1; Binding S. 291 
Mitteis S. 8179, S. 197. — Der 5 redet von „Verbreitung“ bezw. 
„verbreiten“ in 88 92, 127, 25, 40 ae „88 42ı,3,3, 48, 512, 52, 53, 622, 
68, 641,2, 65, 691,2. 
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die rechtswidrige Verbreitung gedacht gewiſſermaßen als eine Fort⸗ 
ſetzung des verbotenen Nachdrucks.“) Infolgedeſſen unterſagte $ 25 
Dritten auch nur die gewerbsmäßige Verbreitung von Nachdrucks⸗ 
exemplaren, von „Exemplaren eines Werkes, welche den Vorſchriften 
des gegenwärtigen Geſetzes zuwider angefertigt worden ſind.“ Hatte 
alſo einmal der Urheber ſeine Einwilligung zur Vervielfältigung 
gegeben, oder war dieſe Vervielfältigung auch ohne ſeine Genehmi⸗ 
gung geſetzlich geſtattet, jo waren die vervielfältigten Exemplare, 
weil nicht „den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes zuwider 
angefertigt“, jeder weiteren Einſprache des Urhebers gegen ihre Ver- 
breitung entrückt. Ich erinnere an den bekannten Fall Boden⸗ 
ſte det. Bo denſtedt hatte dem Verleger ſeines Werkes „Eine Königs⸗ 
reiſe“ das Verlagsrecht zeitlich beſchränkt, nämlich für die Dauer 
vom 1. Januar 1879 bis 1. Januar 1884, im übrigen aber un⸗ 
beſchränkt übertragen. Der Rechtsnachfolger des Verlegers veran⸗ 
ſtaltete noch im Dezember 1883 den Druck einer 3. Auflage in 
Höhe von 5000 Exemplaren. Als am 1. Januar 1884 das Ver⸗ 
lagsrecht erloſch, beantragte Bodenſtedt die Einziehung der noch 
nicht verkauften Exemplare auf Grund des § 25 Abſ. 2 des Geſetzes 
von 1870. Das Reichsgericht entſchied jedoch (RG. in StS. III. 
28. VI. 1886 E. XIV. 267 = R. VIII. 495), daß die Voraus⸗ 
ſetzung der Einziehung nach § 25 Abſ. 2, nämlich das Vorliegen 
von „zur gewerbsmäßigen Verbreitung beſtimmten Nachdrucks⸗ 
exemplaren“, nicht gegeben ſei. Aus demſelben Grunde hätte auch, 
wenn der Verleger die am 1. Januar 1884 noch vorhandenen 
Exemplare weiter verbreitete, eine Beſtrafung aus § 25 Abſ. 1 
nicht ſtattfinden können. | 
So wenig aber der Urheber nach bisherigem Rechte die Ver⸗ 
breitung rechtmäßig hergeſtellter Exemplare zeitlich wirkſam be— 
ſchränken konnte, ſo wenig war er in der Lage, ſie wirkſam räumlich 
zu beſchränken. Zwar war eine ſolche räumliche Beſchränkung an 
ſich nach § 3 des Geſetzes wohl moglich. Allein eine Verletzung des 
ſog. geteilten Verlagsrechtes (bezw. Autorrechtes) ““) durch 
vertragswidrige Verbreitung der für den einen Staat vertragsmäßig 
hergeſtellten Exemplare in einem anderen Staate konnte den Droh⸗ 
ungen des § 25 des Geſetzes von 1870 nicht ſubſumiert werden. 
Denn — ſo führt das RG. in StS. I. 5. XI. 1887 R. IX. 559 
auf S. 561 aus — 
„Dieſes Geſetz ſetzt eine geſetzwidrige Anfertig ung der ver⸗ 
breiteten Exemplare voraus, eine Vorausſetzung, die bei einer 


20) So ſpricht auch ſchon Mand ry S. 115 mit Bezug auf das 
bayer. Geſ. von: „Kompletierung des Thatbeſtandes des Nachdrucks 
durch die Verbreitung der hergeſtellten Exemplare.“ 

30) Vgl. über dasſelbe Mandry S. 115 ff. und die von ihm 
S. 116 N. 1 Citierten; Dambach S. 273 f.; Allfeld S. 54, 177, 
274 ff. sub 5; Mitteis S. 197 und die von ihm in N. 3 Citierten. 
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bloßen räumlichen Ueberſchreitung des beim ſ. g. geteilten Verlags⸗ 

rechte dem einen oder anderen Verleger zugewieſenen Territoriums 

nicht vorliegt“. 

b. Dieſer Rechtszuſtand !) ſoll durch den Entwurf eine gründ⸗ 
liche Aenderung und wie wir ſofort hinzufügen können, Verbeſſerung 
erfahren. Zunächſt iſt in § 9, der wie § 3 des Geſetzes, die be⸗ 
ſchränkte oder unbeſchränkte Uebertragung des Urheberrechtes auf 
andere ermöglicht, die Einräumung eines geteilten Verlagsrechtes, 
einem Wunſche der deutſchen Muſikalienverleger (Beitr. S. 20) ent⸗ 
ſprechend, ausdrücklich ſanktioniert worden: 

„Eine Beſchränkung iſt insbeſondere in der Weiſe zuläſſig, daß 
die Befugnis zur Verbreitung des Werkes nur für ein beſtimmtes 
Gebiet eingeräumt wird.“ 

Die Begründung S. 33 verweiſt darauf, daß das geteilte 
Verlagsrecht im internationalen Rechtsverkehr bereits durch einzelne 
Verträge (mit Frankreich, Italien, Belgien) deutſcherſeits anerkannt 
ſei und fährt dann fort: 

„Die Vorſchrift 1 ua Ergänzung darin, daß der § 12 Abſ. 1 
zu vgl. § 38, § 40 Abſ. 1 Nr. 2) die gewerbsmäßige Verbreitung 
es Werkes dem Urheber vorbehält. Durch dieſen Vorbehalt 

iſt die Verbreitung ſelbſt rechtmäßig hergeſtellter 

Exemplare allgemein von der Einwilligung des 

Urhebers abhängig gemacht, der im Falle einer Zuwider⸗ 

handlung auch ſtets die Vernichtung der Exemplare gemäß 8 42 

veranlaſſen kann.“ 

Wenn die ſo begründeten Beſtimmungen des Entwurfs über⸗ 
haupt noch etwas zu wünſchen übrig laſſen, ſo wäre es höchſtens 
dies, daß ſtatt „gewerbsmäßig zu verbreiten“ “?) geſagt würde „ge⸗ 
werblich zu verbreiten“. ?) Der Ausdruck „gewerbsmäßig“ hat eine 
Kontroverſe erzeugt,“) welche am ſchärfſten Binding S. 290 
dahin formuliert: 

„Nicht handelt es ſich um das Gewerbe der Verbreitung von 
Nachdrucken, ſondern um deren Vertreibung im Gewerbebetrieb.“ 

Die Bindingſche Meinung iſt die herrſchende und wird auch 
vom Reichsgericht vertreten; die gegenteilige Anſicht verteidigt 
Stenglein zu § 25 sub 3. Zwar meint er, die praktiſche Be⸗ 
deutung der Differenz ſei eine geringe. Aber ſchon hat das Reichs⸗ 
gericht ausgeſprochen, daß auch die einmalige Verbreitung auch nur 


m Weitere Beiſpiele zu feiner Beleuchtung bringt Mitte is S. 197. 
R 88, J 8, E. 93 2.42 0 Ausdruck „gewerbsmäßig verbreiten“ in 
en 
Der Ausdruck „gewerblich kommt im E. bereits vor im 8 26 
in der erbindung: Aufführung eines Werkes der Tonkunſt zu „gewerb⸗ 
lichem Zweck.“ 

30) Vgl. O. Wächter S. 226; „ Urheberrecht, S. 
236; Dambach S. 163 sub 3; Allfeld a 8 25 ©. 177; van Galler 
S. 122 ff.; Binding ©. 290; Mitteis S. 198, 208 209. 
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eines Nachdrucksexemplars eine „gewerbsmäßige“ ſei, ſobald der 
Verbreitende hierbei in Ausübung ſeines Gewerbes als Sortimenter, 
Leihbibliothekar oder in ähnlicher handelsgeſchäftlicher Eigenſchaft. 
thätig wird: RG. in StS. II. 29. III. 1881 R. III. 169 = E. 
IV. 36; III. 28. IV. / 5. V. 1884 R. VI. 372 = E. X. 401. Es 
dürfte weiter eine Konſequenz der herrſchenden Anſicht ſein, daß 
auch ein unentgeltliches Verbreiten unter den eben angegebenen Vor⸗ 
ausſetzungen ein gewerbsmäßiges darſtellen kann.“?) Da die 
Stengleinſche Anſicht in der Mehrzahl der Fälle zum entgegen⸗ 
geſetzten Reſultat führen müßte, ſo wäre aller Anlaß gegeben, die 
Kontroverſe in dem neuen Geſetz aus der Welt zu ſchaffen durch 
Entſcheidung im Sinne der herrſchenden Meinung. | 


3. Die Eutſtehung des Urheberrechts. 


1. Gierke hat einmal den Ausſpruch gethan, wenn irgend ein 
beſtehendes Privatrecht ſeinen Geburtsſchein aufweiſen könne, jo ſei 
es das Urheberecht. Das Urheberrecht entſteht aus der geiſtigen 
Schöpfung 6) und iſt mit derſelben eigentlich ohne weiteres gegeben. 
„Das Autor recht iſt gegeben mit der Thatſache der Autor ſchaft.“ ““ 
Mit dem Moment des Abſchluſſes der geiſtigen Schöpfungsthat iſt 
daher der Urheber an ſich im Vollbeſitz all der im vorigen Ab⸗ 
ſchnitt beſprochenen und angedeuteten, im Urheberrecht vereinigten 
Befugniſſe. Doch hat die poſitive Geſetzgebung die Entſtehung des 
Urheberrechts überhaupt oder ſeiner einzelnen Befugniſſe häufig noch 
von weiteren Vorausſetzungen abhängig gemacht, ſo von der Depo⸗ 
ſition einer Anzahl von Exemplaren des Werkes; von der Eins 
regiſtrierung desſelben; von der Erwähnung der Erfüllung dieſer 
Förmlichkeiten auf jedem Exemplare; von der Angabe des wahren 
Namens des Urhebers; von einem vom Urheber ausdrücklich zu 
machenden Vorbehalt ſeiner Rechte, insbeſondere des Ueberſetzungs⸗ 
rechts, des Aufführungsrechts u. ſ. w. (vgl. B. K. Art. 22 und 
dazu Allfeld S. 353). 


2. Alle ſolche künſtliche Hemmung und geſetzliche Negierung 
des Urheberrechts, nachdem einmal ſeine Entſtehung durch geiſtige 
Schöpfung Thatſache geworden, hat etwas Mißliches. Am wenigſten 
aber läßt es ſich rechtfertigen, wenn die Entſtehung oder der Schutz 
des Urheberrechts abhängig gemacht wird von der Rechtmäßigkeit 
der dasſelbe erzeugenden Thätigfeit.??) Dies that die ältere Geſetz⸗ 


85) Vgl. van Calker S. 124. | 

86) Vgl. Mandry S. 360, 366; Gierke S. 717, 752, 755, 758 
764, 766, 778, 787; Mitteis S. 97, 156. 

7 So Mitteis ©. 156. 

16) Von der Rechtmäßigkeit der Thätigkeit, durch welche eine 
Schöpfung hergeſtellt wird, iſt zu unterſcheiden die Rechtmäßigkeit des 
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gebung insbeſondere bei Ueberſetzungen und Nachbildungen (vgl. 
preuß. Geſ. vom 11. Juni 1837, § 29; bayer. Geſ. Art. 49: 
„den Originalwerken ſind hinſichtlich der Beſtimmungen des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes die berechtigten Ueberſetzungen und Nach⸗ 
bildungen gleichgeſtellt“). 


Allein wenn das, was das Urheberrecht mit innerlicher logi⸗ 
ſcher Notwendigkeit erzeugt, die geiſtige Schöpfungsthätigkeit iſt, ſo 
kann die Entftehung des Urheberrechts nicht davon abhängig fein, 
daß dieſe Thätigkeit Niemandes Rechte verletze. Sie mag, wenn 
ſie in Rechte Dritter, alſo namentlich in das ausſchließliche Recht 
des erſten Urhebers, eingreift, dieſem gegenüber zu Schadenerſatz 
verpflichten oder ſelbſt ſtrafbar ſein. Aber ihre urheberrechtserzeugende 
Eigenſchaft kann fie dadurch nicht einbüßen, und das von ihr er⸗ 
zeugte Urheberrecht an dem neuen Werke muß nicht nur allen 
Anderen, ſondern auch dem verletzten Urheber eines früheren 
Werkes ſelbſt gegenüber??) alle feine Rechtswirkungen äußern.“) 
Die beiden Fragen: war der Schaffende zu der von ihm vorge⸗ 
nommenen Thätigkeit berechtigt? hat er damit nicht in ſchon be⸗ 
ſtehende Rechte eingegriffen und was ſind die Folgen dieſes Ein⸗ 
griffes? auf der einen Seite und: war die Thätigkeit wirklich eine 
ſchöpferiſche? iſt alſo in der That ein neues Werk entſtanden und 
welche Befugniſſe ſind daraus dem Schöpfer hinſichtlich dieſes neuen 
Werkes erwachſen? auf der anderen Seite, müſſen auf das ſtrengſte 
getrennt gehalten werden. 


3. Gleichwohl hat ſich auch die neuere Geſetzgebung von ihrer 
Vermengung nicht ganz frei 10 machen gewußt. Im Geſetz von 
1870 hat man zwar bei $ 6 Abi. 6: 


„Ueberſetzungen enießen gleich Originalwerken den Schutz dieſes 
Geſetzes gegen Nachdruck“ 


die von der Regierungsvorlage gewollte Beſchränkung auf „recht- 
mäßig erſchienene Ueberſetzungen“ glücklich beſeitigt. 41) Das Geſetz 
vertritt den richtigen Standpunkt auch in § 46 bezüglich der Be⸗ 


Inhaltes dieſer Schöpfung. Dies dürfte Gierke überſehen, wenn er 
S. 770 ſagt: „Auch unſittlicher oder verbotener Inhalt hindert an ſich 
nicht die Entſtehung eines Urheberrechtes.“ S. 95 von ihm pro et contra 
Citierten 5 dazu noch Mitteis S. 128 oben. 

S. Kloſtermann S. 121; Mitteis S. 139. 

m Ich kann es daher auch nicht ganz glücklich finden, wenn 
Kohler, Kunſtwerk, S. 184 hier von einem „Verhältnis des relativen 
Rechts“ ſpricht. Der durch eine neue Schöpfung in das Urheberrecht 
eines anderen Eingreifende erhält deswegen doch ein ebenſo abſolutes 
Urheberrecht an der neuen Schöpfung, wie es der Andere an der Ori⸗ 
ginalſchöpfung se 

45) Bol. dazu Dambach ©. 77 sub 25 een S. 121; 
Allfeld S. 93 sub 22; Gierke S. 772 N. 
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arbeitungen muſikaliſcher Kompoſitionen.““) Dagegen lautet der 
8 50 Abſ. 3 u. 4 daſelbſt immer noch:“) 


„Dem Urheber wird der Verfaſſer einer rechtmäßigen Ueber⸗ 
ſchließ des dramatiſchen Werkes in Beziehung auf das aus⸗ 
chließliche Recht zur öffentlichen Aufführung dieſer Ueberſetzung 
gleich geachtet. 

Die öffentliche Aufführung einer rechts widrigen Ueber⸗ 
ſetzung (8 6) oder einer rechtswidrigen Bearbeitung (8 46) des 
Originalwerkes iſt unterſagt.“ 


Es heißt ferner im Kunſtwerkgeſetz vom 9. Januar 1876, 8 7: 


„Wer ein von einem anderen herrührendes Werk der bildenden 
Künſte auf rechtmäßige Weiſe, aber mittels eines anderen 
Kunſtverfahrens, nachbildet, hat in Beziehung auf das von ihm 
hervorgebrachte Werk das Recht eines Urhebers (8 1ꝶ )) 


Auch die Berner Konv. Art. 6 vertritt dieſen Standpunkt bezüg⸗ 
lich der Ueberſetzungen: 


„Rechtmäßige Ueberſetzungen werden wie Originalwerke ge⸗ 
ſchützt. Sie genießen demzufolge rückſichtlich ihrer unbefugten 
Vervielfältigung in anderen Ländern den in den Art. 2 und 3 
feſtgeſetzten Schutz.“ 

Und endlich nimmt ihn auch das neue öſterr. Geſ. ſowohl bezüg⸗ 


lich der Ueberſetzungen als bezüglich der Nachbildungen ein in 
88 234, 372.8) 


4. Betrachten wir nun auf Grund des Voraufgeſchickten den 
Entwurf: 

a) Vor allem haben wir dabei die 88 2 u. 14 ins Auge 
zu faſſen: : 

„Urheber eines Werkes iſt deſſen Verfaſſer. Bei einer Ueber⸗ 
ſetzung gilt der Ueberſetzer, bei einer ſonſtigen Bearbeitung der 
Bearbeiter als Urheber.“ 

„Unbeſchadet der ausſchließlichen Befugniſſe, die dem Urheber 

a N 13 Abſ. 2 zuſtehen, iſt die freie Benutzung feines Werkes 
8 


zuläffig, wenn dadurch eine eigentümliche Schöpfung hervorge⸗ 
bracht wird.“ 


4) Im Zuſammenhang damit ſteht der Vorbehalt in Art. 10 
Abſ. 2 der B. K.: |. Allfeld S. 363 sub 2. 

40) Vgl. dazu Allfeld S. 251 sub 10: „Abweichung von dem 
Grundſatze, den die Kommiſſion zu 86... . aufgeſtellt hat.“ S. auch 
Kohler, Kunſtwerk, S. 183 ff. 

44) Vgl. dazu Allfeld S. 305 sub 2: „Das Geſetz nimmt hier 
einen anderen Standpunkt ein, als der 8 6 Abſ. 6 des Gef. v. 11. Juni 
1870 bezüglich der Ueberſetzungen.“ S. auch Kloſtermann S. 124ff.; 
aber auch Kohler, Autorrecht 1880 S. 174 ff. (in Ihering's Jahrb. 
S. 302f.); Kunſtwerk S. 184 und die von ihm Citierten; Gierke S. 777 
N. 41 und die dort Citierten. Die Beiträge S. 45 verlangen die Ein⸗ 
ſchiebung von „rechtmäßig“ vor „nachbildet“ auch in § 8 des Photo- 
graphie⸗Schutz⸗Geſetzes vom 10. Januar 1876. 

46) Vgl. gegen dieſe Beſtimmungen Mitte is S. 139 f., 145, 151. 


Was dieſe Beſtimmungen ſagen wollen, ſcheint mir Folgendes 
zu ſein: 

a) Jede a. bezw. muſikaliſche Produktion verleiht 

Urheberrecht (§ 2). 

8) Das Weſen der literariſchen bezw. muſikaliſchen Produk⸗ 
tion gegenüber einer bloßen Reproduktion ( Vervielfälti⸗ 
gung: § 15) beſteht in der Hervorbringung einer eigen⸗ 
tümlichen Schöpfung (§ 14). 

7) Die Wirkung der literariſchen bezw. muſikaliſchen Pro⸗ 
duktion, Urheberrecht zu erzeugen, wird dadurch nicht be= 
einträchtigt, daß der Schaffende, wenn auch widerrechtlich, 
fremde Werke benutzt (8 2 mit $ 14). 

8) Das ausſchließliche Urheberrecht an einem Werke wird 
dadurch nicht beeinträchtigt, daß auf ſeine Koſten ein neues 
Werk geſchaffen wird. Der erſte Urheber behält bezüglich 
ſeines Werkes alle Urheberrechte gegenüber Jedermann, 
auch gegenüber dem zweiten Urheber; der zweite Urheber 
erhält bezüglich ſeines Werkes alle Urheberrechte gegen⸗ 
über Jedermann, auch gegenüber dem erſten Urheber (§ 14 
mit § 2). 

b) Wenn die 88 2, 14 E. dies wirklich jagen wollen, jo 
ſcheinen ſie mir ihrem Inhalt nach völlig einwandfrei. Ihrer 
Faſſung nach aber bedürften ſie dann der Korrektur in mehr⸗ 
facher Richtung. 

*) Eine Ueberſetzung iſt, wie oben S. 21 nachzuweiſen ver⸗ 
ſucht wurde, ſtets und eo ipso eine eigentümliche Schöpfung. 
Der Ueberſetzer i ſt daher Urheber und gilt nicht bloß 
als Urheber kraft der Fiktion des Geſetzes. Sonſtige Be⸗ 
arbeitungen eines Werkes aber können bald eigentümliche 
Schöpfungen ſein, bald nicht. Es liegt nicht in ihrem 
Weſen, wie bei der Ueberſetzung, daß ſie, das Original- 
merk verlaſſend, ein neues erzeugen müſſen, ſie können 
auch am Originalwerk ſo haften bleiben, daß ſie ſich als 
bloße Wiedergabe, Reproduktion desſelben darſtellen. 
Letzteren Falles können die Bearbeiter auch nicht als Ur⸗ 
heber gelten, wie der § 2 bezüglich jeder Bearbeitung 
ohne Unterſchied ſtatuiert. Er ſetzt ſich dadurch in Wider⸗ 
ſpruch zum § 14, der für ein zu ſchützendes Schriftwerk 
die Hervorbringung einer eigentümlichen Schöpfung ver= 
langt. Bringt aber der Bearbeiter eine eigentümliche 
Schöpfung hervor, ſo iſt er wiederum Urheber und gilt 
nicht bloß als ſolcher kraft Fiktion des Geſetzes. 

82 müßte alfo 5 dem bisher Geſagten lauten (vgl, 
dazu oben S. 8, S. 22 N. 23): 


Arzeber“. 
5). Bezüglich des. 8 14 hat man ee, daß der von 


daburch eine eigen ü 
dem Hervorbringer einer eigentümlichen Schöpfung der 


„Urheber eines Werkes ‘gie’ deſſen Verfaſſer. Bel einer Ueber- 


ſetzung iſt der Ueberſetzer, bei einer ſonſtigen eine eigentümliche 


ung „555 . der. Bearbeiter der 


„eigentümlicher Schöpfung“ redende Paſſus geſtrichen, 


| .:.: bezw; diefer Ausdruck durch einen anderen erſetzt werden 
ſolle. Denn nach dem jetzigen Stand der Rechtſprechung 
bherrſche völlige Klarheit darüber, wie weit Bearbeitungen 


erlaubt ſeien. Dieſe  Rechtsficherheit- werde durch Ein⸗ 
führung des neuen, für Laien ſchwer verſtändlichen Wortes 
zeigentümliche Schöpfung“ nur unnötigerweiſe gefährdet. 


Allein dieſer Ausdruck iſt m. E. zur Bezeichnung des 
Weſens der Produktion durchaus geeignet; auch iſt. er 
durchaus nicht neu, ſondern gibt gerade dasjenige wieder, 
was Wiſſenſchaft und Praxis bei Erörterung der bis⸗ 
herigen Geſetzesbegriffe „literariſches Erzeugnis“, „Schrift⸗ 
werk“, „Nachdruck“, Vervielfältigung“ übereinſtimmend als 
Weſen der Produktion feſtgeſtellt haben, und was auch 


on der u der internationalen Verträge (arg. 
Art 10 B. K. „Eigenſchaft eines neuen Original⸗ 


un werkes“) geläufig war. Es könnte ſich alſo höchſtens 


fragen, ob nicht der oben ad a) sub 85) formulierte Satz 
als ein rein doktrinärer überflüſſiger aus dem Entwurf 


zu e ſei; als unrichtig, unverſtändlich oder gefähr⸗ 
lich kann er m. E. nicht bezeichnet werden. 
* Schwere Bedenken dagegen habe ich gegen die Art und 


Weiſe, wie die oben ad a sub y) und 5) formulierten 
Sätze im § 14 Ausdruck gefunden haben. Ich . an, 
daß durch den Satz: 


„Die freie Benuf ung“) eines fremden Wertes iſt zulaſſg, wenn 
ümliche Schöpfung hervorgebracht wird. 


Urheberrechtsſchutz des Geſetzes zugeſichert werden ſoll, auch 
wenn er dabei ein fremdes Werk ſo benutzt hat, wie es 
nach § 13 eigentlich nur deſſen Urheber zuſteht: durch 


f Ueberfetzung, Dramatifterung u. |. w., um =. ia die 
5 ee Worte: eh 8 


40 Das Adiertiv „freie“ ſcheint mir jedenfalls überſtüſſig zu fein. 


Die Hervorbringung einer eigentümlichen Schöpfung durch Benutzung 
eines fremden Werkes dürfte von ſelbſt immer eine freie Benutzung 
erheiſchen. Iſt aber einmal auf dem Weg der Benutzung eines fremden 
Werkes eine eigentümliche Schöpfung hervorgebracht worden, dann dürfte 
eine Erörterung darüber, ob die Benutzung eine freie war oder nicht, 
gegenſtandslos geworden fein. 
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„ 


„unbeſchadet der ausſchließlichen Vefugniſſe, die dem Urheber 

nach 8 13 Abſ. 2 zuſtehen.“ 5 

dem Urheber der Schutz ſeines ausſchließlichen Ueber⸗ 
ſetzungs⸗ und Bearbeitungsrechts auch dem Hervorbringer 
der eigentümlichen Schöpfung gegenüber gewahrt werden ſoll. 

Allein dieſe Gedanken können in die vom Entwurf für ſie 
gewählten Worte nicht eingekleidet werden. Man kann nicht un⸗ 
beſchadet der vom Geſetz dem A ausſchließlich gewährten Bearbeitungs⸗ 
befugnis auch eine Bearbeitung durch den B für zuläſſig erklären, 
d. h. auch dem B die Bearbeitungsbefugnis einräumen. 

Sollen die Anfangsworte des § 14 mit den folgenden Worten 
nicht in Widerſpruch ſtehen, ſo müßte § 14 ſo ausgelegt werden: 
die in $ 13 Abſ. 2 genannten Benutzungen bilden ausſchließliche 
Befugniſſe des Urhebers, andere Benutzungen ſeines Werkes ſind 
auch durch Dritte zuläſſig, wenn dadurch eine eigentümliche Schöpfung 
hervorgebracht wird. Aber das will und kann § 14 nicht jagen. 

Entweder alſo muß § 14 Abſ. 1 den ad b sub y und 8 
formulierten Gedanken entſprechender gefaßt oder er muß ganz 
geſtrichen werden. Durch ſeine Streichung würde nämlich kaum 
eine Lücke entſtehen: denn daß jede eigentümliche Schöpfung urheber⸗ 
rechtlich geſchützt iſt, ſagt ſchon § 2 in der ihm auf S. 33 gegebenen 
Formulierung; daß der Urheber eines Werkes, welches zu einer 
neuen eigentümlichen Schöpfung benutzt wurde, des wegen an 
ſeinem Urheberrecht nichts einbüßt, ergibt ſich ſchon aus 88 12, 13; 
und daß die Benutzung urheberrechtlich nur geſchützt wird, wenn 
ſie eine eigentümliche Schöpfung hervorbringt, folgt, wie wir ſahen, 
aus einer richtigen Interpretation von $ 1 („Schriftwerk“) und SS 12, 
15 („Vervielfältigung“) auch ohne ausdrückliche geſetzliche Beſtimmung. 

c. Unbeſchränke Billigung verdient es nach dem oben (S. 29 ff.) 
Ausgeführten, daß der Entwurf durch Weglaſſung des Wortes 
„rechtmäßig“ im § 2 jeder wirklichen literariſchen oder muſikaliſchen 
Produktion den vollen Urheberrechtsſchutz zu Teil werden läßt, auch 
wenn die Ueberſetzung oder ſonſtige Bearbeitung das ausſchließliche 
Recht eines erſten Urhebers verletzt.“) Dieſer Grundſatz wird aus⸗ 


47) Zur Ewägung möchte ich vorſtellen, ob nicht, wenn das im 
Text Ausgeführte richtig ſein ſollte, auch die 88 36, 63 E. entſprechend 
abgeändert werden müßten. Auch habe ich gegen die ſyſtematiſche Stellung 
des 8 36 Bedenken. Von der Thatſache des Erſcheinens oder der ander⸗ 
weiten Veröffentlichung des Werkes hängt „der durch dieſes Geſetz ge⸗ 
währte Schutz“ ab nicht nur hinſichtlich feiner Dauer (88 28—35), ſondern 
auch hinſichtlich feiner Stärke (3. B. 88 128, 19) und hinſichtlich der 
Perſon des Schutzberechtigten 8 8). Der 8 36 reicht alſo fo wie er 
lautet weit hinaus über den Abſchnitt „Dauer des Schutzes“, in welchem 
er ſteht. Im Oeſterr. Gef. ſteht daher die dem 8 36 entſprechende Be⸗ 
ſtimmung des $ 62 unter den „Allgemeinen Beſtimmungen“. Vgl. dazu 
die Motive bei Geller S. 58. Da der E. „Allgemeine Beſtimmungen“ 


BE 


zudehnen fein auch auf den Fall, daß jemand über den Bereich 
der in § 18 Ziff. 3, bew. § 20 Ziff. 3 erteilten Erlaubnis hinaus 
Werke eines anderen ohne deſſen Genehmigung in eine Sammlung 
aufnimmt, die Herſtellung des Sammelwerkes aber als Hervor⸗ 
bringung einer eigentümlichen Schöpfung zu erachten iſt (vgl. All⸗ 
feld S. 48 sub 8). 

d. Die Entſtehung des Urheberrechtes iſt endlich vom Entwurf 
in dankenswerter Weiſe auch von allen Formalien befreit. Wird 
der wahre Name des Urhebers bei der Veröffentlichung nicht genannt, 
ſo hindert das nicht die Entſtehung des Urheberrechts, ſondern 
bewirkt nur, daß andere zur Wahrnehmung desſelben berechtigt 
ſind ($ 82 E.). Die Eintragung iſt keine Bedingung für die Ent⸗ 
ſtehung des Urheberrechts, ſondern nur ein Mittel, demſelben eine 
längere Dauer zu ſichern ($ 302 E.). Das Ueberſetzungsrecht ſetzt 
nach § 13 E., das Aufführungsrecht nach § 122 daſelbſt (ſ. dazu 
Begr. S. 35, 36; Beiträge S. 35; aber auch Motive zum öſterr. 
Gef. bei Geller S. 91/2) einen Vorbehalt des Urhebers nicht 
mehr voraus. 


| III. | 
Die ſtrafrechtlichen Beſtimmungen des Entwurfs. 


1. Der Entwurf kennt folgende ſieben ſtrafbare Hand- 
lungen: | 
die vorſätzliche Begehung eines Nachdrucks;““) 
die vorſätzliche und widerrechtliche gewerbsmäßige Ver⸗ 

breitung eines Werkes; 
die vorſätzliche und widerrechtliche öffentliche Aufführung 

eines Werkes; 
den vorſätzlichen und widerrechtlichen öffentlichen Vortrag 
eines Werkes; — 
dieſe vier Delikte find in § 40 mit Geldſtrafe bis zu 3000 , 
eventuell mit Gefängnisſtrafe bis zu 6 Monaten bedroht; — 
die vorſätzliche und widerrechtliche öffentliche Mitteilung 
von Schriftwerken oder von diskret zu behandelnden 
Schriften, — 


nicht hat, ſo würde die Vorſchrift des § 36 entweder in den 1. Abſchnitt 
„Vorausſetzungen des Schutzes“ oder in den 5. Abſchnitt „Schlußbe⸗ 
ſtimmungen“ einzureihen geweſen ſein. 
46) Worunter nach dem oben S. 22 Erörterten auch die wider⸗ 
rechtliche Herſtellung einer Ueberſetzung mit zu verſtehen iſt. 
3* 
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lesreht in 5 44 mit Geldſtrajt bis zu 1500 . evenmell mit 
Gefüngnisſtrafe bis zu 3 Monaten,; — 
die vorfätzliche und wider rechtliche Bernahme van Aende⸗ 
rungen an einem Werke, 


bedroht in § 45 mit Geldſtrafe bis zu 1000 A. evenmell mit 
Belingnisfteafe bis zu 3 Monaten; 


die ſchuldhafte und widerrechtliche Unterkaffung der Quellen⸗ 
angabe, — 


bedroht in § 46 mit Geldſtrafe bis zu 500 &. 


Alle dieſe ſtrafbaren Handlungen qualiſtzieren ſich nach 8 1 
RS StGB. ats Vergehen; ſie alle find nach § 47 E. Antragsdelikte. 

2. Die einſchneidendſte Aenderung und m. E. Verbeſſerung 
dem bisherigen Recht gegenüber beſteht darin, daß nach dem Ent⸗ 
wurf überall nur mehr die vorfätzliche Begehung der ge⸗ 
nannten Vergehen ſtrafbar fein ſoll (vgl: die Begr. S. 42). 
Das iſt bei den Vergehen der SS 40, 44, 45 ausdrücklich geſagt; 
bei dem Vergehen des § 46, wo von der Schuld überhaupt nichts 
geſagt iſt, würde es ſich aus der allgemeinen Regel unſres Reichsſtraf⸗ 
rechtes ergeben, daß bei Verbrechen und Vergehen — anders bei Ueber⸗ 
tretungen — wenn über die Schuld nichts geſagt iſt, bloß der Dolus 
als ſtraſpar erſchtint, weil die Strafbarkeit auch der Kulpa die Auf⸗ 
ftellung einer beſonderen, milderen, Strafdrohuug für dieſe bedingen 

würde, 


Ob nun freilich bei dem Vergehehen des § 46 die Beſchrän⸗ 
kung der Beſtrafung auf den Dolus angezeigt iſt, möchte zu be⸗ 
zweifeln ſein. Das Delikt hat mehr den Charakter einer ſtrafbaren 
Ordnungswidrigkeit, als eines Kriminalunrechts, und müßte daher, 
ſoll die Tendenz des § 46 erreicht werden, — wie das auch im 
8 24 des bisherigen Geſetzes ausdrücklich beſtimmt war — ſowohl 
bei doloſer als bei kulpoſer Begehung geſtraft werden. Es würde 
wohl am beſten ſein, wenn die ohnedies bedenklich hohe Straf⸗ 
115 (vgl. Streißler S. 30) auf eine Geldſtrafe bis zu 

50 . reduziert würde. Dann wäre das Delikt wie nach bis⸗ 
1 Recht und wie im öſterr. Gef. § 52 Z. 1 eine bloße 
Uebertretung, und die Beſtrafung auch der Fahrläſſigkeit würde ſich, 
auch wenn im übrigen der Wortlaut des § 46 beibehalten würde, 
ſchon aus allgemeinen Grundſätzen ergeben. 


1 iſt bei den 7e Fe Vergehen des Ent⸗ 
wurfs der Verzicht auf die 3 der Jahr- 
läſſigkeit nur zu billigen. | 


40 Bei der widerrechtlichen Verhreitung 1 übrigens auch bisher 
ſchon nur der Dolus geſtraft: § 25 des Geſ. v. 1870. 


Mehr und mehr feſtigt ſich die Ueberzeugung, daß der Fort⸗ 
ſchrirt der Geſetzgebüng vielmehr in einer er als in einer 
Erweiterung der Kriminaliſierung beftehe, weil 1 

Feine Ueberſpannung des Elralſcn ber, als ein ei mptom vr | 
19 weit! verbreiteter Nervofität erſcheint und Alt Ge ren für 0 

WMechtgeniwickelung verbunden ite h. # 

. „ oi mit dem Kriminalrecht, wo es nicht unentbehrlich - 
das war denn auch die Loſung, init welcher bei den Beratungen 
des W 5 von 1870 im Reichstag die Streichung der Strafvor⸗ 
ſchriften im Geſetz überhaupt erlangt wurde.) a dies zu 
weit ging, liegt auf der Hand. Die Verletzung des Urheberrechts 
greift fo. tief in die Rechtsgüter der Perſönlichkeit und des Ver⸗ 
mögens ein, daß es umerfindlich wäre, warum Beleidigung und 
er ni Muafbar dein: hellen, die; Werlezung es Wabeheprat 
aber nicht. 

Dagegen. entiprit: bie Beſchränkung der Beſtrafu auf die 
Vorſätzlichteit dem heutigen Stand der Wiſſenſchaft und der Geſetz⸗ 
gebung. Insbeſondere energiſch und überzeugend iſt nan Calker 
(S. 176 ff., S. 289) gegen die Beſtrafung der Fahrläſſigkeit bei 
unſeren Delikten aufgetreten,) unter Hinpeiſung darauf, daß die⸗ 
jenigen Delikte unſerer Strafgeſetze, welche den Verletzungen des 
Urheberrechtes am nächſten ſtehen — die Eingriffe in die freie 
Willensbethätigung und in die Ehre einerſeits, die Eingriffe in das 
Vermögen andererſeits — ſtets nur bei doloſer Begehung geſtraft 
werden. Es iſt auch nicht richtig, wenn Dambach bei den Be⸗ 
ratungen über das Geſetz. von 1870 gegenüber den Reichstagsabge⸗ 
ordneten, welche ſchon damals ſich gegen die Beſtrafung, der Fahr⸗ 
läſſigkeit erklärten, ) behauptete: in allen ziviliſierten Sgaten Eu⸗ 
ropas werde beim Nachdruck die Fahrläſſigkeit ebenſo beſtraft, wie 
der Vorſatz. Schon das bayeriſche Geſetz von 1865 Art. 37. ber 
drohte nur den Dolus. In Frankreich und Italien erfordert mangels 
klarer geſetzlicher Beſtimmung die Wiſſenſchaft und die Rechtſprech⸗ 
ung intention; mala fides. Das Hholländiſche, Geſetz von 1881, 
das belgiſche von 1886 beſchränken die Beſtrafung auf Dolus. 54) 
St neueſter Zeit verlangt auch das öſterreichiſche when von 189 

u § 51 für ſeine Stra drohungen einen „wi ſentli en“ Eingri 


RACE H. Seuffert in ber Zeitſchr. f. d. gef. Strafrechtsw. 15 
N Stenogr. ver. 1810 S. a Graun — Wiesbaden); S. 835 
(Endemann). 
52) Auch O ſterrieth, Entwurf $ 16 (vergl. Begründung dazu au 
S. 55 hatte zum e „Eingriff in das geiſtige Eigentum“ dolus 
ngt. 
0 es Berichte S. 858 ff. (Endemaun; Meyer — Thon 
1 o 
| Bl. ‚sum ne sie Racmeife bei van Calker ©. 179. 
„ en Mat. 
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in das Urheberrecht. Was aber ganz beſonders hervorgehoben 
werden muß: auch unſere neueren deutſchen . das Ge⸗ 
ſetz betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern vom 1. Juni 1891 
§ 10 und das Geſetz zum Schutz der 5 vom 12. Mai 
1894 88 14 ff. und ebenſo das Patentgeſetz vom 7. April 1891 
§ 36 beſchränken ihre Strafdrohungen auf die vorſätzliche Begehung, 
ſo daß die Beiträge S. 29 richtig bemerken: 

„Es bilden alſo jetzt die Geſetze von 1870 und 1876 eine Ano⸗ 
malie, die am kraſſeſten darin zu Tage tritt, daß eine fahrläſſige 
Nachbildung des Geſchmackmuſters beſtraft wird, dagegen nicht 
eine fahrläſſige Nachbildung des Gebrauchsmuſters“. 

Für die Beſtrafung der Fahrläſſigkeit bei den Urheberrechts⸗ 
verletzungen vermochte man denn von jeher auch nur „praktiſche 
Erwägungen“ geltend zu machen: 55) regelmäßig pflegten die Nach⸗ 
drucker die Einrede der Fahrläſſigkeit geltend zu machen; Dolus 
aber ſei gerade beim Nachdruck ſehr ſchwer nachzuweiſen; Dolus 
und Kulpa ſeien überhaupt beim Nachdruck ſchwer zu ſcheiden. — 
Allein für richtig erkannte materiellrechtliche Beſtimmungen dürfen 
nie wegen etwa drohender Beweisſchwierigkeiten aufgegeben werden: 
iſt es der ratio juris entſprechend, daß nur doloſe Verſchuldung 
geſtraft werde, ſo darf nicht auch die kulpoſe Verſchuldung geſtraft 
werden, lediglich um deswillen, weil die Kulpa leichter nachweisbar 
ſei als der Dolus! Ueberdies iſt zu erwägen: der Verletzer des 
Urheberrechtes, dem man Kulpa, aber keinen Dolus nachweiſen 
kann, ſoll nach dem Entwurf regelmäßig nur der Beſtrafung, nicht 
der Schadenerſatzpflicht entgehen (88 37, 39). Sit er nun zahlungs⸗ 
fähig, ſo wird die drohende Schadenerſatzpflicht dieſelbe Wirkſamkeit 
haben, wie eine bei bloßer Kulpa doch nur ganz gering zu be— 
meſſende Strafe. Iſt er aber zahlungsunfähig, ſo könnte er auch 
die vom Entwurf primär allein angedrohte Geldſtrafe (ſ. darüber 
unten sub 7) nicht zahlen. Und unter allen Umſtänden iſt der Verletzte 
geſichert durch die in § 42 E. ohne Rückſicht auf die Schuld ſtatuierte 
Vernichtung der widerrechtlich hergeſtellten oder verbreiteten Exemplare. 

3. Mit der eben sub 2 beſprochenen Frage bringt die Be⸗ 
gründung des Entwurfes auf S. 41 in Zuſammenhang s) die vom 
Entwurf vorgenommene Streichung des § 18 Abſ. 2 des 
bisherigen Geſetzes. Er lautete: 

„Die Beſtrafung des Nachdrucks bleibt jedoch ausgeſch loſſen, 
wenn der Veranſtalter deſſelben auf Grund entſchuldbaren, that⸗ 
ſächlichen oder rechtlichen Irrtums in gutem Glauben gehandelt hat.“ 


Die Begr. bemerkt dazu a. a. O.: 


55) Vgl. 88 2 eee De DnnD Emden zum Gef. v. 1870: 
us Ver. S 883 ff. (Dambach, Bähr); vgl. ferner die Beiträge 
. 29; A endlich Mitteis S. 214. 
as durch die Entſtehungsgeſchichte dieſer Beſtimmung (vgl. 
Sonden S. 136f. sub 9; Allfeld S. 149 ff. sub 8) allerdings ge⸗ 
erchtfertigt wird. 


— 


„Ein Irrtum hinſichtlich des Strafrechtes ſoll künftig, auch wenn 
er entſchuldbar iſt, die Beſtrafung nicht mehr ausſchließen. Es 
liegt kein Grund vor, auf dem Gebiete des Urheberrechts einen 
ſolchen Irrtum, der ſonſt niemals die Strafloſigkeit begründet, 
zu berückſichtigen. Zufolge dieſer Abänderung wird die Beſtrafung 
wegen vorſätzlicher Rechtsverletzung in vielen Fällen eintreten, 
in denen ſie bisher unterbleiben mußte, namentlich dann, wenn 
ſich der Thäter in einem Irrtum über die geſetzlichen Befugniſſe 
des Urhebers oder über die Grenzen befindet, in denen das Ge⸗ 
ſetz den Abdruck freigiebt. Um ſo weniger kann es andererſeits 
zu Bedenken Anlaß geben, wenn der Entwurf die rein fahr⸗ 
läſſigen Verletzungen des Urheberrechts aus dem Kreiſe der ſtraf⸗ 
baren Handlungen ausſcheidet.“ 

Ich bin mit der Streichung des § 18 Abſ. 2 einverſtanden, 
aber nicht mit dieſer Begründung und nicht mit der Folgerung, 
welche ſie aus der Streichung zieht. Wenn § 18 Abſ. 2 von 
einem „rechtlichen Irrtum“ ſpricht, ſo umfaßt er mit dieſem 
Ausdruck ſowohl den Irrtum hinſichtlich des Strafrechtes, als 
auch den Irrtum hinſichtlich anderer Rechtsſätze. Daß der erſtere 
die Schuld nicht ausſchließt, auch wenn er unvermeidbar war, ſteht 
feſt. Daß der letztere aber ebenfalls unter allen Umſtänden unver⸗ 
zeihlich ſein ſollte, vermag ich nicht zuzugeben. Jeder Irrtum über 
andere als Straf-Rechtsſätze vielmehr ſchließt nach meiner Anſicht 
gerade ſo gut, wie der thatſächliche Irrtum den Dolus, und falls 
der Irrtum entſchuldbar war, auch die Kulpa aus, ſobald infolge 
eines ſolchen Irrtums der Thäter das Vorhandenſein von That⸗ 
umſtänden nicht kannte, welche zum geſetzlichen Thatbeſtande gehören. 
Da ſich dieſer Satz jedoch ſchon aus einer richtigen Auslegung des 
§ 59 RStGB. ergibt, ſo erſcheint allerdings aus dieſem Grunde 
die beſondere Beſtimmung in § 182 des Geſetzes von 1870, auch 
ſo weit ſie ſich auf Strafrechtsirrtum nicht bezieht, als entbehrlich. 

4. Zum Begriff ſpeziell des Nachdruckes gehört 

nach §S 15 des Entwurfs nicht die Abſicht der Ver-⸗ 
breitung: vgl. oben S. 25. Demgemäß iſt auch aus dem 
Thatbeſtand des ſtrafbaren Nachdruckes in § 40 Ziff. 1 E. dieſes 
ſubjektive Erfordernis, im Gegenſatz zum § 18 des Geſetzes von 
1870, weggelaſſen. Dieſe Rechtsänderung hat folgende ſtrafrechtliche 
Konſequenzen im Gefolge: 

a) wenn jemand ein fremdes Werk rechtswidrig vervielfältigt 
mit der Abſicht, es erſt nach Ablauf der Schutzfriſt zu 
verbreiten, ſo konnte er nach bisherigem Recht nicht ge⸗ 
ſtraft werden (Mandry S. 274; Dambach S. 135 
unten; Allfeld S. 144 f. und die von ihm weiter 
Citierten.) Denn die vom § 18 geforderte „Abſicht zu 
verbreiten“ war ſelbſtverſtändlich als Abſicht rechts ⸗ 
widriger Verbreitung zu verſtehen. Nach § 40 Ziff. 1 E. 
müßte der Nachdrucker in unſerem Fall immer noch be⸗ 
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N al werdens denn da nach dem Entwurf für Den Nach⸗ 
27 druck auf die Abſicht der Verbreitung überhaupt nichts an⸗ 
. kommt. o äſt es. 9 00 N öhlere Ber ob eine Haag cel 
237 en wird. oder micht; 
=» wenn jemand nach lägen we ein 13 Werk 
widerrechrlich in der Abſicht rechtswivriger Verbreitung 
vervielfältigte und ſpütet dieſe Ahſicht wirklich ausführte, 
8 0 konnte, er nur wegen Nachdrüg 227 RT wegen 
.. Berbreitung⸗geſtraft werden: Denn in der Strafe wegen 
Nachdrucks war zugleich die Strafe der Verbreitungsabſicht 
mit enthalten, und eine nochmalige Beſtrafung wegen Aus⸗ 
88 . führung dirſer Abſicht daher ebeufſo wenig möglich, wie 
a = derjenige, welcher wegen Diebſtahls bestraft iſt / auch noch 
„ wegen Unterſchlagung geſtraft werden kann, wenn er die 
„ zum Thatbeſtand des Diebſtahls gehörige Abſicht der rechts 
, widrigen Zueignung wirblich ausgeführt hat. So denn 
es en ee der 8.25 Abſ. 8 des Geſetzes won 1870. 57) 
„Nach dem Entwurf aber 79 5 der Nachdrucker, welcher 
zeſpäter auch verbreitet, wegen 5 aus 840 Ziff. 1. 
Dr und wegen Verbreitung aus § 40 Ziff! 2 in: realer Kon⸗ 
kurrenz zu ſtrafen ſein. Denn das Vervielfältigen, und 
. das Verbreiten ſind nach ihm zwei von einander be 
1 N unabhängige felbſtändige Verbrechenshandlungen. s 
„Dieſe⸗ Konfequenzen weranlaßten die preußiſchen Gerichte unter 
. Herrſchaft des Geſetzes wom Jahr 1887, welches gleich dem 
Entwurf die Abſicht der Verbreitung für den Thatbeſtand des Nach⸗ 
druckes wicht verlangte, ſie gleichwohl in den 8:14 des Geſetzes 
hinein zu interpretieren (vgl. Mandy S. 274 und die von ihm 
in N. 4 Citierten). Um dieſer Konſequenzen willen; ferner fand 
ſchon- Mandry (a. 4. O.) den gleichen Standpunkt des Art. 37 
a bayer. Geſetzes bedenklich und kennzeichnete (in der. Krit. 
V. J. S. WII. 578, 579) die dem baer. Geſetze zugrunde liegende Bes 
ſümmung, des Frankfurter Entwurfes von 1864 als einen Rückſchritt, 
5. Was den objektiven Thatheſtand der Urheberrechtsdelikte 
anlangt, ſo hat insbeſondere wiederum derjenige des. 
„Nach drucks“ dem bisherigen Recht gegenüber eine 
47) Bgk. dazu Mändry S. 302 sub 5; Alfeld S. 180 sub 8; 
S., 200 sub 1. — Eine der sub b. gez zogenen analoge Konſequenz er⸗ 
iebt ſich auch bezüglich es 5 vgl. 8.252 des bis⸗ 
era Ghendez mit 88 87 
endeswegen kann ng ürlich von einem forigeſetzten Verbrechen 
keine Rede fein. — Im Zuſammenhang mit der Selbſtändigkeit der 
beiden Handlungen gegeneinander ſteht auch die Vertauſchung des Wortes 
⸗Nachdruckserxemplare“ in § 21 des. Geſetzes mit an herge⸗ 
ſtellte oder verbreitete Exemplare WS RG... 


ei 
bedeutende Veränderung erfahren.“) Nach dem Ge⸗ 
ſetz von 1870 ſpaltete ſich das Vergehen des Nachdrucks in zwei 
ſelbſtändige Delikte: der Veranſtaltung des Nachdrucks in § 18, 
und der Veranlaſſung der Veranſtaltung des Nachdruckes in 
S 20, welche beide ſowohl bei vorſätzlicher als bei f fahrläſſiger Be⸗ 
gehung mit Strafe bedroht waren. Durch die Vorſchrift in § 20 
war alſo eine Handlung, welche an ſich unter den Begriff der Anſtif⸗ 
tung gefallen wäre, zu einem delictum sui generis gemacht und 
ſo den allgemeinen Regeln über die Teilnahme am Verbrechen ent⸗ 
rückt worden; nur bezüglich ſonſtiger T e ſollten nach § 20, 
die allgemeinen Vorſchriften über Teilnahme zur Anwendung kommen. 
Dieſe Trennung der Veranlaſſung und der Veranſtaltung des 
Nachdrucks bo) in zwei Delikte iſt jetzt aufgegeben. Der Entwurf 
8 40 if. 1 (vgl. $.37), vereinigt beide zu dem en That⸗ 
beſtand: 
„Wer einen Nachd ru been „„ 0.0. 
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a en Begr. bemerkt. dazu auf S. 28 su. a: 


zur Veranſtaltung eines Nachdrucks y ſind ai mehr 
be d da hier die algemeinen, 111 ib Über 9 die Täter⸗ 
ſchaft und Teilnahme ausreichen.“ = 

Mit dieſer Aenderung aber des bisherigen Rechts werden fol⸗ 

gende Konſequenzen auf dem ec en He , verbunden 

ſein: 


j j 1 


1 


* .r = Ba ans Ay „ . . ı „ * 8 5 ee 
9 3 2 6 en es es 1141 er . . 


ie) Geändert iſt der objettibe These a. inſoſcriſ als nach 
dem Geſ. v. 1870 8 4 Nachdruck war: die mechaniſche Vervielfältigung 
eines Schriſtwerkes, welche ohne Genehmigung des Berechtigten herge⸗ 
ſtellt wird, während jetzt Nachdruck iſt: jede rechtswidrige Vervielfältigung 
eines Werkes (S 15 E. vgl. dazu auch oben S. 25). Die hieraus eigent⸗ 
lich zu ziehende Konſequenz, daß auch ein an ſich erlaubter Abdruck von 
Zeitungsartikeln oder eine an ſich erlaubte ſonſtige Benutzung fremder 
Werke, wenn fie ohne deutliche Angabe der Quelle erfolgen, nach 8 172 
bezw. 24 E. mit der vollen Strafe des Nachdrucks beſtraft werden 
müßten, weil auch ſie rechtswidrige Vervielfältigungen wären, iſt durch 
die beſondere Strafdrohung in § 46 mit Recht abgeſchnitten. Dagegen 
muß aus § 17 Ahſ. 1 E. die Konſequenz gezogen werden, daß die volle 
Strafe des Nachdrucks eintritt bei an ſich erlaubtem Abdruck aus Zeitungen, 
wenn derſelbe unter weſentlicher Aenderung des Inhaltes erfolgte. Denn 
der § 45 ſtellt nur Abänderungen, welche dem § 10 zuwider vorgenommen 
werden, unter beſondere mildere Strafe. Es wäre zur Vermeidung dieſer 
Konfequenz im § 45 außer dem § 10 wohl auch noch § 171 und aus 
dem nämlichen Grunde auch noch § 23 zu nennen geweſen. 

0) Ebenſo die Trennung der Veranſtaltung und der Veranlaſſung 
einer widerrechtlichen Burg: in § 54 des 59.40.99 Te fi 
Allfeld S. 256 82 2 8 sub 7): N, 8858 E. Das 
im Text über den Nachdruck Geſagte gilt alfo. ana og Nach 72 die wider⸗ 
rechtliche Aufführung. 

99 fa dem eivilrechtlichen Gebiete werden, da nach § 37 E. auch 
der fahrläſſige Nachdruck ſchadenerſatzpflichtig macht, und nach dem 
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a) es wird nicht mehr wie nach bisherigem Recht geitraft 
werden können eine fahrläſſige Veranlaſſung einer vorſätz⸗ 
lichen Veranſtaltung eines Nachdrucks, weil die ſtrafbare 
Anſtiftung nach 8 48 RStGB. dolus des Anſtifters vor⸗ 
ausſetzt; 

b) es wird nicht mehr wie bisher geſtraft werden können 
eine vorſätzliche Veranlaſſung einer fahrläſſigen Veran⸗ 
ſtaltung eines Nachdruckes, weil die ſtrafbare Anſtiftung 
nach § 48 RStGB. vorausſetzt eine verbrecheriſche Hand⸗ 
lung des Angeſtifteten und der fahrläſſige Nachdruck künftig 
ein Verbrechen nicht mehr bilden wird (vgl. oben sub 2); 

c) es wird nicht mehr wie bisher nach der ausdrücklichen 
Vorſchrift in § 201 a. E. des Gef. von 1870 geſtraft 
werden können der wenn auch vorſätzliche Veranlaſſer der 
Veranſtaltung eines Nachdruckes, wenn der Veranſtalter 
ſelbſt infolge eines in ſeiner Perſon vorhandenen Schuld⸗ 
ausſchließungsgrundes ſtraflos bleibt, weil die in § 48 
RStV. anerkannte jog. acceſſoriſche Natur der Anſtiftung 
einen ſchuldhaften Thäter für die Beſtrafung des Anſtifters 
vorausſetzt, und auch eine unmittelbare Täterſchaft nicht 
immer zu konſtruieren ſein wird. 

Es iſt mir zweifelhaft, ob dieſe Konſequenzen, insbeſondere 
die ad c gewollt find, und wenn ja, ob dieſe Rechtsänderung zu 
billigen iſt. Jedenfalls werden die lebhaften Kontroverſen, welche 
die Begriffe der „Veranſtaltung“ und der „Veranlaſſung“ unter 
der Herrſchaft des bisherigen Geſetzes hervorgerufen haben,“) durch 
die Zuſammenziehung der beiden Begriffe in den Begriff der „Be⸗ 
gehung“ nicht vermieden. Denn die Quelle dieſer Kontroverſen, 
der Gegenſatz der ſubjektiven und der objektiven Teilnahmetheorie, 
wird ja auch durch dieſe neue Faſſung nicht verſtopft und kann 
überhaupt nicht verſtopft werden. 

6. Die Strafe, welche der Entwurf auf die ſämt⸗ 
lichen Eingriffe in das Urheberrecht androht, iſt 
lediglich eine verſchieden abgeſtufte Geldſtrafe. 
Von Freiheitsſtrafen hatte auch ſchon das bisherige Geſetz abge⸗ 


BGB. § 830 mit 8 823 jede ſchuldhafte Teilnahme am Delikte volle 
Mitverantwortlichkeit begründet, die Konſequenzen ad a) und b) wegfallen; 
dagegen wird die Konſequenz ad c) entſprechend auch für das Civilrecht 
zu ziehen fein. — Die Beſtimmung des § 20 Abſ. 2 des Gef. von 1870 
über die ſolidariſche Haftung iſt durch die citierte Beſtimmung in $ 830 
BGB. erſetzt. Zu beachten iſt auch die Vorſchrift in § 831 daſelbſt über 
die Haftung für Angeſtellte und Gehilfen. 

2) Vgl. darüber am Ausführlichſten van Calker S. 224 — 263. 
S. außerdem noch Allfeld S. 136 ff., S. 160 ff.; Stenglein zu $ 18 
sub 1, zu 820 S. 23; Binding S. 289 und die von ihnen citierte 
Literatur und Judikatur. 
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ſehen; denn nach einem Ausſpruch Laskers bei den Reichstags⸗ 
verhandlungen paſſen Freiheitsſtrafen für dieſes Delikt überhaupt 
nicht. 

Allein dieſe Behauptung dürfte kaum haltbar und das von 
ſeiten der Wiſſenſchaft ſchon mehrfach ausgeſprochene Verlangen 
einer Androhung von Freiheitsſtrafen neben der Geldſtrafe (vgl. 
Geyer, Grundr. des Strafr. II. S. 81; Oſterrieth, Entw. 
§§ 13, 16 u. Begr. dazu S. 29, 30; insbeſondere aber van 
Calker S. 288, 289) durchaus gerechtfertigt ſein. Die Eingriffe 
in das Urheberrecht ſind Angriffe teils auf die Perſönlichkeits⸗, 
teils auf die Vermögensſphäre des Urhebers. Solchen Angriffen 
aber droht unſer Strafrecht allen mindeſtens alternativ auch Frei⸗ 
heitsſtrafe. Es iſt kein Grund abzuſehen, warum bei den Ein⸗ 
griffen in das Urheberrecht eine Ausnahme gemacht werden ſoll. 
Im Gegenteil. Gerade bei ihnen kann unter Umſtänden dem Ver⸗ 
letzten ein Schaden zugefügt werden, der über den möglichen Schaden 
eines Hausfriedensbruches, einer Beleidigung, einer Nötigung, eines 
Diebſtahls weit hinausgeht. Man ſtelle ſich vor, daß wider den 
Willen des Urhebers ein Tagebuch desſelben veröffentlicht wird, das 
Stellen enthält, die ihm Verfolgung wegen Landesverrates oder 
Majeſtätsbeleidigung zuziehen können. Auch werden, wie van 
Calker mit Recht betont, viele Momente, die z. B. bei Dieb⸗ 
ſtahl, Betrug, Sachbeſchädigung u. ſ. w. die Handlung des Thäters 
in milderem Licht erſcheinen laſſen, wie augenblickliche Not oder 
momentane Leidenſchaft, gerade bei den Urheberrechtsdelikten regel⸗ 
mäßig nicht gegeben ſein, da ſie mit kaltblütiger Ueberlegung und 
aus reiner Gewinnſucht begangen zu werden pflegen. 

So drohen denn auch das Gebrauchsmuſtergeſetz vom 1. Juni 
1891 in § 10 und das Waarenzeichenſchutzgeſetz vom 12. Mai 1894 
SS 14—16, nicht minder auch das Patentgeſetz vom 7. April 1891 
§ 36 alternativ Gefängnisſtrafe neben der Geldſtrafe an. Und 
endlich hat auch das öſterr. Geſ. $ 51 dieſen Weg bereits beſchritten. 
Es wäre zu wünſchen, daß unſer neues Geſetz ſich dem anſchlöſſe. 

7. Damit würde dann auch eine Abweichung des Entwurfs 
von den Beſtimmungen des RStGB. zu beſeitigen fein, welche der 
Entwurf aus dem bisherigen Geſetz übernommen hat, und welche 
ihre Quelle direkt in jener grundloſen Behauptung Laskers hat, 
daß die Freiheitsſtrafen für die Urheberrechtsdelikte überhaupt nicht 
paſſen. Ich meine die Beſchränkung der Umwand⸗ 
lung uneintreibbarer Geldſtrafen in § 40 Abſ. 2 (auf 
ſechs Monate in maximo, ſtatt auf ein Jahr nach $ 29 RStGB)); 
in § 44 (auf drei Monate ſtatt auf ein Jahr); in § 45 (auf drei 
Monate ſtatt auf 333 Tage); und den gänzlichen Ausſchluß 
der Umwandlung in 8 46 E.; (vgl. die §88 183, 20, 242, 25 
des Gel. v. 1870). Wäre der Grund dieſer Beſtimmungen ſtich⸗ 


haltig, ſo müßte die Strafumwandlung bei den Urheberrechtsdelikten 
überhaupt gänzlich ausgeſchloſſen werden; jede Zulaſſung derſelben 
iſt, wenn Freiheitsſtrafen wirklich für dieſe Delikte nicht paſſen, 
eine Inkonſequenz, jede Vertauſchung des, nach dem R StGB zu⸗ 
läſſigen Maximum der Freiheitsſtrafe mit einem anderen Maximum 
reine Willkür. 

Iſt jener Grund aber, wie sub 6 nachzuweiſen verſucht wurde, 
nicht ſtichhaltig, dann entfällt auch jeder Anlaß, hinſichtlich der Um⸗ 
wandlung uneintreibbarer Geldſtrafen in Freiheitsſtrafen bei Urheber⸗ 
rechtsdelikten von den Beſtimmungen des RStGBB. irgendwie abe 
zuweichen. 
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ber Entwurf und dus Internationale Beat, 


8s war nach der Begr. S. 27 eine der we ſentli 1 X 7 
440 Aufſtellung des eee den „Inhalt 96 a 1 
Entwickelung anzupaſſen, die das internationale Urheberrecht inf 
zwiſchen erfahren hat.“ „In dieſer Hinſicht kommt vor Allem big, 
am 9. September 1886 zu Bern abgeſch! offene. web big 10 
Betracht, die durch die Pariſer Zuſatzakte vom 4. Mai 1896 fort⸗ 
gebildet, worden iſt (Reichs⸗GVl. 1887 S. 493; 1897 S. 759) * 


FEN 


SO ſtehen in . Zuſammenhang. bie Befimmungen MR, 
Gniwufe I. 2 ͤ BE, 

8 2 über das Urheberrecht an neberſe 0 mit Be. Art. 6; 

u 8 über den Beweis der Urheberſchaft mit BK. Art. 11 i 
13 über das ansſchließliche Ueberſetzungsrecht des Urhebers 
mit BK. Art. 5 und Par. ZU. Art. 1 sub III/ 

88 13, 14, 23 über die ſogen. da Yreigmumg e 
Werke mit Be. Art. 102 

8 11 über den Schutz der Zeitungen 99980 Nacbrud mit 
BR. Art. 7 und Par. ZA. Art. 1. sub IV; 

88 18, 20 über die . Be Werke in Sem? 
lungen mit BK. Art. 33 all 

8 21 über die Uebertragung von Werken er Tonkunst auf‘ 

a ae mit u e Ju 
BR. sub | 


Der Entwurf, hat ſich übrigens in den eitierten Beſtinmungen, 
nicht überall den internationalen Abmachungen einfach angeſchloſſen, 
ſondern iſt deilmeife der zu erwartenden e des inter⸗ 
nationalen Rechtes vorangeeilt. | 


* 0 


8 


„. Atgeſezen don ven ſchon in ben fricheren Abſchniten diefer 
Schrift gelegentlich betlhrlen Punkten 68) soll bier nur eine der 
worhtrt Kufgezählten Bestimmungen loch etwas näher beleuchtet 
werden: die des a 21 E. % Zwar⸗ häridelt es ſich bei der von 
King geregeften Früge votwiegend unt die Abwägung, wittſch a ft⸗ 
cher Srterefe, zuglei aber iſt“die Ark, wie die Frage geregelt 
werden ſoll, auch itt ſt if. non großer Bebehrtung. =, 


‚in era Schlußprotokoll der hin, heißt es Sub 3: 


„Es Beike Einverſtänbn is darüber, daß die Sabri n und 
der Verkauf von Inſtrumenten, a e zur Ha 18406 1 ieder⸗ 
ni. gabe. von Muſikſtücken dienen, die. aus * 5 en ent⸗ 
5 nemmen ſind, nicht als den Tatbeitan er we Nach⸗ 

‚ Bildung e er bene weben; len.“ 
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und he Verkauf das iche ce 8 die zur Be⸗ 
wirkung der mechanifchen Wiedergabe nötige Uebertragung aber 
endlich das aus ſchließliche Bearbeitungsrecht des Urhebers (§ 13 
3.4 C.) verletzt. Dieſe Durchbrechung des Urheberrechtes iſt zu 
verdanken einer weitgehenden Berückfichtigung der Intereſſen der 
wnfangreichen Spieluhren⸗ und Spiekdoſeninduſtrie in der Schweiz 
(vgl. RG. in CS. I. 19. XII. 1888 E. 22, 174 auf S. 
181/2). Sie ſtellt alſo Jus singulare dar und iſt als. ſolches mit 
Recht einengend interpretiert worden von unſerem deutſchen Reichs⸗ 
gericht in der foeben oitierten Entſcheidung und in zwei weiteren: 

31. J. 1891 E. 27, 60 und IT. 17. XI. 1896 E. 29, 193. 

Das Reichsgerichk hat hier unterſchieden zwiſchen ſogen. einheit⸗ 
lichen Spielwerken, d. h. ſolchen Muſikinſtrumenten, welche 
Han Spieluhren, Spieldoſen, Leierkaſten u. ſ. w. mit feſtliegenden 

alzen konſtruiert find, und den ſeit der B. K. teils erſt erfundenen, 
tells jedenfalls erſt vervollkommneten Muſikinſtrumenten mit aus⸗ 
wechſelbaren Notenblättern, wie Ariſtone, Herophone, Clariophone 
u. | Abd m. Solche Notenblätter ſeien nicht etwa als integrierende 


u Vgl. zur B. K. Art. 27 oben S. 29; Art. 5 oben S. 20; Art. 6 
ben 31; Art: 10 oben S. 33, zur Par. Z.A. Art. 1 sub III oben e. 
20 ; zur Deklaration v. 4. Mai 1896 sub 2 oben S. 7. — Warum weicht 8 8 
E. noch immer, wie ſchon & 285 des Geſ. v. 1870, um Art. 112 B. K. ab? 
. % S. gegen denſelben auch Streißler S. 

os) ch glaube nicht, daß man mit Gierke 8. 794 die Beſtimmung 
sub 3 des Schlußprotokolls juriſtiſch rechtfertigen kann wie folgt: „Nicht 
als mechaniſche Vervielfältigung aber gilt die Herſtellung einer körper⸗ 
lichen Sache, die das Geiſteswerk überhaupt nicht unmittelbar zur 
Erſcheinung bringt, ſondern nur ein Werkzeug für deſſen e 
Wiedergabe bildet.“ 


== 46 ze 


Beſtandteile des mechanischen Muſikwerkes und mit diefem als durch 
die BK. freigegeben anzuſehen. Sondern dieſe auswechſelbaren 
Notenblätter enthielten eine ſelbſtändige mechaniſche Vervielfältigung 
desjenigen Muſikſtückes, das durch ihre Verbindung mit dem Muſik⸗ 
inſtrument zum Erklingen gebracht werden könne, und ihre Her⸗ 
ſtellung ſei daher als Verletzung des Urheberrechtes zu betrachten. 6°) 

Der E. § 21 will dieſe reſtriktive Interpretation der BK. 
durch das RG. ausdrücklich desavouieren: 

„Als Nachdruck eines Werkes der Tonkunſt iſt es nicht anzuſehen, 
wenn das Werk nach ſeinem Erſcheinen auf Vorrichtungen für 
ſolche Inſtrumente übertragen wird, welche zur mechaniſchen 
Wiedergabe von Muſikſtücken dienen. Als Vorrichtungen gelten 
auch auswechſelbare Scheiben, Platten, Walzen, Bänder u. dergl.“ 
Die Begr. S. 39 führt für dieſe Reprobierung der bisherigen 

Rechtſprechung lediglich „wirtſchaftliche Gründe“ ins Feld: 

„Der Abſatz der gedachten Inſtrumente, die in ausgedehntem 
Umfange ſowohl von Großbetrieben wie ſeitens der Hausin⸗ 
duſtrie unter Verwendung zahlreicher Arbeitskräfte hergeſtellt 
werden, iſt hierdurch umſomehr bedroht, als in den Nachbarlän⸗ 
dern eine gleiche Beſchränkung nicht beſteht, der Wettbewerb 
dieſer Länder aber ſtark zunimmt.“ 

Allein ich ſollte denken, daß induſtrielle Räubereien, und wenn 
ſie noch ſo ſchwungvoll betrieben werden, weder dem Beraubten, 
noch dem Wettbewerb anderer Räuber gegenüber geſetzlich geſchützt 
werden dürfen. | | | | 

Und wenn die Begr. S. 40 fortfährt: 

„Den deutſchen Komponiſten und Verlegern darf hier zu 
Gunſten der vaterländiſchen Induſtrie ein Entgegenkommen zuge⸗ 
mutet werden, wie ihnen ja auch in Betreff der Benutzung 
11 5 Dichtungen (8 19 Abſ. 1) ein Entgegenkommen bewieſen 
wird“, 

ſo ſcheint mir der hier angeſtellte Vergleich doch nicht recht zu 
paſſen. Zwar enthält auch § 19 Abſ. 16%) eine Durchbrechung 
des Urheberrechts: es wird dem Dichter zugemutet, ſich eine Ver⸗ 
letzung ſeiner ausſchließlichen Berechtigung an ſeiner Dichtung durch 
den Komponiſten gefallen zu laſſen. Die Beſtimmung hat denn 
auch ihrerſeits ſchon ſtarke Anfeindung erfahren, und es iſt noch 
ſehr fraglich, ob ſie ſich im Geſetze wird behaupten können. Sollte 
ſie aber auch Geſetz werden, ſo mutet ſie eben dem Dichter ein 
Opfer zu zu einem durchaus idealen Zwecke: um die muſikaliſche 
Produktion zu fördern, um „der Muſik die unumgänglich nötige 
Freiheit zu ſichern“ (Dambach S. 229 sub 1). Ueberdies aber 


66) Vgl. auch Allfeld ©. 61, S. 225; Gierke S. 793 zu N. 30. 

67) Eine entſprechende Beſtimmung fand ſich bereits im bayer. 
Geſ. Art. 25 (vgl. dazu 1 S. 204 5 und im Reichsgeſ. v. 1870 
§ 48 (vgl. dazu Dambach S. 229 ff.; Allfeld S. 235 ff.). 


S 


wird ſie dem Dichter nur ſelten und nur geringen materiellen 
Schaden, meiſt aber den Nutzen bringen, daß ſeine Lieder, ſoweit 
ſie ſich überhaupt zur Kompoſition eignen, komponiert viel bekannter 
werden, denn als bloße Dichtungen. Der § 21 E. dagegen mutet 
dem Komponiſten ein Opfer zu zu dem höchſt realen Zwecke, damit 
eine Induſtrie, die ſich auf ſeine Koſten gebildet hat, und die den 
ideellen Intereſſen der Allgemeinheit gewiß herzlich wenig Vorſchub 
leiſtet, ungeſtört auf ſeine Koſten weiter exiſtieren könne, ein Opfer, 
deſſen pekuniäre Bedeutung für die Komponiſten und Verleger 
Sachverſtändige auf Grund ſorgfältiger Erhebungen unter Umſtänden 
auf viele Tauſende ſchätzen. = 

Der einzige Scheinbar beſſere Grund, welchen der Bericht der öſterr. 
Herrenhauskommiſſion (bei Geller S. 93) für die dem § 21 E. 
entſprechende Beſtimmung in § 36 des öſterr. Geſetzes geltend macht: 

das „Intereſſe unſerer populären Muſikpflege und auch das 

Intereſſe der muſikaliſchen Urheber ſelbſt“ 
kann doch wohl für die Vogelfrei-Erklärung der Werke der Ton⸗ 
kunſt ſo wenig verwertet werden, wie etwa das Intereſſe der 
Populariſierung unſerer großen Dichter und Denker für die Vogel- 
frei⸗Erklärung der Werke der Literatur. Und wenn wirklich dieſer 
Grund ausſchlaggebend ſein ſoll, warum verbietet man dann Ueber⸗ 
tragungen und Einrichtungen fremder Tonwerke ernſthaften Muſikern 
auf das Strengſte (§S 13 Z. 4 E.; § 32 öſterr. Geſ.) und geſtattet 
ſie nur den Verfertigern von Leierkaſten und Drehorgeln? 

Nein! das Richtigſte ſchiene mir zu ſein, wenn das deutſche 
Reich ſeinen ganzen Einfluß aufböte, um auf der nächſten inter⸗ 
nationalen Konferenz die Beſtimmung des Schlußprotokolls sub 3. 
völlig zu beſeitigen. Bis dies aber erreicht iſt, laſſe man es bei 
derjenigen Auslegung dieſer Beſtimmung, welche ihr das Reichs⸗ 
gericht gegeben hat, ſei es, indem man den § 21 E. einfach weg⸗ 
läßt, ſei es, indem man dem Vorſchlag des Börſenvereins der 
deutſchen Buchhändler (Beitr. S. 33; ſ. auch die Begründung dort⸗ 
ſelbſt) entſprechend eine ausdrückliche Vorſchrift in das künftige Ge⸗ 
ſetz aufnimmt, dahin lautend: 

„Als Nachdruck iſt ferner anzuſehen die Herſtellung von aus⸗ 
wechſelbaren Notenblättern, Rollen, Scheiben oder ſonſtigen die 
Hervorbringung von Muſikwerken vermittelnden Vorrichtungen 
für mechaniſche Inſtrumente ohne Genehmigung des Urhebers 
des Muſikſtückes oder feiner Rechtsnachfolger.“ “). 

2. Handelte es ſich sub 1 um die Frage, welche Ausprägung 
für das nationale Recht die Beſtimmungen der internationalen Ver⸗ 


66) Sollte $ 21 E. ſtehen bleiben, fo müßte doch wohl die Beziehung 
auf ihn in 824 E. geſtrichen oder wenigſtens eingeſchränkt werden. Ich 
wüßte wenigſtens nicht, wie bei Uebertragung eines Muſikſtückes auf eine 
Spieldoſe oder auf eine Drehorgel der Pflicht genügt werden ſoll, die 
Quelle deutlich anzugeben. 


N 


träge im Entwurf gefunden haben, ſo enthalt ‚Set ER, felt 
internationakrechtliche Beſtimmungen in den 88 55 


Sie betreffen die Frage nach dem 1 An⸗ 
wendungsgebiet des Geſetzes. Der Entwurf ſchließt ſich 
hier völlig an die Beſtimmungen des Geſetzes von 1870 88 61, 62 


an. Er Sun dem, Prinzip. des. treu (. Motive 3: Gef 
v. 1870 S. 36): 


daß das Autorrecht feine: Grundlage in der Berfon des 
Autors findet und daß daher alle Werke eines inländiſchen 
Autors auch den Schutz des inländiſchen Geſetzes finden müſſen“. 
Dieſem Prinzip giebt der § 55 E. entſprechend dem § 61 
Abſ. 1 des bisherigen eſetzes Ausdruck.“) Ausländiſche Urheber 
würden nach dieſem Prinzip überhaupt keinen Anſpruch auf Schutz 
ihrer Werke durch die deutſchen Urhebergeſetze haben. Jedoch macht 
der Entwurf Ausnahmen einmal zu. Gunſten des deutſchen 
Verlegers eines ſolchen! Werkes in § 56 entſprechend dem § 61 
Abſ. 2 des Geſ. von 1870, und dann zu Gunſten von 
Verlegern und Autoren aus früheren deutſchen 
Bundesſtaaten in § 57 entſprechend dem § 62 des Geſ. v. 1870. 


Diefſe Ausnahmen haben eine beſonders hohe 
Bedeutung. für das Verhältnis Deutſchlands zu 


Oeſterreich; N ſall hier noch etwas au ange 
werden.) 


Oeſterreich iſt 5 Berner Kondenkion bis jetz nicht beige⸗ 
treten. 71) Oeſterreichiſche Urheber und Verleger konnen alſo in 
Deutſchland und umgekehrt deutſche Urheber und Verleger in Oeſter⸗ 
reich Urheberrechtsſchutz . nicht auf Grund der inter⸗ 
nationalen Verträge (B. K. Art. 2 und 3 bezw. Par. Z. A. Art. 1 
Sub I u. II), ſondern — in derzeitiger Ermangelung auch eines 
Separat⸗Literar⸗Vertrages zwiſchen den beiden Ländern — nur auf 
Grund der internationalrechtlichen Beſtimmungen der Urheber⸗ Gef etze 
jedes der beiden Länder. 


60) § 61 des Geſ. v. 1870 ſagte den Schutz zu allen Werken inlän⸗ 
diſcher Urheber, „gleichviel ob die Werke im Inland oder Ausland 
oder überhaupt noch nicht veröffentlicht ſind“; § 55 des E. allen Werken 
inländiſcher Urheber „gleichviel ob dieſe exſchienen ſind oder nicht.“ Die 
Begr. S. 42 aber jagt ausdrücklich: „Die Reichsangehörigen ſollen, wie 
bisher, geſchützt werden, auch wenn fie ihre Werke im Ausland er- 
ſcheinen laſſen“. Warum ſind dann die unterſtrichenen Worte, welche 
Dan en des „Geſetzgebers unzweifelhaft machten, weggelaſſen 
worden g 
h Von Ungarn, welches ein den Urhebergeſetz hat, ſehe ich 
dabei ab. Vgl. über das „ cds zu Ungarn auf u 
Gebiet des Urheberrechts: Beitr. S 
| 71) Ueber den Grund vgl. N11 S. 94. 


= AG zu 


Oeſterreich nun ſchützt nach § 2 feines neuen Urheber⸗Geſetzes 
von 1895 72) ſchlechthin 
„Werke von Ausländern, wenn ſie im deutſchen Reiche er⸗ 
ſchienen ſind, und nicht erſchienene Werke von Staatsangehörigen, 
daferne die Gegenſeitigkeit gewährleiſtet iſt.“ 

Deutſchland dagegen wird nach dem E. § 57 nur ſchützen 

diejenigen Werke von Ausländern, „welche zuerſt an einem 

Orte erſchienen ſind, der zum ehemaligen deutſchen Bunde, nicht 

aber zum deutſchen Reiche gehört“ und die „nicht erſchienenen 

Werke ſolcher Urheber, welche die Reichsangehörigkeit nicht be⸗ 

ſitzen, aber in den vorher bezeichneten Gebieten ſtaatsangehöri 

ſind“ — beides ebenfalls unter der Bedingung der (formellen) 

Reziprozität. 

Während alſo Oeſterreich Urheber bezw. Verleger aus allen 
Teilen des deutſchen Reiches nach ſeinen Geſetzen ſchützt, auch wenn 
die letzteren nicht zum ehemaligen deutſchen Bunde gehörten: dem⸗ 
nach auch Urheber bezw. Verleger aus Schleswig, Poſen, Elſaß⸗ 
Lothringen, Helgoland; ſchützt der Entwurf nur Urheber bezw. 
Verleger aus ſolchen Teilen Oeſterreichs, welche zum ehemaligen 
deutſchen Bunde gehörten: demnach nicht Urheber bezw. Verleger 
aus Galizien, Dalmatien und der Buckowina (vgl. Allfeld S. 277 
sub 2; Beitr. S. 42; Mitteis S. 93). 

Schon die Beiträge S. 43 oben haben aus dem § 2 des 
öſterr. Geſetzes den Schluß gezogen, daß das künftige deutſche Urheber⸗ 
geſetz auch alle in den bisher ausgenommenen öſterreichiſchen Terri⸗ 
torien erſchienenen Werke ſchützen müſſe, weil ſonſt die in $ 2 des 
öſterr. Geſetzes verlangte Gegenſeitigkeit nicht gegeben iſt. 

Das iſt vom Entwurf nicht vorgeſehen. Die Folge wird ſein, 
daß deutſchen Publikationen in den genannten Provinzen Oeſter⸗ 
reichs, deren Publikationen nach § 57 E. in Deutſchland keinen 
Schutz finden ſollen, ebenfalls der Schutz wird verſagt werden 
müſſen (vgl. Mitte is S. 93). Und fo wird man ſich nur dem 
Wunſch des Ausſchuſſes des Buchhändler⸗Börſenvereins (Beiträge 
S. 37) anſchließen können, „daß dieſe offenbare Lücke durch Ge⸗ 
ſetze oder Verträge geſchloſſen werde.“ Am radikalſten würde das 
freilich geſchehen, wenn der Entwurf ſich die Reſolution des 11. 
deutſchen Schriftſtellertages (Wiesbaden 1898) :“) 

„Allen Geiſteswerken, gleichviel, ob ſie deutſchen oder fremden 


Urſprungs ſind, oder innerhalb oder außerhalb des deutſchen 
Reiches erſcheinen, iſt gleichmäßig Schutz zu gewähren“ 


zu eigen gemacht und nach dem Vorgang Frankreichs, Belgiens 


7) Die Regelung im 8 38 des Patentes vom 19. Oktober 1846 
entſprach der des deutſchen Geſetzes und des jetzigen deutſchen Entwurfes. 
Vgl. Beitr. S. 37. 

78) Vgl. dazu: „Das Recht der Feder“ 1898 S. 156 ff. 

4 


u. 50 se 


und Luxemburgs“) die Ausländer ſchlechthin den Intändern gleich⸗ 
geſtellt hätte. Die Begründung S. 42 lehnt dies ab 
„mit Rückſicht auf die Staaten, die fremden Werken den Schutz 
f verſag NN ; denn es würde damit für die bezeichneten 
Staaten jeder Anlaß beſeitigt, im Verhältniſſe zu Deutſchland 
eine Aenderung jenes Rechtszuſtandes herbeizuführen.“ 
„ Ich glaube nicht, daß dieſer Grund durchſchlagend genug iſt, 
um einen Vorſchlag abzulehnen, welcher ja nur eine konſequente 
Durchführung der im Privatrechte überhaupt geltenden Gleichſtellung 
der Nichtſtaatsangehörigen mit den Staatsangehörigen auch auf dem 
Gebiet des Urheberrechts bewirken würde. Lehnt aber der Entwurf 
dieſe Schließung der eben konſtatierten Lücke ab, ſo müßte er ſie 
um jo eher durch eine dem § 2 des öjterr. Geſ. adäquate Faſſung 
feines § 57 ausfüllen. 
3. Speziell für das internationale Strafrecht hatte man 
unter der Herrſchaft des Geſetzes von 1870 aus verſchiedenen Beſtim⸗ 
mungen desſelben wohl mit Recht eine Abweichung von den Vor⸗ 
1 8e der 88 Ab des R StGB. abgeleitet Vezüglich der el 


Prakttker es nn v. 1 — Be a 
DIshaujen)’) den Schluß 9 gen, daß für das Straf⸗ 
recht des Geſetzes von 1870 das im RStGB. ſanktio⸗ 
nierte Territorialitätsprinzip durch das Schutz- 
oder Realitätsprinzip erſetzt worden ſei, ein Schluß, 
welchen von den Schriftſtellern über Urheberrecht auch Allfeld 
voll, Dambach, Kloſtermann und Wächter wenigſtens zum 
Teil adoptiert hatten.“) M. a. W. man folgerte aus den eitierten 88, 
daß die Strafvorſchriften des Geſetzes nicht nur Denjenigen träfen, 
der, ſei er Inländer oder Ausländer, im Inland eine Urheberrechts⸗ 
verletzung begehe (8 3 RStGB.), ſondern auch denjenigen Inländer 
und Ausländer, der ſie im Ausland begehe, ſobald die an 
einen deutſchen Urheber oder Verleger beträfe (neuer Fall zus 4 
Z. 1 R StGB.). 

Nach dem Entwurf iſt dieſe Folgerung nicht mehr möglich, 
denn die jenen 88 des Geſetzes entſprechenden Beſtimmungen des 


74) Vgl. Gierke S. 754 N. 28 i. f.; Oſterrieth, Altes und Neues 
8 5 9 5 Do Urheberrecht 1892 S. 56 N. 270 u. 271; Mitteis 


cr Vgl. die Citate bei Allfeld S. 273/4, denen noch beizufügen 
iſt: Binding S. 283. 


9 S 
76) Vgl. Allfeld S. 272 ff. sub 4 und ſeine Citate auf S. 274. 


Entwurfs in SS 37 ff. enthalten den Paſſus „innerhalb oder außer⸗ 
halb des deutſchen Reiches“ nicht mehr. Es werden alſo künftig 
auch bezüglich der Delikte gegen das Urheberrecht die Grundſätze 
des internationalen Strafrechts, wie fie im RStGB. aufgeſtellt find, 
rein zur Anwendung zu kommen haben. Darnach kann ein von 
einem Ausländer im Ausland gegen inländiſche Urheberrechte be= 
gangenes Delikt künftig überhaupt nicht mehr, ein von einem In⸗ 
länder im Ausland begangenes gleiches Delikt nur unter den Vor⸗ 
ausſetzungen des §S 4 Z. 3 RStGB. beſtraft werden. Der Schutz 
der inländiſchen Urheberrechte wird alſo künftig hinſichtlich ſeiner 
Extenſität unbeſtreitbar eine Einbuße erleiden. 

Die Begründung bemerkt nun freilich zu unſerer Frage auf 

1: 


„Der E. erachtet es nicht für angezeigt, in dieſer Richtung von 
den Grundſätzen des StGB. abzuweichen. Thatſächlich würde die 
Beſtrafung des Ausländers doch nur ausnahmsweiſe zu erreichen 
ſein, und der Urheber iſt hinreichend geſchützt, wenn die im Aus⸗ 
land erlaubter Weiſe hergeſtellten Exemplare in Deutſchland nicht 
| verbreitet werden dürfen.“ 

Allein der erſtere Grund trifft die von Inländern im Ausland be⸗ 
gangenen Handlungen überhaupt nicht und trifft bezüglich der von 
Ausländern im Ausland begangenen Handlungen nicht die von der 
Begründung ſelbſt als möglich zugegebenen Ausnahmen. Der letztere 
Grund aber ſcheint mir das Intereſſe zu überſehen, welches der 
Verletzte an der Möglichkeit einer Beſtrafung nach inländiſchem 
Recht auch dann haben kann, wenn im Ausland auch nur eine 
Veröffentlichung des Werkes unerlaubter Weiſe erfolgte, oder die 
Verbreitung der im Ausland erlaubter Weiſe hergeſtellten Werke im 
Ausland unerlaubter Weiſe geſchah. Die Lücke alſo, welche durch 
Weglaſſung der Worte „innerhalb oder außerhalb des deutſchen 
Reichs“ im geſetzlichen Thatbeſtand der Urheberrechtsverletzungen 
entſtanden iſt, wird ſich nicht wegleugnen laſſen. 

Sie macht ſich übrigens noch fühlbarer, als im internationalen 
Strafrecht, im internationalen Privatrecht. Nach dem Geſetz 
von 1870 mußte man annehmen, daß auch ſchadenserſatzpflichtig, 
nicht nur ſtrafbar, der Inländer oder Ausländer ſei, welcher im 
Ausland das Recht eines inländiſchen Urhebers oder Verlegers ver⸗ 
letzte. Nachdem dieſe Annahme für den Entwurf unmöglich ge⸗ 
worden, ſieht man ſich hinſichtlich der Schadenserſatzpflicht für die 
im Ausland begangenen Urheberrechtsverletzungen auf die allgemeinen 
Grundſätze des internationalen Privatrechts verwieſen. Es kämen. 
alſo künftig die einſchlägigen Beſtimmungen des BGB. in Betracht. 
Allein hier finden wir im EG. Art. 12 lediglich die Vorſchrift: 

„Aus einer im Auslande begangenen unerlaubten Handlung 
können gegen einen Deutſchen nicht weitergehende Anſprüche geltend 
gemacht werden, als nach den deutſchen Geſetzen begründet ſind.“ 
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Im übrigen aber gilt die allgemeine Regel, daß die Folgen 
einer unerlaubten Handlung ſich beſtimmen nach den Geſetzen des 
Ortes, an welchem die Handlung begangen wurde. Das Reſultat 
iſt, daß aus im Ausland begangenen Urheberrechtsverletzungen 
künftig weder gegen Inländer noch Ausländer Schadenserſatz nach 
Maßgabe der §§ 37 ff. E. wird verlangt werden können. 

Es dürfte ſich demnach empfehlen, es in der beſprochenen 
Materie bei den Beſtimmungen des bisherigen Reichsgeſetzes zu be⸗ 
laſſen, welche auch mit den Vorſchriften des bayer. Geſ. Art. 38 
übereinſtimmten. ö 


v. 
Vereinzelte Bedenken und Vorſchläge. 


1. Schon in meiner Abhandlung über die editio princeps 
(ſ. das Verzeichnis der Abkürzungen) habe ich den Vorſchlag gemacht 
und begründet, zum Schutze der ed. princeps in den Entwurf 
den Art. 11 des bayeriſchen Geſetzes von 1865 aufzunehmen, welcher 
ſeinerſeits den § 10 des Frankfurter Entwurfs reproduzierte und 
lautet: | 
„Dem Urheber wird hinſichtlich des Schutzes gegen Nachdruck“) 
gleichgeachtet der Herausgeber bisher nicht gedruckter Schriften, 
deren Urheber bereits geſtorben iſt und die an ſich gegen Nachdruck 
nicht geſchützt ſind's), mögen fie literariſche Erzeugniſſe“) fein oder 
nicht. Von derartigen Schriften iſt jedoch Dritten ein freierer 
Gebrauch als bei anderen durch dieſes Geſetz geſchützten Werken 
geſtattet, ſoweit derſelbe durch das Bedürfnis oder die Sitte des 
literariſchen Verkehrs gerechtfertigt iſt, “) ſo namentlich z. B. das 
wörtliche Abdrucken zuſammen mit einem Kommentar oder als 
Beleg der vorgetragenen eigenen Anſichten.“ 


Ich füge hier bei, daß ich mir die Stellung dieſes neuen Para⸗ 
graphen mit den in Note 77—80 formulierten Aenderungen zwiſchen 
den 85 3 und 4 des Entwurfs denke, welche beide ebenfalls dem 
Herausgeber die Rechte eines Urhebers einräumen. Der zweite 
Satz des § 28 E. wäre dann, als durch dieſe Einſchaltung über⸗ 


77) Die Worte „hinſichtlich des Schutzes gegen Nachdruck“ könnten 
ganz wegfallen oder wären abzuändern in „hinſichtlich des durch dieſes 
Geſetz gewährten Schutzes.“ 

78) Die Worte „gegen Nachdruck nicht geſchützt ſind“ wären abzu⸗ 
ändern in: „und an denen ein geſchütztes Urheberrecht nicht beſteht“ im 
Einklang mit der Diktion des § 442 E. 

i 79) Statt „literariſche Erzeugniſſe“ müßte geſetzt werden „Schrift⸗ 
werke.“ 

80) Die Worte „jo namentlich Anſichten“ könnten allen⸗ 
alls wegfallen. 


Er 


flüſſig geworden, zu ſtreichen, im erſten Satz die Worte „und ſeit 
der erſten Veröffentlichung des Werkes zehn Jahre“ wegzulaſſen und 
nach „abgelaufen ſind,“ etwa die Worte anzuſchließen: 

„Im Falle der Herausgabe bisher nicht gedruckter Schriften 

($ 3a) endigt die Schutzfriſt, wenn ſeit der erſten Veröffentlichung 

des Werkes fünfzehn Jahre verſtrichen ſind.“ 

2. Der Entwurf regelt in 88 3, 31 die Herausgabe von 
Werken durch „Juriſtiſche Perſonen.“ Die Begr. S. 31 sub 6 
will darunter verſtanden wiſſen „vor allem“ den Staat, Gemeinden, 
Akademieen oder Univerſitäten. In dem entſprechenden § 13 des 
Geſetzes von 1870 (vgl. dazu Allfeld S. 127 sub 1) waren 
ausdrücklich genannt „Akademieen, Univerſitäten, ſonſtige juriſtiſche 
Perſonen, öffentliche Unterrrichtsanſtalten, gelehrte und andere er⸗ 
laubte Geſellſchaften“; im bayer. Geſ. Art. 16: „Akademieen, Uni⸗ 
verſitäten, öffentliche Unterrichtsanſtalten, gelehrte und andere er- 
laubte Geſellſchaften oder Vereine, ſowie juriſtiſche Perſonen über⸗ 
haupt.“ Endlich zählt der § 46 öſterr. Gef. auf: „Behörden, 
Korporationen, Unterrichtsanſtalten und öffentliche Inſtitute, Vereine 
und Geſellſchaften.“ Es iſt mir fraglich, ob der Entwurf mit der 
Namhaftmachung bloß der juriſtiſchen Perſonen gerade die Perſonen⸗ 
vereinigungen getroffen hat, die er treffen wollte und ſollte. 

3. Der § 17 E. macht in Z. 1 vgl. mit Z. 2 einen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Schutz der Zeitungen und der Zeitſchriften 
gegen Verletzungen des Urheberrechts. Dieſe Unterſcheidung enthält 
eine Abweichung vom bisherigen Geſetz §7 und von der Par. Z. A. 
Art. 1 sub IV. Daß das in der Begr. S. 39 oben zur Recht⸗ 
fertigung dieſer Abweichung Geſagte nicht ausreicht, hat Voigt-⸗ 
länder J. c. S. 6633 gezeigt. M. E. würde es ſich empfehlen, 
hier das bisherige Recht wiederherzuſtellen. 

4. Die Vorſchrift in 8 8 E. enthält nicht ſowohl eine Beſtimmung 
über die Urheberberechtigung ſelbſt, wie die übrigen Paragraphen des 
erſten Abſchnittes, als vielmehr eine Beſtimmung über den Beweis 
des Urheberrechts, und dürfte daher ſyſtematiſch richtiger in den 
4. Abſchnitt unter die Vorſchriften über das Verfahren aufzunehmen 
fein, wo fie auch im Geſetz von 1870 (8 28) und im bayer. Geſ. 
von 1865 (Art. 51) ihren Platz gefunden hatte. Dadurch würde 
dann zugleich klargeſtellt, daß, wenn § 82 den Herausgeber bezw. 
den Verleger für berechtigt erklärt, „die Rechte des Urhebers wahr- 
zunehmen“, dabei nur an eine Wahrnehmung dieſer Rechte vor 
Gericht zu denken iſt. 

5. Der Entwurf hat die Beſtimmung in § 17 des Geſetzes 
von 1870: 

„Ein Heimfallsrecht des Fiskus oder anderer zu herrenloſen 


Verlaſſenſchaften berechtigter Perſonen findet auf das ausſchließ⸗ 
liche Recht des Urhebers und ſeiner Rechtsnachfolger nicht ſtatt“ 


nicht mehr aufgenommen. 
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--Dieje Beſtimmung, die ſich inhaltlich auch im bayer. Geſ. Art. 50 
fand und ebenſo im öſterr. Gel. § 15 ſich findet, bezweckte (vgl. 
Allfeld S. 134, auch S. 50), die im öffentlichen Intereſſe ge⸗ 
legene freie Benutzung der Geiſteswerke beim Fehlen ſonſtiger Erben 
nicht noch weiter zu Gunſten des Fiskus u. ſ. w. zu hemmen. 
Das Werk wurde, wenn es ſich in einer herrenloſen Verlaſſenſchaft 
befand, Gemeingut, das daran beſtehende Urheberrecht erloſch, auch 
wenn die Schutzfriſt noch nicht abgelaufen war, und haftete alſo 
nicht mehr für die Gläubiger des Erblaſſers. 

Aus dem letzteren Grunde eben ſoll die Beſtimmung künftig 
wegfallen. Die Begr. S. 33 bemerkt: 

„Die Vererbung beſtimmt ſich künftighin nach den allgemeinen 

Grundſätzen. Die bisherige Ausnahme, wonach ein Heimfalls⸗ 

recht des Fiskus nicht ſtattfindet, ſoll, und zwar weſentlich im 

Intereſſe der Gläubiger des Urhebers, aufhören.“ 

Es ſoll alſo künftig nach $ 1936 BGB. (vgl. indeſſen auch 
EG. Art. 138, 139), wenn zur Zeit des Erbfalls weder ein 
Verwandter, noch ein Ehegatte des Erblaſſers vorhanden iſt, der 
Fiskus zur Erbfolge in den Nachlaß und das etwa zu demſelben 
gehörige Urheberrecht berufen fein, und, da er eine ſolche Erßſchaft 
nach & 1942 BGB. nicht ausſchlagen kann, den Gläubigern des 
Urhebers nach näherer Maßgabe der 88 1966, 2011 BGB. haften. 

Allein dieſe Behandlung des Urheberrechts verkennt vor allem 
die vorwiegend perſonenrechtliche Eigenſchaft desſelben (vgl. Mandry 
in der Krit. V. J. S. VII, S. 591; Kommentar S. 329 sub 1); 
ſie verkennt ferner die völlige Ungeeignetheit gerade des Fiskus, Ur⸗ 
heber zu ſein. Sie iſt um ſo bedenklicher, als es ohnehin fraglich iſt 
(vgl. oben S. 11 N. 11), ob auch bei ordentlichem Erbgang den 
Gläubigern ein Zugriff auf das in Händen der Erben befindliche Ur⸗ 
heberrecht geſtattet werden darf. Da endlich für die Ausſchließung des 
Heimfallrechts des Fiskus, wie oben ſchon gezeigt, auch das Intereſſe 
der Allgemeinheit ſpricht, ſo dürfte § 17 des bisherigen Geſetzes 
wieder herzuſtellen ſein. 

6. Verſchiedene Abweichungen von dem bisherigen Geſetz § 7 
sub a enthält der Entwurf S 18, Abweichungen, für welche die 
„Erläuternden Bemerkungen“ keine Gründe angeben und deren Be⸗ 
rechtigung doch nicht ohne weiteres einleuchtet: 

a) Die Ziffer 2 des § 18 regelt die Frage, inwieweit fremde 
Werke in neue Werke aufgenommen werden dürfen. Das 
bisherige Recht hatte dieſe Befugnis, was die aufzunehmen⸗ 
den Werke angeht, eingeräumt bezüglich aller „bereits 
veröffentlichter Schriften von geringerem Umfang.“ Die 
Regierungsvorlage hatte als Beiſpiele angeführt 
kleinere Aufſätze und Gedichte; im übrigen aber ſollte es 
nach den Motiven dem Ermeſſen des Richters überlaſſen 
bleiben, die richtige Grenze zu ziehen (vgl. Allfeld, 
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S. 98 f. sub 6). Im Geſetz ſelbſt hatte man, um 
Kaſuiſtik zu vermeiden, die Beiſpiele der Regie⸗ 
rungsvorlage weggelaſſen. Nunmehr nimmt der Entwurf 
§ 18 Ziff. 2 die Beiſpiele der Regierungsvorlage wieder 
in den Geſetzestext herein, indem er — aber nicht 
exemplifikativ, ſondern enumerativ — zur 
Aufnahme zuläßt: „einzelne Gedichte, einzelne Aufſätze von 
geringem Umfang oder kleinere Teile eines Schriftwerkes.“ 
Zur Vermeidung von Zweifeln (z. B. gehören zu den 
Auffätzen auch ſelbſtändige Schriften kleineren Um⸗ 
fanges, oder iſt dabei nur an Aufſätze in Zeitſchriften ꝛc. 
zu denken, ſo daß alſo die erſteren von der Aufnahme 
ausgeſchloſſen wären?) dürfte die Faſſung des Geſetzes von 
1870 den Vorzug verdienen. | | 

Auf die Frage, in welche Werke eine derartige Aufnahme 
fremder Werke ſtatthaft ſei, hatte das Geſetz von 1870 in 
§ 7 sub a geantwortet: „in ein größeres Ganzes, ſobald 
dieſes nach ſeinem Hauptinhalt ein ſelbſtändiges wiſſen⸗ 
ſchafkliches Werk iſt.“ Der Entwurf § 18 Ziff. 2 ant⸗ 
wortet auf die nämliche Frage einfach: „in eine ſelbſt⸗ 
ſtändige wiſſenſchaftliche Arbeit.“ Daß es ſich hier nicht 
nur um eine redaktionelle, ſondern um eine einſchneidende 
ſachliche Aenderung handelt, zeigt ein Blick in die aus⸗ 
führlicheren Kommentare zum Geſetz von 1870 (z. B. 
Dambach S. 80 f. sub 6, beſonders aber Allfeld 
S. 99 ff. sub 7 u. 8). Der Abdruck z. B. des Regiſters 
eines anderen Werkes als Regiſter einer neuen ſelbſtändigen 


wiſſenſchaftlichen Arbeit, welcher nach bisherigem Recht wohl 


mit Recht als Nachdruck erklärt wurde, weil die Worte 
„in ein größeres Ganzes“ die Herſtellung eines inneren 
organiſchen Zuſammenhanges verlangten, würde nach § 18 
Ziff. 2 E. „als Nachdruck nicht anzufehen“ fein. Warum 
hat hier der Entwurf das bisherige Recht verlaſſen? Wenn 
es etwa geſchah, um eine Uebereinſtimmung mit § 20 
Ziff. 2 E. herzuſtellen, welche im Geſetz § 47 vgl. mit 
§ 7 sub a fehlte (vgl. Allfeld S. 233 sub 4), fo 
fragt es fich immer noch, ob nicht dieſe Uebereinſtimmung 
beſſer, ſtatt durch Streichung der Worte „in ein größeres 
Ganzes“ im § 18 Ziff. 2, vielmehr durch Aufnahme dieſer 
Worte in § 20 Ziff. 2 herbeigeführt worden wäre. 


c) Eine mehrfache Aenderung hat endlich das Geſetz durch den 


Entwurf erfahren hinſichtlich der Frage, inwieweit eine 
Aufnahme fremder Werke in Sammlungen geſtattet ſei? 
Was hier zunächſt die aufzunehmenden Werke anlangt, ſo 
gilt alles oben sub a Ausgeführte auch hierher. Die Samm⸗ 
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lungen aber, in welche die Aufnahme erfolgen ſoll, dürfen 
nicht mehr bloß, wie nach 8 7 sub a des Geſetzes, „aus 
Werken mehrerer Schriftſteller“ veranſtaltet werden, 
ſondern müſſen die „Werke einer größeren Zahl von 
Schriftſtellern“ vereinigen. Das „mehrere“ bedeutete (vgl. 
Dambach S. 82/3 sub 9; Allfeld S. 101% sub 
10), wie es ja auch auf dem Gebiete des Strafrechts kon⸗ 
ſtant aufgefaßt wird (vgl. Olshauſen, Kommentar, zu 
8 47 sub 1) mehr als eine Perſon, aber wo beginnt die 
„größere Zahl?“ Das bisherige Geſetz geſtattete ferner, 
außer der Aufnahme in Sammlungen zum Kirchen-, Schul⸗ 
und Un rrichtsgebrauch, wobei es nach dem Entwurf 
bleiben ſoll, auch die Aufnahme in Sammlungen „zu einem 
eigentümlichen literariſchen Zwecke“, was der Entwurf ge⸗ 
ſtrichen hat. Die Geſchichte dieſer Beſtimmung (vgl. Dam⸗ 
bach S. 82 sub 8; Allfeld S. 103 sub 13) belehrt 
uns, daß die Regierungsvorlage die Aufnahme in Samm⸗ 
lungen „zu einem eigentümlichen literariſchen oder künſt⸗ 
leriſchen Zwecke“ geſtattete; daß die Reichstagskommiſſion 
dieſe ganze Beſtimmung ſtrich; daß aber das Plenum des 
Reichstages die Regierungsvorlage jo, wie fie dann in 8 7 
sub a Geſetz wurde, wiederherſtellte, „um die Anthologieen 
und Kommersbücher zu retten.“ Sollte nicht aus dem 
nämlichen Grunde auch dem Entwurf gegenüber das bis⸗ 
herige Recht wiederhergeſtellt werden? (vgl. noch § 64 E. 
und Voigtländer S. 6632). 

7. Im 8 30 E. wird die Dauer des Schutzes anonymer und 
pſeudonymer Werke geregelt. Solange man den wahren Namen 
des Urhebers nicht kennt, kann man die Schutzfriſt nicht der Regel 
des 8 28 gemäß vom Tode des Urhebers, ſondern nur von der 
Veröffentlichung des Werkes an berechnen (Abſ. 1). Wird aber 
der wahre Name des Urhebers rechtzeitig „von dem Urheber ſelbſt 
oder ſeinen Rechtsnachfolgern“ in die Eintragsrolle angemeldet, ſo 
greift die Regel des § 28 wieder Platz. Das Geſetz vom Jahre 
1870 hatte in $ 11 Abſ. 4 (ſich hier anſchließend an eine ſchon 
im Frankfurter Entwurf 8 512 enthaltene ausdrückliche Beſtimmung) 
verlangt, daß die Anmeldung vom Urheber ſelbſt „oder ſeinen 
hierzu legitimierten Rechtsnachfolgern“ geſchehen müſſe. „Es 
iſt dies“, ſo bemerkt dazu Dambach S. 111 sub 6 (vgl. All⸗ 
feld S. 125 sub 9) „eine notwendige Konſequenz davon, daß der 
Urheber allein darüber zu beſtimmen hat, in welchem Umfange er 
ſein Werk der Oeffentlichkeit übergeben will.“ Auch das öſterr. 
Geſ. § 442 hat dieſe Konſequenz gezogen, nur in noch ſchärferer 
Weiſe, indem es die Anmeldung nur dem Urheber „und mit 
deſſen Zuſtimmung“ auch ſeinem Rechtsnachfolger geſtattet, 
„weil es ſich hier um rein perſönliche Intereſſen des Urhebers han⸗ 
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delt“ (Motive bei Geller S. 109). Schon Mandry ©. 349 
hat die Weglaſſung einer ſolchen Beſchränkung im bayer. Geſetz 
Art. 514 als eine „Abweichung von dem, was ſich aus der all⸗ 
gemein anerkannten Geſtaltung des Verhältniſſes zwiſchen Urheber 
und Verleger ergibt“, gerügt. Wollte der Entwurf wirklich durch 
die Weglaſſung einer ſolchen Beſchränkung den Rechtsnachfolgern 
die Befugnis zur Anmeldung ohne Weiteres einräumen, ſo würde 
das in einem auffallenden Widerſpruch zur Beſtimmung in § 10 E. 
ſtehen. Es ſcheint mir daher zur Beſeitigung aller Zweifel geboten, 
die Befugnis zur Anmeldung wie im bisherigen Geſetz ausdrücklich 
nur den hierzu legitimierten Rechtsnachfolgern zuzuſprechen. 

8. Bei § 44 Abi. 3 E. würde ſich m. E. der Zuſatz empfehlen: 
„Die Beſtimmung des § 35 findet auch auf dieſe Friſt entſprechende 
Anwendung.“ Es handelt ſich im § 44 Abſ. 3 um eine beſonders 
geregelte Schutzpflicht für das Recht auf ausſchließliche Mitteilung 
der in Abſ. 1 u. 2 genannten Schriftwerke und Schriften. Die 
ratio legis der Beſtimmung in § 35, wornach die Schutzfriſten 
nicht mit dem Augenblick des Todes des Urhebers, ſondern mit dem 
Ablaufe des Kalenderjahres beginnen, in welchem der Urheber 
geſtorben iſt, trifft auch bei der Schutzfriſt des S 44 zu: 

„Es kann in einzelnen Fällen zweifelhaft werden, an welchem 

Tage der Autor geſtorben iſt. Zur Beſeitigung der hieraus 

möglicher Weiſe entſpringenden Unſicherheiten über die Berechnung 

der Schutzfriſten haben bereits einzelne Landesgeſetzgebungen be⸗ 
ſtimmt, daß das Jahr des Todes des Autors außer Betracht 

Ar und es empfahl ſich, dieſe Beſtimmung beizube⸗ 
(Motive zu 8 16 des Geſetzes von 1870 S. 29; vgl. Allfeld 
S. 133 sub 1). Die ſyſtematiſche Stellung des § 35 E. aber ließe 
es ohne ausdrückliche Verweiſung auf ihn als zweifelhaft erſcheinen, 
ob ſeine Beſtimmung auch auf Schutzfriſten Anwendung finden 
könne, welche außerhalb des dritten Abſchnittes des Entwurfes 
normiert ſind. 

9. Auf das Vergehen der widerrechtlichen öffentlichen Mit⸗ 
teilung fremder Werke droht der 8 44 E. eine Geldſtrafe bis zu 
1500 Mk. an. Gemäß § 75 Z. 14 GVG. würden alſo die 
eigentlich zuſtändigen Strafkammern auf Antrag der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft die Verhandlung und Entſcheidung dem Schöffengericht über⸗ 
weiſen können. Eine Aburteilung durch die Schöffengerichte iſt 
aber nach der ganzen Natur dieſer Delikte nicht angezeigt. Nun 
darf zwar erwartet werden, daß ebendeswegen die Staatsanwalt⸗ 
ſchaften die Ueberweiſung nicht beantragen, die Strafkammern ſie 
nicht beſchließen werden. Es wäre aber doch ratſam, daß das 
Geſetz ſelbſt ſie unmöglich macht, ſei es durch eine Erhöhung der 
Strafdrohung über 1500 Mk. hinaus, ſei es durch eine beſondere 
Beſtimmung über die Zuſtändigkeit. ö 

Aal. Hofbuchd Kaſtner & Loffen, Münden. 
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